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GeneraldireKion 801 1 Graz
Herrengasse 18-20, Tel, (0316) 8037-0

KNOEBL MICHAEL

LIEBENAUER-HAUPTSTR 93 B

8041 GRAZ

06.08.2018

Betreff: Polizzen n u m meI 4,7 15.226 GRAWEPR IVAT BÜ N DELVERSICH ERU NG

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde,

anbei erhalten Sie die Polizze zu dem mit uns abgeschlossenen Versicherungsvertrag. Wir danken lhnen
für lhr Vertrauen.
Der Beginn des Versicherungsschutzes hängt von der rechtzeitigen Zahlung der Erstprämie ab.
Die Zahlung ist rechtzeitig, wenn sie binnen 14 Tagen ab Erhalt dieser Zahlungsaufforderung mittels
beiliegendem Zahlschein erfolgt.
lm Fall des Zahlungsverzuges besteht nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen (vgl. Rückseite)
kein Versicherungsschutz.
Auch wenn Sie bereits Versicherungsschutz hatten, ist die rechtzeitige Zahlung der Erstprämie
erforderlich, um den Verlust bzw. eine Unterbrechung des Versicherungsschutzes zu vermeiden.
Dies gilt, wenn lhnen eine vorläufige Deckung zugesagt oder der Versicherungsbeginn für einen
Zeilpunkt vor Erhalt dieses Schreibens vereinbart wurde.
Für lhre Wünsche und Anliegen stehen wir lhnen jederzeit zur Verfügung und beraten Sie gerne.

Beilage

Mit freundlichen Grüßen
GRMER WECHSELSEITIGE

Versicheru ng Aktiengesel lschaft
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Potizze Nr.: 4,715.226 Fälligkeit: 2018-08-06, 1/1 , EIGENHEIM GRABELSDORF ZUR

Bei Telebanking bitte im Feld Zahlungsreferenz folgend e Zahl eingeben: 3000471 52269
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Die im umseitigen Text angesprochenen Bestimmungen des V'ersicherungsvertragsgesetzes
lauten:

§ 38. (1) lst die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluss des
Versicherungsvertrages und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt
als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag
an gerichtlich geltend gemacht wird.

(2) lst die erste oder einmalige Prämie zw Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls und nach
Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, es sei denn, dass der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der
Prämie ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen
nur, wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 und 2 nicht aus.

§ 39a. lst der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der Jahresprämie, höchstens
aber mit EUR 60,00 im Verzug, so tritt eine im §38 oder §39 vorgesehene Leistungsfreiheit des
Versicherers nicht ein.
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Sie werden betreut von:

HeTTn WILHELM GRUEBLERTel.: +43 316 8037 6401
|'1ai I : wilhelm. grueblerGgrawe, at

Kundenkennzeichen

7225407

lhre zuständige Direktion :

Generaldirektion Graz
8010 Graz, Herrengasse '1 8-20
Tel.: 0043 (0)316 80376222, Fax. 4490
E-Mail; service@grawe. at

ONAZEN WECHSEI,SEITIOE
Verslcherung Aktiengesellschaft
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110.000,00

151 ,40

Aufgrund des gestellten Antrages gewähren wir gemäß dieser Polaze und den vereinbarten Versicherungsbedingungen
Versicherungsschutz für das beschriebene Risiko während der vereinbarten Vertragsdauer. Wir weisen darauf hin, dass eine
automatische Verlängerung über die vereinbarte Vertragsdauer hinaus für die KZ-Haftpflichtversicherung gesetzlich geregelt
und für andere Sparten in der Regel vertraglich vereinbart ist. Genauere Bestimmungen dazu enthalten die vereinbarten
Versicherungsbedingungen. Das Adressfeld dieser Polizze bezeichnet den oder die Versicherungsnehmer Jede Sparte einer
Bü ndelversicheru n g stellt einen rechtlich selbstständ igen Vertrag dar

POLIZZE ZUR GRAWEPRIVAT BÜNDELVERSICHERUNG

Ausf ert'i ounos - Grund :

Ersatz där Pol izze(n):
4 ,653 .992

Vers'icherungsdauer vom 13.07.2018 00 Uhr bis 01 .02.2029 00 Uhr

Vers'icherunosort:
9122 ST -KANZIAN - KLOP- S
GRABELSDORF ZUR LEHRERSIEDLUNG 6

Hauptfä11igkeit'ist jeweils der 1, Februar

EIGENHEII'IVERSICHERUNG - TOPSGHUTZpI us

l,rlertgesi chert auf Basi s Baukosteni ndex l1ärz 2018

1 Wohnhaus - V'lochenendhaus Holzl hart N EUR 110.000,00

feuerversi cherung
Sturmversi cherund
Le'i tunoswasserveis'i cherunq
HaftofTichtversicheruno für Haus- und Grundbesitz

Pauschal vers, -Summö EUR 2,000,000,00
Gesamtversi cherungssumme EUR

Jahresbruttoprämie EUR

EXPD
B'i tte beachten S'ie di e Fortsetzuno auf Sei te 2 300

DS 552 - r.1r A-8oro Graz, Herr€ngasse r8-2o, reg-ßtriert beim Landes- als Handelsgerichl unter FN 37748 m DVR: oo5oo59



Für diesen Vertrag gelten folgende Bedingungen:

Bgsonderg Bed'i ngung Schri ftformverei nbarung(SF1/Str.rfe6)
Bgsondgre 13edjngung der Grazer tr/echselseit'igen Versicherung AG
Kl ausel paket Privat- und Aorarversi cheruno:
(PA Klairsel n 2016 I Stufe 5)

Polizze Nr. 4,715.226

Wertgesichert auf Basis Baukostenindex l1ärz 20'18

AFB 2002, ,ZB F WG 2002. ABS 2012, ASIB 2002. ZB St
EH Top Plus 2016 G, BB Terror 2003, BB EKOmE 2(t02,
ZB i\I hIG 2002, AHVB/EHVB-FN 2012, BB BKI 2OO9

Besondere Bedingung(en) Ht^//6, Al86l21

FEUER- VERSICHERUNG

Seite 2
Graz, am 06.08,2018

wG 2002. LLt10
At^,B 2002

N EUR 4B .000 , 00

60 ,795 , 00

44,82

BB Terror 2003

Vers'i cherungssumme EUR 125.000,00

EXPD
300

1 Gesamter privat qenutzter Inhalt
exkl usi ve' Bargel d , Schmuck, Wertpapi ere
und.KraftfahrZeuge
i n den Gebäuden

2 !orsorge f ür E'inri chtung
3i Ei nfri äduno
4 AufräumungS-^ Abbruch-, Feuerlösch-,

Bewegungsr, Schutz- und Entsorgungs-
Kosten

2 400 00
7 500 00
2 895 00

EUR
ER EUR

EUR

Gesamtversi cherungssumme EUR

Jahresbruttoprämi e EUR

Für di esen Vertrag gel ten f o'lgencle Bedi ngungen:

Bggonderq Bqdi ngung Schri ftformverei nbarung(SF1/Stufe6)
ABS 2012, AFB 2002, ZB F Wc 2002, BB BKI 2009, tzt1o,
Besondere Bedi ngung (en) Al 1

RECHTSSCHUTZ. VERS I CHERUNG

Wertgesichert auf Bas'is Verbraucherpreisindex Närz 2018

Piq.,engefghf !p (1) Vgrsi cheruns (en) s'il t (set ten) f ür
tIICHAET KNI0EBL'Gäb, Dat: 27 .12:1965
ANGESTELLTER
solvi e versii cherte Personen gr=mäß den Bedi ngungen

Bitte beachten Sie die Fortsetzung auf Seite
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Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutzfür den Privat- und Berufsbereich (Artikel
Sel bstbehal t
Besondere Bedingung RSl121

Jahresbruttopräm'i e EUR

Für diesen Vertrag ge'lten folgende Bedingungen:

?EP"?o7tEt3?gi äy'nn 
schri rtrormverei nbaruns

ARB 2017, BB VPI 2009, lzt10
Besondere Bedingung(en) RS/102

Jährliche Folgeprämie

Guthaben
Vorschrei bung Erstprämi e

zu bezahlen

abgegeben worden sind

B'i tte beachten
DS552-Irl

1e)

ONAZEß WEANSEA§EMGE
Versicherung Aktlengesellschaft

Seite 3
Graz, am 06.08.2018

27,07

ab 01 .02.2019

aus Pol i zze 4,653.992
ab 13 .07 .2018

EUR

- EUR
EUR

223,29

120,52
122,81

EUR

beil iegenden Zahlschein

2,29

Bitte verwenden Sie zur Einzah'lung den

Di e Prämi en bei nhal ten Steuern.

Unsere Bankverbindungen:
Raiffeisenlandesbank Steiermark IBAN: AT23 3800 0000 0005 1052, BIC: RZSTAT2G
PSK IBAN: AT31 6000 0000 0717 0706, BIC: BAWAATWW

Legende der Abkürzungen:
N=Neuwert Z=Zeifued. V=Verkehrswert H=Haftungshöchstsumme

Der Versicherungsnehmer kann jedezeit auf seine Kosten Abschriften aller Erklärungen
begehren, die von ihm oder für ihn dem Versicherer gegenüber mit Bezug auf den Vertrag

ffi
lErll EßAZEP WECHSELSETTTGE

!-7 versrcherung Ar<trengesellscnaft

S'ie die Fortsetzuno auf Seite 4
A-8oro Graz, Herrengassp r8-2o, reg-ßtriert beim Landes- als Händelsgerichl unter FN 37748 m

300
DVR: oo5oo59ti+';L','+ffi



Polizze Nr. 4,715.226 Seite 4
Graz, am 06.08.2018

ANHANG

Alle Texte, die als vertragliche Vereinbarung für diese Polizze gelten (Versicherungsbedingungen und Klauseln), sind vollständig in

Anhang 2 enthalten. ln diesen Texten wird an verschiedenen Stellen auf gesetzliche Bestimmungen verurriesen Daher enthält Anhang 1

jene Gesetzestexte, auf die an anderer Stelle Bezug genommen wird.

Die lnformation über bestehende RücKrittsrechte finden sich in den §§ 3 und 3a Konsumentenschutzgesetz (KSchG), in den §§ 5b und 5c

Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) und in § 8 Fern-Finanzdienstleistungs-Gesetz (FernFinG). Kündigunosrechte sind in

§ 8 Abs 3 VersVG getegelt.

ANHANG 1 - GESETZLICHE BESTIMMUNGEN (auszugsweise)

VERSICHERUNGSVERTRAGSGESETZ (VETSVG)

VORSCHRIFTEN FUR SAMTLICHE
VERSICHERUNGSZWEIGE.

Erstes Kapitel - Allgemeine Vorschriften.

§ 5b. (1) Gibt der \rersicherungsnehmer seine Vertragserklärung
dem Versicherer oder seinem Beauftragten persönlich ab, so hat
dieser ihm unverzüglich eine Kopie dieser Vertragserklärung
auszuhändigen

(2) Der Versicherungsnehmer kann binnen zweier Wochen vom
Vertrag zurücktreten, sofern er

1 entgegen Abs, 1 keine Kopie seiner Vedragserklärung
erhalten hat,

2 die Versicherungsbedingungen einschließlich der Bestim-
mungen über die Festsetzung der Prämie, soweit diese nicht im
Antrag bestimmt ist, und über vorgesehene Anderungen der
Prännie nicht vor Abgabe seiner Vertragserklärung erhalten hat
oder

3 die in den §§ 9a und 18b VAG und, sofern die Vermittlung
durch einen Versicherungsvermittler in der Form
"Versicherungsagent" erfolgte, die in den §§ 137'f Abs 7 bis 8
und '1379 GewO 1994 unter Beachtung des § 137h GewO 1994
vorgesehenen Mitteilungen nicht erhalten hat

(3) Dem Versicherer obliegt der Beweis, daß die in /\bs.2 Zl und
2 angeführten Urkunden rechtzeitig ausgefolgt und die in Abs 2
Z 3 angeführten Mitteilungspflichten rechtzeitig erfüllt worden sind,

(4) Die Frist zum Rücktritt nach Abs 2 beginnt erst zu laufen, wenn
die in Abs. 2 Z 3 angeführten Mitteilungspflichten erfüllt worden
sind, dem Versicherungsnehmer der Versicherungsschein und die
Versicherungsbedingungen ausgefolgt worden sind und er über
sein RücKrittsrecht belehrt worden ist,

(5) Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtwirksamkeit der
geschriebenen Form; es genügt, wenn die Erklärung innerhalb der
Frist abgesendet wird Das Rücktrittsrecht erlischt spätestens
einen Monat rrach Zugang des Versicherungsscheins
einschließlich einer Belehrung über das RücKrittsrecht. Hat der
Versicherer vorläufige Deckung gewährt, so gebührt ihm hiefür die
ihrer Dauer entsprechende Prämie

(6) Das RücKrittsreoht gilt nicht, wenn die Vertragslaufzeit weniger
als sechs Monate lreträgt.

§5c. (1) lst der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs 1 Z2
KSchG), so kann er vom Versicherungsvertrag oder seiner
Veftragserklärung ohne Angabe von Gründen binnen 14 Tagen in
geschriebener Form zurücKreten. Hat der Versicherer dem
Versicherungsnehmer vorläufige Deckung gewährt, so gebührt
ihm cllafür die ihrer Dauer entsprechende Prämie

(2) Die Frist zur Ausübung des RücKrittsrechts beginnt mit dem
Tag zu laufen, an dem dem Versicherungsnehmer

1 dr:r Versicherutngsschein und die Versicherungsbedingungen

Bitte br:achten S'ie d'ie Fortsetzung

einschließlich der Bestimmungen über die Prämienfestsetzung
oder -änderung,

2. die in §§ 9a und 18b VAG sowie in den §§ 137f Abs.7 und 8
und 1379 in Verbindung mit § 137h GewO 1994 vorgesehenen
lnformationen und

3, eine Belehrung über das RücKrittsrecht

zugegangen sind

(3) Das RücKrittsrecht nach Abs. 1 steht dem Versicherungs-
nehmer nicht zu, wenn die Vertragslaufzeit weniger als sechs
Monate beträgt. Es erlischt spätestens einen Monat nach dem
Zugang des Versicherungsscheins und einer Belehrung über das
RücKrittsrecht.

§ 6. (1 ) lst im Vertrag bestimmt, daß bei Verletzung einer
Obliegenheit, die vor dem Eintritt des Versicherungsfalles dem
Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei sein soll, so tritt die vereinbarte
Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung als eine
unverschuldr-,te anzusehen ist Der Versicherer kann den Vertrag
innerhalb eines Monates, nachdem er von der Verletzung
Kenntnis erlangt hat, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
kündigen, es sei denn, daß die Verletzung als eine
unverschuldete anzusehen ist. Kündigt der Versicherer innerhalb
eines Mon:rtes nicht, so kann er sich auf die vereinbade
Leistungsfreiheit nicht berufen.

(1a) Bei dr:r Verletzung einer Obliegenheit, die die dem
Versicherungsvertrag zugrundeliegende Aquivalenz zwischen
Risiko und Prämie aufrechterhalten soll, tritt die vereinbarle
Leistungsfreiheit außerdem nur in dem Verhältnis ein, in dem die
vereinbarte hinter der für das höhere Risiko tarifmäßig
vorgesehenern Prämie zurückbleibt Bei der Verletzung von
Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen,
die keinen Einfluß auf die Beufieilung des Risikos durch den
Versicherer haben, tritt Leistungsfreiheit nur ein, wenn die
Obliegenheil: vorsätzlich verletzt worden ist

(2) lst eine Obliegenheit verletä, die vom Versicherungsnehmer
zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung
einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer gegenüber
unabhängig von der Anwendbarkeit des Abs. 1a - zu erfüllen ist,
so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit
nicht berufen, wenn die Verletzung keinen Einfluß auf den Eintritt
des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluß auf den
Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat.

(3) lst die Leistungsfreiheit für den Fall vereinbaft, daß eine
Obliegenheit verletzt wird, die nach dem Einkitt des
Versicherurgsfalles dem Versicherer gegenüber zu erfüllen ist, so
tritt die vereinbarte Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verletzung
weder auf \,/orsatz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht Wird die
Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz verletä, die Leistungspflicht
des Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung solcher
Umstände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die
Leistungspl'licht des Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der
Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder
auf die Feststellung des Versicherungsfalls noch auf die

EXPD
300

ERSTER ABSCHNlTT

auf Sei ter 5
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Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden
Leistung Einfluß gehabt hat.

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei
Verletzung einer Obliegenheit zum RücKritt berechtigt sein soll, ist
unwirksam.

(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer
vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem
Versicherungsnehmer vorher die Versicherungsbedingungen oder
eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit
mitgeteilt wird.

§ 8, (1) Eine Vereinbarung, nach welcher ein Versicherungs-
verhältnis als stillschweigend verlängert gilt, wenn es nicht vor
dem Ablauf der Vertragszeit gekündigt wird, ist insoweit nichtig,
als sich die jedesmalige Verlängerung auf mehr als ein Jahr
erstrecld.

(2) lst ein Versicherungsverhältnis auf unbestimmte Zeit einge-
gangen (dauernde Versicherung), so kann es von beiden Teilen
nur für den Schluß der laufenden Versicherungsperiode gekündigt
werden. Die Kündigungsfrist muß für beide Teile gleich sein und
darf nicht weniger als einen Monat, nicht mehr als drei Monate
betragen. Auf das Kündigungsrecht können die Pafteien
einverständlich bis zur Dauer von zwei Jahren vezichten.

(3) lst der Versicherungsnehmer Verbraucher (§ 1 Abs. 1 Z2
KSchG), so kann er ein Versicherungsverhältnis, das er für eine
Dauer von mehr als drei Jahren eingegangen ist, zum Ende des
dritten Jahres oder jedes darauffolgenden Jahres unter Einhaltung
einer Frist von einem Monat kündigen. Eine allfällige Verpflichtung
des Versicherungsnehmers zum Ersatz von Vorteilen, besonders
Prämiennachlässen, die ihm wegen einer vorgesehenen längeren
Laufzeit des Vertrags gewäht1 worden sind, bleibt unberührt

§ 10. (1) Hat der Versicherungsnehmer seine Wohnung geändert,

die Anderung aber dem Versicherer nicht mitgeteilt, so genügt fttr
eine Willenserklärung, die dem Versicherungsnehmer gegenüber
abzugeben ist, die Absendung eines eingeschriebenen Briefes
nach der letäen dem Versicherer bekannten Wohnung. Die

Erklärung wird in dem ZeitpunK wirksam, in welchem sie ohne die

Wohnungsänderung bei regelmäßiger Beförderung dem
Versicherungsnehmer zugegangen wäre.

(2) Hat der Versicherungsnehmer die Versicherung in seinem
Gewerbebetrieb genommen, so sind bei einer Verlegung der
gewerblichen Niederlassung die Vorschriften des Abs. 1

entsprechend anzuwenden.

§ 11. (1) Geldleist sind mit Beendigung der
zur Feststellung und des Umfanges der
Leistung des Erhebungen fällig. Die

Fälligkeit tritt jedoch unabhängig davon ein, wenn der
Versicherungsnehmer nach Ablauf zweier Monate seit dem
Begehren nach einer Geldleistung eine Erklärung des
Versicherers verlangt, aus welchen Gründen die Erhebungen
noch nicht beendet werden konnten, und der Versicherer diesem
Verlangen nicht binnen eines Monats entspricht.

(2) Sind diese Erhebungen bis zum Ablauf eines Monates seit der
Anzeige des Versicherungsfalles nicht beendet, so kann der
Versicherungsnehmer in Anrechnung auf die Gesamtforderung
Abschlagszahlungen in der Höhe des Betrages verlangen, den

der Versicherer nach Lage der Sache mindestens zu zahlen hat

(3) Der Lauf der Frist des Abs. 2 ist gehemmt, solange die

Beendigung der Erhebungen infolge eines Verschuldens des
Versicherungsnehmers gehindert ist.

(4) Eine Vereinbarung, durch welche der Versicherer von der Ver-

pflichtung, Vezugszinsen zu zahlen, befreit wird, ist unwirksam

Zweites Kapitel Anzeigepflicht. Erhöhung der Gefahr.

§ 16. (1) Der Versicherungsnehmer hat beim Abschluß des
- 

Vertrages alle ihm bekannten Umstände, die für die Übernahme
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der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer anzuzeigen, Erheblich
sind jene Gefahrumstände, die geeignet sind, auf den Entschluß
des Versicherers, den Vertrag überhaupt oder zu den
vereinbarten Bestimmungen abzuschließen, einen Einfluß
auszuüben. Ein Umstand, nach welchem dep Versicherer
ausdrücklich und in geschriebener Form gefragt hat, gilt im
Zweifel als erheblich

(2) lst dieser Vorschrift zuwider die Anzeige eines erheblichen
Umstandes unterblieben, so kann der Versicherer vom Vertrag
zurücKreten, Das gleiche gilt, wenn die Anzeige eines erheblichen
Umstandes deshalb unterblieben ist, weil sich der
Versicherungsnehmer der Kenntnis des Umstandes arglistig
entzogen hat.

(3) Der RücKritt ist ausgeschlossen, wenn der Versicherer den
nicht angezeigten Umstand kannte Er ist auch ausgeschlossen,
wenn die Anzeige ohne Verschulden des Versicherungsnehmers
unterblieben ist; hat jedoch der Versicherungsnehmer einen
Umstand nicht angezeigt, nach dem der Versicherer nicht
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt hat, so kann dieser
vom Vertrag nur dann zurücktreten, wenn die Anzeige vorsätzlich
oder grob fahrlässig unterblieben ist.

§ 17. (1) Der Versicherer kann vom Vertrag auch dann
zurücKreten, wenn über einen erheblich Umstand eine unrichtige
Anzeige gemacht worden ist.

(2) Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn die Unrichtigkeit dem
Versicherer bekannt war oder die Anzeige ohne Verschulden des
Versicherungsnehmers unrichtig gemacht worden ist

§ 18. Hatte der Versicherungsnehmer die Gefahrenumstände an

Hand von vom Versicherer in geschriebener Form gestellter
Fragen anzuzeigen, so kann der Versicherer wegen
unterbliebener Anzeige eines Umstandes, nach dem nicht
ausdrücklich und genau umschrieben gefragt worden ist, nur im
Falle arglistiger Verschweigung zurücktreten.

§ 19. Wird der Vertrag von einem Bevollmächtigten oder von einem

Veftreter ohne Vertretungsmacht abgeschlossen, so kommt fÜr

das RücKrittsrecht des Versicherers nicht nur die Kenntnis und

die Arglist des Vertreters, sondern auch die Kenntnis und die
Arglist des Versicherungsnehmers in Betracht. Der

Versicherungsnehmer kann sich darauf, daß die Anzeige eines
erheblichen Umstandes ohne Verschulden unterblieben oder
unrichtig gemacht ist, nur berufen, wenn weder dem Veftreter
noch ihm selbst ein Verschulden zur Last fällt.

§20. (1 )Der RücKritt ist nur innerhalb eines Monates zulässig. Die

Frist beginnt mit dem Zeitpunkt, in welchem der Versicherer von

der Verletzung der Anzeigepflicht Kenntnis erlangt

(2) Der RücKritt ist gegenüber dem Versicherungsnehmer zu
erklären. lm Falle des Rücldrittes sind, soweit dieses
Bundesgesetz nicht in Ansehung der Prämie etwas anderes
bestimmt, beide Teile verpflichtet, einander die empfangenen
Leistungen zurüclcugewähren; eine Geldsumme ist von dem
ZeitpunK des Empfanges an zu verzinsen,

§ 21. Tritt der Versicherer zurück, nachdem der Versicherungsfall
eingetreten ist, so bleibt seine Verpflichtung zur Leistung
gleichwohl bestehen, wenn der Umstand, in Ansehung dessen die

Anzeigepflicht verletzt ist, keinen Einfluß auf den Eintritt des
Versicherungsfalls oder soweit er keinen Einfluß auf den Umfang
der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 22. Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger
Täuschung über Gefahrumstände anzufechten, bleibt unberührt

§23. (1) Nach Abschluß des Vertrages darf der Versicherungs-
nehmer ohne Einwilligung des Versicherers weder eine Erhöhung
der Gefahr vornehmen noch ihre Vornahme durch einen Dritten
gestatten.
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(2) Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, daß durch
eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene
oder gestattete An«lerung die Gefahr erhöht ist, so hat er dem

Versicl'rerer unverzüglich Anzeige zu machen.

§ 24. (1) Verletä der Versicherungsnehmer die Vorschrift des § 23
Abs 1 , so kann der Versicherer das Versicherungsverrhältnis ohne

Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen Beruht die Verletzung
nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers, so muß
dieser die Kündigung erst mit dem Ablauf eines Monates gegen

sich gelten lassen

(2) Das Kündigungsnecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines
Monates von dem ZeitpunK an ausgeübt wird, in welchem der
Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt, oder
wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung
bestanden hat

§ 25. (1) Der Versicherer ist im Fall einer Verletzung der Vorschrift
des § 23 Abs 1 von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der
Versicherungsfall niach der Erhöhung der Gefahr eintritt

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn die
Verletzung nicht auf einem Verschulden des \/ersicherungs-
nehmers beruht Der Versicherer ist jedoch auch in diesem Fall
von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im § 23 Abs 2
vorgesehene Anzerge nicht unverzüglich gemacht wird und der
Versicherungsfall später als einen Monat nach dem ZeitpunK
eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen
müssen, es sei denn, daß ihm in diesem ZeitpunK die Erhöhung
der Gefahr bekannt war.

(3) Die Verpflichtung des Versicherers zur Leistung blelbt auch
dann bestehen, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls
die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine
Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr
keinen Einfluß auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit
sie kenen Einfluß auf den Umfang der Leistung des Versicherers
gehabt hat

§ 26. Die Vorschriften der §§ 23 bis 25 sind nicht anzuwenden,
wenn der Versicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr
durch das lnteressr: des Versicherers oder durch ein Ereignis, für
das der Versicherer haftet, oder durch ein Gebot der
Menschlichkeit veranlaßt wird

§27. (1)Tritt nach dem Abschluß des Vertrages unabhängig vom
Willen des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der Gefahr ein,
so ist der Versicherer berechtigt, das Versicherungsverhältnis
unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu
kündigen Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb
eines Monats von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in dem der
Versicherer von dr:r Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt hat,
oder lvenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung
bestanden hat.

(2) Der Versicherungsnehmer hat, sobald er von der Erhöhung der
Gefahr Kenntnis erlangt, dem Versicherer unverzüglich Anzeige
zu machen,

(3) lst die Erhöhung der Gefahr durch allgemein bekannte
Umstände verursacht, die nicht nur auf die Risken bestimmter
Versioherungsnehrner einwirken, etwa durch eine Anderung von
Rechtsvorschriften, so erlischt das Kündigungsrecht des
Versicherers nach Abs 1 erst nach einem Jahr und ist Abs 2
nicht anzuwenden

§28. (1) Wird dle im §27 Abs 2 vorgesehene Anzeige nicht
unverzüglich gernacht, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später
als einen Monat nach dem ZeitpunK eintritt, in welchem die

Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen.

(2) Die Verpflichturrg des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm

die Erhöhung der Gefahr in dem ZeitpunK bekannt war, in

welchem ihm die r\nzeige hätte zugehen müssen Das gleiche gilt,
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wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die

Kündigung dr-'s Versicherers abgelaufen und eine Kündlgung nicht
erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluß auf
den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluß
auf den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat

§ 29. Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in

Betracht. Eine Erhöhung der Gefahr kommt auch dann nicht in

Betracht, wenn nach den Umständen als vereinbart anzusehen
ist, daß da:; Versicherungsverhältnis durch die Erhöhung der
Gefahr nicht berühri werden soll

§ 30. Die Vorr;chriften der §§ 23 bis 29 sind auch auf eine ln der
Zeit zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrages
eingetretene Erhöhung der Gefahr anzuwenden, die dem
Versicherer bei der Annahme des Antrages nicht bekannt war

§ 31. (1) Liegern die Voraussetzungen, unter denen der Versicherer
nach den Vorschriften dieses Kapitels zum RücKritt oder zur
Kündigung brerechtigt ist, nur für einen Teil der Gegenstände oder
Personen vor, auf die sich die Versicherung bezieht, so steht dem
Versicherer Cas Recht des Rücktrittes oder der Kündigung fur den
übrigen Teil nur zu, wenn anzunehmen ist, daß für diesen allein
der Versicherer den Vertrag unter den gleichen Bestimmungen
nicht geschkrssen hätte.

(2) Macht der Versicherer von dem Recht des RücKrittes oder der
Kündigung für einerr Teil der Gegenstände oder Personen
Gebrauch, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt, das
Versicherungsverhältnis für den übrigen Teil zu kündigen; die
Kündigung kann jedoch nicht für einen späteren ZeitpunK als den
Schluß der Versicherungsperiode erklän werden, in welcher der
Rücktritt des; Versicherers oder seine Kündigung wirksam wird.

(3) Liegen clie Voraussetzungen, unter denen der Versicherer
wegen einer Verletzung der Vorschriften über die Erhöhung der
Gefahr von der Verptlichtung zur Leistung frei ist, für einen Teil
der Gegenstände oder Personen vor, auf die sich die
Versicherung bezieht, so ist die Vorschrift des Abs 1 auf die
Befreiung entsprechend anzuwenden

§38, (1) lst die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14
Tagen nach dem Abschluß des Versicherungsvertrags uncl nach
der Auffordr:rung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so ist der
Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirK ist, berechtigt, vom
Vertrag zurijckzutreten. Es gilt als RücKritt, wenn der Anspruch
auf die Pränrie nicht innerhalb dreier Monate vom Fälligkeitstag an
gerichtlich geltend gemacht wird

(2) lst die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritts des
Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs 'l noch
nicht gezahlt, so ist der Versicherer von der Verpflichtung zur
Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der
rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein Versctrrulden
verhinded u/ar

(3) Die Aufforderung zur Prämienzahlung hat die im Abs 1 und 2
vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den
Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen hat

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs '1 und 2 nicht aus

§39. (1)Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann
der Versicherer denr Versicherungsnehmer auf dessen Kosten
schriftlich eine Zal^rlungsfrist von mindestens zwei Vr/ochen
bestimmen; zur Untezeichnung genügt eine Nachbildung der
eigenhändigen Unterschrift Dabei sind die Rechtsfolgen
anzugeben, die nach Abs 2 und 3 mit dem Ablauf der Frist
verbunden sind Eine Fristbestimmung, ohne Beachtung dieser
Vorschriften, ist unwirksam

(2) Tritt der'Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist
der Versicherungsnehmer zw Zeit des Eintrittes mit der Zahlung
der Folgeprrämie inr Verzug, so ist der Versicherer von der
Verpflichtung zut Leistung frei, es sei denn, daß der
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Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung ohne sein
Verschulden verhindert war.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das
Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist
kündigen, wenn der Versicherungsnehmer mit der Zahlung im
Vezug ist. Die Kündigung kann bereits mit der Bestimmung der
Zahlungsfrist so verbunden werden, daß sie mit Fristablauf
wirksam wird, wenn der Versicherungsnehmer in diesem
ZeitpunK mit der Zahlung im Verzug ist; darauf ist der
Versicherungsnehmer bei der Kündigung ausdrücklich
aufmerksam zu machen. Die Wirkungen der Kündigung fallen fort,
wenn der Versichherungsnehmer innerhalb eines Monates nach
der Kündigung oder, falls die Kündigung mit der Fristbestimmung
verbunden worden ist, innerhalb eines Monates nach dem Ablauf
der Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, sofern nicht der
Versicherungsfall bereits eingetreten ist.

(4) Die Nichtzahlung von Zinsen oder Kosten löst die Rechtsfolgen
der Abs. 'l bis 3 nicht aus

§ 39a. lst der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH
der Jahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Vezug, so tritt
eine im § 38 oder § 39 vorgesehene Leistungsfreiheit des
Versicherers nicht ein.

§ 40. Wird der Versicherungsvertrag während der
Versicherungsperiode oder sonst vorzeitig aufgelöst, so gebührt
dem Versicherer die Prämie nur fUr die bis dahin verstrichene
Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen anderes
vorsehen. Die Möglichkeit für den Versicherer, sich für diesen Fall
die Zahlung einer angemessenen Konventionalstrafe (Geschäfts-
gebtlhr) auszubedingen (§ 1336 ABGB), bleibt unberührt.

§ 51. (1) Wenn die Versicherungssumme den Weft des
versicherten lnteresses (Versicherungswert) erheblich übersteigt,
kann sowohl der Versicherer als auch der Versicherungsnehmer
verlangen, daß zur Beseitigung der Überuersicherung die
Versicherungssumme unter verhältnismäßiger Minderung der
Prämie mit sofortiger Wirkung herabgesetzt wird.

(2) lst die Uberversicherung durch ein Kriegsereignis oder durch
eine behördliche Maßnahme aus Anlaß eines Krieges verursacht
oder ist sie die unvermeidliche Folge eines Krieges, so kann der
Versicherungsnehmer das Verlangen nach Abs, 'l mit Wirkung
vom Eintritt der Uberversicherung ab stellen

(3) ln den Fällen der Abs. I und 2 sind die dem Versicherungs-
nehmer zurückzuerstattenden Prämienteile erst am Schluß der
Versicherungsperiode zu zahlen

(4) Schließt der Versicherungsnehmer den Veftrag in der Absicht
ab, sich aus der Überversicherung einen rechtswidrigen
Vermögensvodeil zu verschaffen, so ist der Vertrag nichtig

(5) Das Recht des Versicherungsnehmers, den Vertrag wegen
lrrtums anzufechten, bleibt unberührt

§59. (1) lst ein lnteresse gegen dieselbe Gefahr bei mehreren
Versicherern versichert und übersteigen die Versicherungs-
summen zusammen den Versicherungswen oder übersteigt aus
anderen Gründen die Summe der Entschädigungen, die von
jedem einzelnen Versicherer ohne Bestehen der anderen
Versicherung zu zahlen wären, den Gesamtschaden
(Doppelversicherung), so sind die Versicherer in der Weise zur
ungeteilten Hand verpflichtet, daß dem Versicherungsnehmer
jeder Versicherer für den Betrag haftet, dessen Zahlung ihm nach
seinem Vertrag obliegt, der Versicherungsnehmer aber im ganzen
nicht mehr als den Betrag des Schadens verlangen kann.

(2) Die Versicherer sind nach Maßgabe der Beträge, deren
Zahlung ihnen dem Versicherungsnehmer gegenüber
vedragsmäßig obliegt, untereinander zum Ersatz verpflichtet. lst
auf eine der Versicherungen ausländisches Recht anzuwenden,
so kann der Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, vom
anderen Versicherer, für den das ausländische Recht gilt, vom
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anderen Versicherer nur dann Ersatz verlangen, wenn er selbst
nach dem für ihn maßgebenden Recht zum Ersatz verpflichtet ist

(3) Hat der Versicherungsnehmer eine Doppelversicherung in der
Absicht genommen, sich dadurch einen rechtswidrigen
Vermögensvorleil zu verschaffen, so ist jeder in dieser Absicht
geschlossene Vertrag nichtig.

§ 60. (1 ) Hat der Versicherungsnehmer den Vertrag, durch welchen
die Doppelversicherung entstanden ist, ohne Kenntnis von dem
Entstehen der Doppelversicherung abgeschlossen, so kann er
verlangen, daß der später abgeschlossenen Vertrag aufgehoben
oder die Versicherungssumme, unter verhältnismäßiger
Minderung der Prämie, auf den Teilbetrag herabgeseta wird, der
durch die frühere Versicherung nicht gedecK ist,

(2) Das gleiche gilt, wenn die Doppelversicherung dadurch
entstanden ist, daß nach Abschluß der mehreren
Versicherungsverträge der Versicherungswert gesunken ist Sind
jedoch in diesem Fall die mehreren Versicherungsverträge
gleichzeitig oder im Einvernehmen der Versicherer abgeschlossen
worden, so kann der Versicherungsnehmer nur die
verhältnismäßige Herabsetzung der Versicherungssummen und
der Prämien verlangen.

(3) Die Aufhebung oder Herababsetzung wird erst mit dem Ablauf
der Versicherungsperiode wirksam, in der sle verlangt wird. Das
Recht, die Aufhebung oder die Herabsetzung zu verlangen,
erlischt, wenn der Versicherungsnehmer es nicht unveaüglich
geltend macht, nachdem er von der Doppelversicherung Kenntnis
erlangt hat.

§64. (1) Eine Vereinbarung, daß einzelne Voraussetzungen des
Anspruchs aus der Versicherung oder die Höhe des Schadens in
einem Schiedsgutachterverfahren durch Sachverständige
festgestellt werden sollen, ist nur wirksam, wenn vorgesehen ist,
daß der Sachverständige oder die Sachverständigen von einem
unbeteiligten Dritten oder jeweils in gleicher Anzahl vom
Versicherer und vom Versicherungsnehmer namhaft gemacht
werden, wobei vorgesehen werden kann, daß diese
Sachverständigen oder ein unbeteiligter Dritter einen
Vorsitzenden zu bestimmen haben.

(2) Die von dem oder den Sachverständigen getroffene
Feststellung ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der
wirklichen Sachlage erheblich abweicht. Die Feststellung erfolgt in
diesem Fall durch Urteil Das gleiche gilt, wenn die
Sachverständigen die Feststellung nicht treffen können oder
wollen oder sie vezögern.

(3) Sind nach dem Veftrag die Sachverständigen vom Gericht zu
bestellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht zuständig, in
dessen Sprengel der Schaden entstanden ist Durch eine
ausdrückliche Vereinbarung der Beteiligten kann die Zuständigkeit
eines anderen Bezirksgerichtes begründet werden. Der Beschluß,
durch den dem Antrag auf Bestellung der Sachverständigen
stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar.

(4) Eine Vereinbarung, die von der Vorschrift des Abs. 1 Satz 1

abweicht, ist nichtig

§ 68. (1) Besteht das versicherte lnteresse beim Beginn der
Versicherung nicht oder gelangt, falls die Versicherung für ein
künftiges Unternehmen oder sonst für ein künftiges lnteresse
genommen ist, das lnteresse nicht zur Entstehung, so ist der
Versicherungsnehmer von der Verpflichtung zur Zahlung der
Prämie freii der Versicherer kann eine angemessene
Geschäftsgebühr verlangen.

(2) Fällt das versicherte lnteresse nach dem Beginn der
Versicherung weg, so gebührt dem Versicherer die Prämie, die er
hätte erheben können, wenn die Versicherung nur bis zu dem
ZeitpunK beantragt worden wäre, in welchem der Versicherer
vom Wegfall des lnteresses Kenntnis erlangt.
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(3) Fällt das versicherte lnteresse nach dem Beginn der
Versicherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine
behördliche Maßnahme aus Anlaß eines Krieges weg oder ist der
Wegfall des lnteresses die unvermeidliche Folge eines Krieges,
so gebührt dem Vetsicherer nur der Teil der Prämie, welcher der
Dauer rler Gefahdragung entspricht

(4) ln den Fällen der Abs. 2 und 3 sind die dem
Versicherungsnehmer zurückzuerstattenden Prämienteile erst
nach Kriegsende zu zahlen

§ 91. Bei der Gebäudeversicherung muß die im Falle einer nicht
rechtzeitigen Zahlung der Prämie nach § 39 zu bestimmende
Zahlungsfrist mindestens einen Monat betragen

KONSUMEN TENSCHUTzGESETz (KSchG)

Rücktrittsrecht
§ 3. (1) Hat der Verbraucher seine Vedragserklärung weder in den
vom [Jnternehmer für seine geschäftlichen Zwecke dauernd
benützten Räumen noch bei einem von diesem dafür auf einer
Messe oder einem MarK benützten Stand abgegeben, so kann er
von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücklreten. Dieser
Rücktritt kann bis zum Zustandekommen des Vertrags oder
danach binnen einerr Woche erkläd werden; die Frist beginnt mit
der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und die
Anschrift des Unternehmers, die zur ldentifizierung des Vertrags
notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das
RücKrittsrecht enthält, an den Verbraucher, frühestens jedoch mit
dem Zustandekommen des Vertrags zu laufen Diese Belehrung
ist dem Verbraucher anläßlich der Entgegennahme seiner
Vertragserklärung auszufolgen Das Rücktrittsrecht erlischt bei
Versicherungsverträgen spätestens einen Monat nach
Zustarrdekommen des Vedrags

(2) Das RücKrittsrec;ht besteht auch dann, wenn der Unternehmer
oder ein mit ihm zusammenwirkender Dritter den V'erbraucher im
Rahmen einer Werbefahrt, einer Ausflugsfahrt oder einer
ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles
Ansprechen auf dr:r Straße in die vom Unternehmer für seine
geschiiftlichen Zwecke benützten Räume gebracht hat

(3) Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu,

1, wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem
Unternehmer oder dessen Beauftragten zwecks Schließung
dieses Vertrages angebahnt hat,

2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine
Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren
Beauftragten vorangegangen sind oder

3 bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofoft
zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Unternehmern
außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen werden und das
vereinbarte Entgr:lt 15 Euro, oder wenn das Unternehmen nach
seiner Natur nicht in ständigen Geschäftsräumen betrieben wird
und das Entgelt ,15 Euro nicht übersteigt

(4) Der RücKritt bedarf zu serner Rechtswirksamkeit der
Schriftform Es genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück,
das seine Vertragserklärung oder die des Unternehmers enthält,
dem Unternehmer oder dessen Beauftragten, der an den
Vedragshandlungen (Anm.: richtig: Vertragsverhandlungen)
mitgewirld hat, mit einem Vermerk zurückstellt, der erkennen läßt,
daß der Verbraucher das Zustandekommen oder die
Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt Es genügt, wenn die
Erklärung innerhalb des im Abs 1 genannten Zeitraumes
abgesendet wird.

(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Veftragsantrag oder
vom Vertrag zuriicKreten, wenn der Unternehmer gegen die
gewerberechtlichen Regelungen über das Sammeln und die
Entgegennahme von Dienstleistungen über das Aufsuchen von
Privatpersonen s,owie Werbeveranstaltungen c,der über die
Entgegennahme von Bestellungen auf Waren (§§ 54, 57 und 59
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GewO 1994) verstoßen hat. Die Bestimmungen des Abs.'l und 4
sind auch auf dieses Rücktrittsrecht anzuwenden. Es steht dem
Verbraucher auch in den Fällen des Abs. 3 zu.

§ 3a. (1 ) Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder
vom Vedrag weiters zurücKreten, wenn ohne seine Veranlassung
für seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die der
Unternehmer im Zuge der Vertragsverhandlungen als
wahrscheinlich dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich
geringerem l\usmaß eintreten,

(2) Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs 1 sind

1. die Enrvartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten,
die erforderlich ist, damit die Leistung des Unternehmers
erbracht ocler vom Verbraucher verwendet werden kann,

2 die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile,

3 die Aussicht auf eine öffentliche Förderung und

4. die Aussicht auf einen Kredit.

(3) Der RücKritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist
beginnt zu laufen, sobald für den Verbraucher erkennbar ist, daß
die in Abs '1 genannten Umstände nicht oder nur in erheblich
geringerem Ausmaß eintreten und er eine schriftliche Belehrung
über dieses RücKrittsrecht erhalten hat Das Rücktrittsrecht
erlischt jedoch spätestens einen Monat nach der vollständigen
Erfüllung des Vertrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und
Versicherung;sverlrägen mit einer ein Jahr übersteigenden
Vertragsdauer spätestens einen Monat nach dem
Zustandekonrmen des Vertrags.

(4) Das RücKrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, wenn

1. er bereits bei den Vertragsverhandlungen wußte oder wissen
mußte, daß die maßgeblichen Umstände nicht oder nur in
erheblich geringerenr Ausmaß eintreten werden,

2. der Auss,chluß des RücKrittsrechts im einzelnen ausgehandelt
worden ist oder

3. der Unternehmer sjch zu einer angemessenen Anpassung des
Vertrags bereit erklärt

(5) Für die RücKrittserklärung gilt § 3 Abs 4 sinngemäß,

FERN.FINANZDIENSTLEISTU NGSGESETZ
(FernFinG)

Rücktrittsrecht
§ 8. (1) Der Verbraucher kann vom Vertrag oder seiner

Vedragserkliärung bis zum Ablauf der in Abs. 2 genannten Fristen
zurücKreten.

(2) Die Rücktrittsfrist beträgt 14 Tage, bei Lebensversicherungen
im Sinn der Richtlinie ZOOZ13|EG über Lebensversicherungen,
ABl. Nr. L 345 vom 19 Dezember 2002, S 1, und bei
Fernabsatzverträgen über die Altersversorgung von
Einzelpersonen aber 30 Tage Die Frist ist jedenfalls gewahrl,
wenn der Rücktritt schriftlich oder auf einem anderen, dem
Empfänger zur Verfügung stehenden und zugänglichen
dauerhaften Datenträger erklärt und diese Erklärung vor dem
Ablauf der Frist abgesendet wird,

(3) Die Rücktrittsfrist beginnt mit dem Tag des
Vertragsabschlusses Bei Lebensversicherungen (Abs. 2) beginnt
die Frist mit dem Zeitpunt<t, zu dem der Verbraucher über den
Abschluss des Veftrags lnformiert wird

(4) Hat aber der Verbraucher die Vertragsbedingungen und
Vertriebsinformationen erst nach Vedragsabschluss erhalten, so
beginnt die Rücktrittsfrist mit dem Erhalt aller dieser Bedingungen
und lnformationen

(5) lnnerhalb der RücKrittsfrist darf mit der Erfüllung des Veftrags
erst nach ausdrücklicher Zustimmung des Verbrauchers
begonnen werden

EXPD
300auf Se'ite 9
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ANHANG 2 . VERSIGHERUNGSBEDINGUNGEN

Vollständige Texte aller Versicherungsbedingungen in dieser Polizze - Stufensystem:

Die Texte, die lhren individuell vereinbarten VersicherungsschuE beschreiben und die als vedragliche Vereinbarung gelten,
können nach einem hierarchischen Stufensystem aus verschiedenen Versicherungsbedingungen aufgebaut sein
Zur Verdeutlichung dieses Systems sind in diesem Fall in den Uberschriften der Versicherungsbedingungen Stufen
angegeben. Stufe 1 enthält ganz allgemeine Regelungen, höhere Stufen enthalten speziellere Bestimmungen.

Für alle Texte gitt der Grundsa2, dass die allgemeinere Regelung in einer niedrigeren Stufe durch die speziellere Regelung
in einer höheren Stufe prizisiert oder auch abgeändert werden kann. So kann es z B sein, dass ein Risikoausschluss auf
niedriger Stufe durch eine spezielle Deckungsenrueiterung auf höherer Stufe aufgehoben wird. Die Regelung auf höherer
Stufe wirkt stärker

Die stärkste Wirkung haben jedenfalls die lndMidualvereinbarungen, die auf den vorangegangenen Seiten dieser Polizze
ausgewiesen sind

Venreis auf gesetzliche Bestimmungen:

Die folgenden Texte verweisen an verschiedenen Stellen auf gese2liche Bestimmungen. Der vollständige Wortlaut dieser
Gese2estexte ist in Anhang 1 ersichtllch.

Besondere Bedingung A/1

Vorsoroeversi cheruno
Die Voisorqeversichäruno dient zum Ausqleich einer durch Wert-
steiqerunqön oder nicht-ausreichende Bäwertuno verursachten
Unteiversicherunq . Di e h'i ef ür versi cherte Sumffie wi rd 'i m
Schadenfal I auf al'i e Vers'icherungssummen der Posten auf gete'i I t ,für die sie beurkundet ist und 6ei denen eine Unterver§'icherunq
vorl i eqt. Di e Vertei I unq ri chtet si ch nach der be'i den e'inzel n6n
Posten-bestehenden UnteFversi cherung .

Besondere Bedingung Htl/6

Besondere Bedingung Rückkürzung der Entschäd'igung für Schäden
durch Überschweilmufig (HW 6 / Stufe 6)

Die Deckuno von Schäden durch Uberschwemmuno/Hochwasser ist
orundsätzl Tch 'i n den verei nbarten Al I oemei nän und Besonderen
Bedinounoen (Bedinounoen Stufe 1-5) oäreoelt. In Eroänzuno und
Abändärufig ddr. dort götroffenen Re§eTungön i st fo1 gönde Rück-
Kurzung verer nDart:

Al s e'in Schadenerei on'is, wel ches f ür di e Erm'ittl uno der Höchst-
orenze von EUR 30.0U0.000.00 maßoeblich'ist, oelteä alle zu
5chäden führenden'Gefahren, die äuf dieselbe Ursache zurück-
oehen. wobei d'iese Ursache zu Schäden führt, die in einem
öi nhei tl i chen ze'itl i chen Zusammenhano von 72 Stunden e'intreten .

0b ein oder mehrere SchadenereiqnissE in diesem Zeitraum vor-
I i eoen. entschei det i m Zwei fel sfal I e'i n Gutachten der 0ster-
re'iöhi§chen Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik.

EXPDBitte beachten Sie die Fortsetzunq auf Seite 10
DS 552 - I.lt A -8oro Graz, Herrengasse r8-2o, reg-ßtriert beim Landes- als Handelsgericht unter FN 17748 m DVR: oo5oo59
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grobe Fahrl äs,si gkei t

no des Vers'ichrerunosfal I s
eisicherer auf' den"Einwand

ch i enes Te'i I esi der Ent -
rag- des L'imi ts_ ni cht überslei gt.
heFunossumme für das ieweils vom'iene Gebäude, cli e ohnä Anf ührung

in der Polizze m'itversichert sind, gelten alö L.'imit 100% ihres
Vers'i cherunoswerts.
Di eser VerzTcht oi I t auch für di e übl i chen Ei qenmontaqen.
Di eser Verzi cht 6etri f f t aber n'icht sämtl i che-s;onsti qön Ei nreden
der Le'istunosfreihe'it des Versicherers. insbesondere-auch iene
der Lei stunösf re'i hei t weoen Verl etzunq vere'i nbarter oder q6setz -
l'icher Obl'iögenhei ten sor[i e Verl etzun§ von Si cherhei tsvor]
schri ften.
Durch d'ie Vereinbarunq dieser Besonderen Bedinounq werden alle in
sörstigen Bed'inqungen"enthaltenen Regelungen aiißei Kraft gesetzt,
die LeistungspfTichten des Verslc[9rärs böi grob fahrlässYger
Her be'i führuhg' des Versi cherungsfal I s vorseheh .

1 . D'ie Wahrnehmuno rechtl'icher Interessen i m Zusammenhano mi t
e'iner selbständigen oder frejberuflichen Tätigkeit ist vom
Vers'i cherungsschütz ausgeschl ossen,

2. Versicherunosschutz haben - sofern sie unse'lbständiq oder
ni cht erwerbstäti o si nd - auch der mi t der ',/ersi cheiten Per -
son in häusl'icher"Geme'inschaft lebende Eheoiltte oder Lebens-

echtl'icher Lebehrsoefährte. sofern
nd deren m'inderiiährioe Kinder
eoe - und Sti ef ki rrderl Enkel ki nder
sTi cher Geme'i nschaft ' 

mi t der ver -
wie deren volIiährioe Kinder bis
nsj ahres , .sofein si ä kei n ei genes
n ünd i n'der Berufsausbi I duno
n Präsenzd'i enst ,oder Wehrersätz -

di enst abl e'isten .

Besondere Bed'ingung RS/ 121

Besondere Bedingung RS/ 1 02

Auswahl des Rechtsanwal tes; Sel bstbehal t

2. t^/ähl t der Versi cherungsnehmer kei nen vom Versi cherer vorge-

1 Wählt der Versicherunqsnehmer einen vom Vers'icherer vorqe-
schlaoernen RechtsanwaTt oder erfolot die Auswahl des Reöhts-
anwal ters . gemäß {1t. 10_ Pkt. 4. odeF 5. ARB. .durch den Versi che-
rer. sowi e i n al I en Fäl I en. 'in denen be'im Versi cherer ei ne
Intäressenskoll'ision entstanden ist (Art. 10 Pkt 2. ARB),
trägt cler Vers'icherer di e Kosten gemäß Art, 6 ARB vol I .

Bitte beachten S'ie d'ie Fortsetzung auf Seite 11
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schlagenen-flechtsanwalt, und ist der Versicherer oemäß pkt. 1nicht.-verpfljchtet, die Kosten voll zu traqen, beteil'iqt sich
Qer Versibherunqsnehmer - außer in Fällen iles'Beratuno§-
Rechtsschutzes-r an den pro Versicherunqsfär entsiöhänaenKosten mit 10 % der Schaäenleistung, miäOesten§ ä6tii ö,25"2der Versi cherungssumme.

3, Im Beratungs-Rechtsschutz - sofern dieser vereinbart istübernimmt der velsicherer pro Versicherunqsfalr d'ie Kostengep?ß Rechtsanwaltstarif TP B, höchstöns iäOöch EüR Töö;öö
r nK I ust ve Umsatzsteuer.
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Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG - Klauselpaket Privat- und

Agrarversicherung:
(PA Klauseln 2016 / Stufe 5)

Die Geltung der folgenden Klauseln kann für Verträge in den Sparten Eigen-
heim-, Feuer-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung vereinbart sein

Vorausse?ung der Geltung für den Vertrag in der jeweiligen Sparte ist

- dass in dieser Polizze ein Vertrag der betreffenden Sparte überhaupt
abgeschlossen ist und

- dass die Geltuog der betreffenden Klausel im Folgenden für diese Sparte
ausdrücklich vorgesehen ist.

Besondere Bedingung Wiederaufbau innerhalb österreichs
(PA-F103 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Sturm- und Leitungswasserversicherung

Es ist vereinbart, dass der Wiederaufbau bzw. die Wiederherstellung auch ohne
Vorliegen eines behördlichen Wiederaulbauverbotes innerhalb Österreichs eriolgen
kann Die Entschädigungsleistung ist jedoch mit.jenem Betrag begrenl, der sich bei
Wiederaulbau bzw. Wiederherstellung an derselben Stelle und im gleichen Umfang
ergeben würde.

Wiederhergestellte bzw. wiederbeschaffte Sachen
Betriebs- bzw Venrvendungszweck dienen, sofern
Wiederherstellungan derselben Stelle erfolgt

müssen nicht dem gleichen
der Wiederaufbau bzw. die

Besondere Bedingung zur Restwertanrechnung
(PA-F213 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Sturm- und Leitungswasserversicherung.

Bei der Ermittlung der Entschädigung für Gebäude werden Restwerte dann nicht
berücksichtigt, wenn ihr Wert nicht höher als 10 % der jeweiligen Enlschädigung ist
und die Gebäudereste zum Wiederaufbau tatsächlich nicht verwendel werden

Bei teilweiser Venrvendung der Gebäudereste zum Wiederaufbau oder bei einer
anderen wirtschaftlichen Verwertung der Gebäudereste erfolgt aliquote Anrechnung.

Besondere Bedingung Anerkennungsklausel
(PA-F303 / Stufe 5)

Geltuno: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung

Der Versicherer erkennt an, dass ihm bei Vertragsabschluss sämtliche erheblichen
Gefahrenumstände bekannt geworden sind, es sei denn, dass irgendwelche
Umslände arglistig verschwiegen wurden

Unbeabsichtigte Fehler beim Abschluss des Versicherungsvertrages, etwa
versehentlich unterbliebene Anzeigen oder Anmeldungen beeinträchtigen die
Leistungspflicht des Versicherers nicht, sie sind jedoch nach Bekannlwerden dem
Versicherer unvezüglich anzuzeigen,

Besondere Bedingung Anzeigepflicht für Feuer- und BU-Versicherung
(PA-F304 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Feuer- und
Betriebsunlerbrechungsversicherung.

Bestehen die Feuer- und die Belriebsunterbrechungsversicherung bei demselben
Versicherer oder unter Führung desselben Versicherers, so gelten Anzeigen des
Versicherungsnehmers von Gefahrenumsländen bei Abschluss des Vertrages oder
von Gefahrenänderungen nach Abschluss des Vertrages für beide Versicherungen.

19@"1w,

Besondere Bedingung Anzeige von cefahrerhöhungen (Versehensklausel)
(PA-F305 / stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Feuer-,
Betriobsunterbrechungs-, Sturm- und Leitungswasserversicherung.

Der Versicherungsnehmer wird sein Aufsichtspersonal zur laufenden übenrachung
der Gefahrenverhältnisse auf den Versicherungsgrundstücken verpflichten und
Gefahrerh.öhungen rechtzeitig anzeigen Dies gilt auch für Gefahrerhöhungen, die sich
aus der Anderung beslehender oder der Aufnahme neuer Belriebszweige ergeben
haben

Die Anzeige einer Gefahrerhöhung gilt als rechtzeitig, wenn sie unvezüglich erstattet
wird, nachdem die Versicherungsabteilung (der Versicherungssachbearbeiter) des
Versicherungsnehmers Kenntnis von der Gefahrerhöhung erhalten hat Der
Versicherungsnehmer hal dafür zu sorgen, dass die jeweils zuständigen Stellen des
Betriebes die erforderlichen Meldungen an die Versicherungsabteilung (den
Versicherungssachbearbeiter) unverzüglich erstatten.

Darüber hinaus hat der Versicherungsnehmer, um etwa versehentlich nicht gemeldete
oder bisher nicht bekannt gewesene Gefahrerhöhungen nachträglich festslellen zu
können, das versicherle Risiko jährlich zu prüfen.

Verletzt der Versicherungsnehmer seine Anzeigepflicht, so bleibt die Verpflichtung des
Versicherers zur Leislung bestehen, wenn die Verletzung weder auf Vorsatz noch auf
grober Fahrlässigkeit beruht. Für diesen Fall ist vereinbart, dass der Versicherer
rückwirkend vom Tag der Gefahrerhöhung an eine etwa erforderliche höhere Prämie
verrechnen kann

Besondere Bedingung Arbeiten durch Betriebsfremde
(PA-F307 , Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Feuer-,
Belriebsunterbrechungs-, Sturm- und Leitungswasserversicherung.

Ergänzend zu den Bestimmungen der ABS über Sicherheitsvorschriflen und den
Regelungen Allgemeiner Sicherheitsvorschriften in Zusatzbedingungen isl vereinbart:

1. Auch bei Durchführung von Arbeiten durch Betriebsfremde ist sicherzustellen, dass
diese die Sicherheitsvorschriften beachten und die nolwendigen Kontrollen durch
zuverlässige Personen des Versicherungsnehmers durchgeführt werden.

2 Bei Durchführung von Feuerarbeiten sind unter allen Umständen Bestimmungen
Allgemeiner Sicherheitsvorschriften der nach dieser Polizze gellenden Zusalz-
bedingungen einzuhalten; der Versicherungsnehmer trägt für die Einhallung der
Vorschriften die volle Veranlwortung

3. Werden trolzdem bei Bau-, Reparatur- oder Montagearbeilen auf dem
Versicherungsgrundstück von den ausführenden Handwerkern, deren Angestelllen
oder Arbeitern die Sicherheitsvorschriften wider Wissen und Willen des
Versicherungsnehmers verletzt, so ist dieser nicht dafür verantwortlich.

Besondere Bedingung
Vorübergehende Abweichung von Sicherheitsvorschriften

{PA-F308 / Stufe 5)

Geltuno: Kann nur vereinbart werden fürVerträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs- und Haushaltversicherung

1 Wenn im Zuge von Bau-, Umbau- oder Reparaturarbeiten auf dem Versicherungs-
grundstück durch zwingende technische Gründe vorübergehend Sicherheits-
vorschriften gemäß den ABS nicht eingehalten werden, so beeinflusst dies nicht die
Leistungspflichl des Versicherers, sofern bei der Durchführung der Arbeiten die
gebotene erhöhte Sorgfalt beachtel wird und die Dauer der vorübergehenden
Abweichung von Sicherheitsvorschriften 4 Monate nicht übersteigt. Unter diesen
Voraussetzungen verzichtel der Versicherer auch auf den Einwand der
Gefahrenerhöhung.

2. Die Vereinbarung gemäß Punkt 1. gilt nicht für die Durchführung von
Feuerarbeiten, ohne Unterschied, ob sie durch eigenes Personal oder durch
Fremdfirmen durchgeführt werden.

3 Bei Durchführung von Feuerarbeiten sind unter allen Umständen Bestimmungen
Allgemeiner Sicherheitsvorschriften der nach dieser Polizze geltenden Zusalz-
bedingungen einzuhalten; der Versicherungsnehmer trägt für die Einhaltung der
Vorschriften die volle Verantwortung

4 Die Vereinbarung gemäß Punh 'l gilt nicht für Brandmeldeanlagen oder
Löschanlagen, die als vertragliche Sicherheitsvorschrifr ausdrücklich in dieser
Polizze vereinbart sind

ffi
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Besonderre Bedingung Bestklausel
{PA-F401 i Stufe 5)

Geltung: Kann nut vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung

Werden während der Dauer des, vorliegenden V_ersicherungsvertrages die Prämien
(Nachlässe und Zuschläge) von den in Osterreich tätigen Versicherungs-
unlernehmungen allgemein derart abgeänderl, dass sich nach den neuen
Empfehlungen der Unternehmungen für die vorliegende Versicherung eine geringere
Prämienzahlung ergeben würde, so ist der Versicherungsnehmer berechtigt eine
Herabselzung der in vorliegenden Polizze und eventuellen Nachträgen berechneten
Prämien auf das geringere Ausmaß gemäß den neuen Gegebenheilen zu verlangen.
Werden die Veilragsgrundlagen dieses Vertrages (Allgemeine Bedingungen,
Zusatzbedingungen, Sonderbedingungen, Besondere Bedingungen bzw,
Sicherheitsvorschriften) während der Laufzeil dieses Versicherungsvertrages
zugunsten des Versicherungsne,hmers geändert, so gelten diese Anderungen mit
sofortiger Wirkung für die Dauer l'on 6 Monaten auch für diesen Vertrag

Diese Vereinbarung gilt nicht für neu hinzukommende versicherbare Gefahren
und/oder versicherbare Sachen

Erfordern die Anderungen eine höhere Prämie, so wird diese vom Zeitpunkt der
Anderung an berechnet, wenn der Versicherungsnehmer durch schriftliche Erklärung
die Anderung verlangl.

Erfolgt innerhalb dieser 6 [\'lonate seitens des Versicherungsnehmers kein
ausdrücklicher Wunsch, dass die neuen Bedingungen bzw Sicherheitsvorschriften
dem Vertrag zugrunde zu legen sind, gelten die bisherigen Vertragsgrundlagen

Besondere Bedingung Anderung von Bedingungen und Klauseln
(PA-F402 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart werrden für Verträge in den Sparten Eigernheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung

Werden die diesem Verlrag zugrundeliegenden, von der Aufsichtsbehörde
genehmigten oderr in Oslerrei,oh allgemein üblichen Allgemeinen Bedingungen,
Zusalzbedingungern, Sonderbr,'ding ungen, S icherheitsvorschriften, Besondere
Bedingungen, Klauseln und Vereinbarungen während der Laufzeit dieses
Versicherungsvertrages zugunsten des Versicherungsnehmers geändert, so kann der
Versicherungsnehmer diese Anderungen auch für diesen Vertrag verlangen. Erfordern
Anderungen. eine höhere Prämie, so wird diese vom Zeilpunkt der Anderung an
berechnet Uber das Ausmaß der Erhöhung ist mit dem Vertragspartner Einigung zu
erzielen.

Besondere Bedingung Summenausgleich
(PA-F504/1 /Stufe5)

Soweit die Versicherungssumnren der einzelnen Positionen die clazugehörenden
Versicherungswerte übersteigen, werden die überschießenden Summenanteile auf
diejenigen Posilionen aufgeteill, bei denen nach Aufteilung einer eventuell
vorhandenen Vorsorgeversicherung Unterversicherung besteht.

Für die Aufteilung ist das \/erhältnis der Beträge maßgebend, um die die
Versicherungswerle der einzelnern Positionen die Versicherungssummen übersteigen,
und zwar ohne Rücksichl darzruf, welche Positionen durch den Versicherungsfall
betroffen sind.

Versicherungssummen auf Erstes Risiko sind vom Summenausgleich ausgenommen.

Besondere Bedingung Zahlung der Entschädigung
(PA-F410 / Stufe 5)

Geltung: Kann nur vereinbart rerden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Sturm-, Leitungr;wasser- ulrd Haushaltversicherung.

Es ist vereinba'1, dass der Versicherungsnehmer zwei Wochen nach Anzeige des
Schadens als erste Teilzahlung jenen Betrag verlangen kann, der nach Lage der
Sache mindeslerns zu zahlen ist

Liegt zu diesenr ZeitpunK noch kein Sachversländigen-Gutachlen vor, so wird der
Versicherer dasi Einvernehmen mit dem Sachverständigen über eine angemessene
Akontozahlung herslellen.

Auch bei noch nicht vollständiger Klarheit über die Leistungsverpflichtung des
Versicherers wird eine Akontierung ohne Präjudiz und mit voller Rück-
zahlungsverpfli<;hlung des Versicherungsnehmers bei Leislungsfreiheit des
Versicherers vorgenommen, wenn der Versicherungsnehmer enlsprechende
Sicherheiten slt;llt.

Die vorstehenden Vereinbarungen gelten vorbehaltlich der Zustimmung etwaiger
Sperrscheinber,:chtigter und Hypothekare zur Auszahlung der Entschädigung an den
Versicherungsnehmer

Besondere Bedingung Auswahl der Sachverständigen
(PA-F702 / Stufe 5)

celtuno: Kann nur vereinbart werden für Verträge in den Sparten Eigenheim-, Feuer-,
Betriebsunterbrechungs-, Sturm-, Leitungswasser- und Haushaltversicherung.

Der Versicherer wird zu Sachverständigen keine Personen bestellen, die in- oder
ausländische Mitbewerber des Versicherungsnehmers sind, oder zu diesem in
irgendeiner Geschäft sverbindung stehen.

Bei gerichtlich beeideten Sachversländigen gilt eine Geschäflsverbindung nur dann
als gegeben, wenn sie Haussachverständige eines Mitbewerbers sind

PAtltO F575 01 102016 212
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Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG Schriftformvereinbarung:

(SF 1 /Stufe 6)

Für diesen Vertrag isl zur Form von Erklärungen und anderen lnformationen
vereinbart:

Schriftform: Folgende Erklärungen und Mitteilungen zwischen Versicherer und
Versicherungsnehmern bzw. Versicherlen oder sonstigen Dritten sind nur in
Schriftform wirksam:

. Kündigungen oder Rücklritlserklärungen,

. Anträge auf Prämienfreistellung oder Rückkauf von Lebensversicherungen,

. Anzeigen des Wegfalls des versicherten lnteresses,

. Anträge auf Anderung des Anspruchsberechtigten für den Erhalt von Versiche-
rungsleistungen (2.B. Bezugsrechtsänderung).

Schriftform bedeutel, dass dem Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit
eigenhändiger Unlerschrift des Erklärenden zugehen muss Die qualifizierte
elektronische Signatur gemäß § 4 Signalurgesetz ist der eigenhändigen Unterschrift
nicht gleichgestellt.

Geschriebene Form: Für alle anderen Erklärungen und lnformationen des
Versicherungsnehmers bzw Versicherten oder sonstiger Dritter im Zusammenhang
mit den beantragten Versicherungen genügt es zur Wirksamkeit, wenn sie in
geschriebener Form erfolgen und zugehen, Der geschriebenen Form wird durch einen
Text in Schriftzeichen, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (2.B. Telefax
oder E-Mail), enlsprochen,

Bloß mündlich abgegebene Erklärungen und lnformationen des Versicherungs-
nehmers, des Versicherten oder sonstiger Dritter sind nicht wirksam.
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Besondere Bedingung der
Grazer Wechselseitigen Versicherung AG

Wertanpassung nach dem Verbraucherpreisi ndex
(BB \/Pl 2009lStufe 4)

1, Wertanpassung:

Für die Versicherungssummen bzw. Prämienbemessungsgrundlagen und Prämie
dieses Versicherungsvertrages ist ausdrücklich die Wertbeständigkeit nach dem
von der Bundesanstalt ,9TATISTIK AUSTRIA monatlich verlaulbarten
Verbraucherpreisindex wie folgt vereinbart:

1.1. Ausgangsindex:

Für die Berechnung der Wertanpassung ist der Ausgengsindex maßgeblich. Der
Ausgangsindex ist jene Zah des Verbraucherpreisindex, die für den viertvoran-
gegangenen Monat des Versicherungsbeginns verlautbarl wurde (Bsp : Bei
Versicherungsbeginn im Mai ist Ausgangsindex die lndexzahl für Jänner).
Der Ausgangsindex ist durc;h Angabe des betreffenden Monats in der Polizze
angeführt (Bsp,: "wertgesichert auf Basis Verbraucherpreisindex tVlonat / Jahr")

1 .2. Zeitpunkt der Wertanpassungen:

ln der Polizze ist die Hauptfälligkeit der Prämie angeführt Zu jeder Hauptfälligkeit
wird die jährliche Wertanpassung der Versicherungssummen bzw Prämien-
bemessungsgrundlagen und der Prämie durchgeführt

1 3 Berechnungsmodus:

Als "lndex zur Hauptfälligkeit" gilt jene Zahl des Verbraucherpreisindex, die für
den viertvorangegangenen Monat vor der jeweiligen Hauptfälligkeit verlautbart
wurde, Die Versicherungssummen bzuJ Prämienbemessungsgrundlagen und
Prämie erhöhen oder vermindern sich bei jeder Hauptfälligkeit in dem Verhältnis,
das der Ver?inderung des aktuellen lndex zur Hauptfälligkeit gegenüber dem
Ausgangsindex bzw dem vorangegangenen lndex zur Hauptfälligkeit entspricht
Der Prozentsi:tz der Erhöhung oder Reduzierung wird dem Versicherungsnehmer
zu jeder Hauptfälligkeit bekannl gegeben

1,4. Nachfolgeindex:

Wird der vereinbarte lndex durch einen Nachfolgeindex ersetzt oder überhaupt
nicht mehr berechnel und publiziert, so wird er durch den von Amts wegen an
seine Stelle tretenden Nachlblgeindex ersetzl,

2. Verzicht auf den Einwand der Unterversicherung:

Die in den vereinbarten anderen Versicherungsbedingungen enthaltenen
Vorschriften über Unlerversicherung finden im Schadenfall nur insoweit
Anwendung, als

2,'1 , die bei Vertragsabschluss vereinbarten Versicherungssummen bzw, Prämien-
bemessungsgrundlagen nicht dem tatsächlichen Wert der verslcherten Sachen
entsprochen haben oder

22 die nach Vertragsabschluss auf Verlangen des Versicherungsnehmers
geänderten Versicherungssummen bzw Prämienbemessungsgrundlagen nicht
dem Versicherungswert der versicherlen Sachen enlsprochen haben oder

2 3. die infolge von Veränderungen der versicherten Sachen (Zu- und Umbauten,
Neuanschaffungen usw ) entstandene Werlsleigerung nicht durch entsprechende
Erhöhung der Versicherungssummen bzw. Prämienbemessungsgrundlagen
Berücksichtigung fand.

3 Grenze der Entschädigung:

Abweichend von den Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen für die
(ABS) bildr;n die in der Polizze ausgewiesenen Versicherungs-

summen bzw der vom Schaden betroffenen
Position, unter Berücksichti.qung der prozentuellen lndexveränderung bis zum
Schadenszeitpunkt, die Grenz:e der Entschädigung

4. Nebenversicherung:

lm Fall von Nebenversicherungen (Bestehen mehrerer Versicherungsverträge bei
verschiedenen Versicherern für dasselbe lnteresse) bezieht sich der vorstehend
angeführte Verzicht auf den Einwand der Unterversicherung nur auf jenen Teil des
Schadens, der dem Verhältnis der Versicherungssumme zum Zeitpunkt des
Abschlusses dieses Vertrages zum damaligen Versicherungswert entspri cht.

Al9t2 F391 01 062009 1/1
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Polizze Nr.

Graz, am 06.08 2018

4,715.226

Besondere Bedingung der
Grazer Wechselseitigen Versicherung AG

Wertanpassung nach dem Baukostenindex
(BB BK! 2009 lStufe 4)

1. Wertanpassung:

Für die Versicherungssummen bzw Prämienbemessungsgrundlagen und prämie
dieses Versicherungsvertrages ist ausdrücklich die Wertbeständigkeit nach dem
von der Bundesanstalt SIAI/SI/K AUSTRIA monatlich verlautbarten
Baukoslenindex (Baumeisterarbeiten) wie folgt vereinbarl:

1 1 Ausgangsindex:

Für die Berechnung der Wertanpassung ist der Ausgangsindex maßgeblich Der
Ausgangsindex ist jene Zahl des Baukostenindex, die für den viertvoran-
gegangenen Monat des Versicherungsbeginns verlautbart wurde (Bsp.: Bei
Versicherungsbeginn im Mai ist Ausgangsindex die lndexzahl für Jänner),
Der Ausgangsindex ist durch Angabe des betreffenden Monats in der Polizze
angeführt (Bsp.: 'lvertgesichert auf Basis Baukostenindex Monat / Jahr")

1 2 Zeitpunkt der Wertanpassungen:

ln der Polizze ist die Hauptfälligkeit der Prämie angeführl. Zu jeder Hauptfälligkeit
wird die jährliche Wertanpassung der Versicherungssummen bzw. Prämien-
bemessungsgrundlagen und der Prämiedurchgeführt

1.3 Berechnungsmodus:

Als "lndex zur Hauptfälligkeit" gilt jene Zahl des Baukoslenindex, die für den
viertvorangegangenen Monal vor der jeweiligen Hauptfälligkeit verlaulbart wurde
Die Versicherungssummen bzw Prämienbemessungsgrundlagen und Prämie
erhöhen oder vermindern sich bei jeder Hauptfälligkeit in dem Verhältnis, das der
Veränderung des aktuellen lndex zur Hauptfälligkeit gegenüber dem
Ausgangsindex bzw dem vorangegangenen lndex zur Hauptfälligkeil entspricht
Der Prozentsalz der Erhöhung oder Reduzierung wird dem Versicherungsnehmer
zu jeder Hauptfälligkeit bekannt gegeben

'1.4. Nachfolgeindex:

Wird der vereinbarte lndex durch einen Nachfolgeindex ersetzt oder überhaupt
nicht mehr berechnet und publiziert, so wird er durch den von Amts wegen an
seine Stelle tretenden Nachfolgeindex ersetzt

2. Verzicht aufden Einwand der Unterversicherung:

Die in den vereinbarten anderen Versicherungsbedingungen enthaltenen
Vorschriften über Unterversicherung finden im Schadenfall nur insoweit
Anwendung, als

2 1 die bei Vertragsabschluss vereinbarten Versicherungssummen bzw. Prämbn-
bemessungsgrundlagen nichl dem latsächlichen Wert der versicherten Sachen
entsprochen haben oder

2.2 die nach Vertragsabschluss auf Verlangen des Versicherungsnehmers
geänderten Versicherungssummen bzw. Prämienbemessungsgrundlagen nicht
dem Versicherungswert der versicherten Sachen entsprochen haben oder

2 3. die infolge von Veränderungen der versicherten Sachen @u- und Umbauten,
Neuanschaffungen usw.) entstandene Wertsteigerung nicht durch entsprechende
Erhöhung der Versicherungssummen bzw Prämienbemessungsgrundlagen
Berücksichtigung fand,

3 Grenze der Entschädigung:

Abweichend von den Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen für die
Sachversicherung (ABS) bildet die in der Polizze ausgewiesene Versicherungs-
summe bzw Prämienbemessungsgrundlage der vom Schaden belroffenen
Position, unter Berücksichtigung der prozentuellen lndexveränderung bis zum
Schadenszeitpunkt, die Grenze der Entschädigung.

4. Nebenversicherung:

lm Fall von Nebenversicherungen (Bestehen mehrerer Versicherungsverträge bei
verschiedenen Versicherern für dasselbe lnteresse) bezieht sich der vorstehend
angeführte Verzicht auf den Einwand der Unterversicherung nur aufjenen Teil des
Schadens, der dem Verhältnis der Versicherungssumme zum Zeitpunkt des
Abschlusses dieses Vertrages zum damaligen Versicherungswert entspri cht

anAzEn wEcflsEtsEtTtaE
Versicheru ng Aktiengesellschatt
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Polizze Nr. t1,715.226

Graz, am 06 Cr8 2018

Besonrdere Bedingung der Grazer Wechselseitigen Versicherung AG - Laufzeitrabatt:
(t-Z10 / Stufe 5)

Für die Prämie dieses Vertrages (= dieser Sparte) gilt folgende Vereinbarung: Die auf Grund der vereinbaden
zehnjährigen Vertragsdauer entstehenden kalkulatorischen Kostenvorteile werden als Laufzeitrabatt
berücksichtigt. Es ist somit die Prämie in diesem Dokument die ermiißigte Prämie nach Abzug des
Laufzeitrabatts.
lm Fall vorzeitiger Vertragsauflösung entfällt die Grundlage für den Laufzeitrabatt, daher verpflichtet sich der
Versicherungsnehmer zu einer entsprechenden Nachzahlung. Bemer;sungsgrundlage für die Nachzahlung ist
die in diesem Dokument ausgewiesene ermäßigte Jahresprämie. Die Nachzahlung berechnet sich bei
Vertragsende

nach vollen 1 2 3 4 5 6 7 8 I 10 Jahren

mt 90 80 70 60 50 40 30 20 10 0 Prozent der Bemessungsgrundlage,

bei Veftraosauflösunq im ersten Jahr ebenfalls nur mit 90 o/o der eftragsauflösung

Eine solche Nachzahlung kann nicht gefordert werden, wenn derr Versicherer die Leistung der fälligen
Entschädigung zu Unrecht verweigert oder nach Eintritt eines Versicherungsfalls den Versicherungsvertrag
kündigt. Bei Wegfall des versicherten lnteresses beträgt die Nachzahlung jedenfalls nicht mehr als die Differenz
zwischen den tatstichlich bezahlten und jenen Prämien, die der Vensicherer hätte erheben können, wenn die
Versicherung nur bis zu jenem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in dem der Versicherer vom Wegfall des
versicherten lnteres;ses Kenntnis erlangt hat.
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Polizze Nr.

Graz, am 06 08 2018

4,715.226

Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherun g AG für Eige nheim-Topschutz-plus :

(EH Top Plus 2016 G / Stufe 4)

1 ALLGEMEINES:

1.1. Als Abgrenzungskrilerium für die Frage, ob ein gewerblicher oder landwirt-
schaftlicher Betrieb geführt wird oder eine Sache gewerblich oder landwirt-
schafllich genulzt wird, ist die Mitgliedschaft bei der Wirtschaftskammer oder
einer anderen Kammer bzw der Kammer für Land- und Forstuvirtschaft
und/oder das Vorliegen tatsächlicher landwirtschaftlicher Tätigkeit maßgeblich

Bei gewerblicher oder landwirtschafflicher Nutzung besteht aus diesem
Versicherungsvertrag für bewegliche Sachen und Nebengebäude grundsätzlich
kein Versicherungsschulz.

1 2 Der Versicherer verzichtet auf den Einwand der Unterversicherung, soweit die
Unterversicherung im Zeltpunkt des Schadens 2Oo/o der Versicherungssumme
nichl übersteigt.

'l 3 Für die Feuer-, Sturm- und Leitungswasserversicherung gelten unabhängig von
einer allfällig hierfür in der Polizze angeführlen gesonderten
Versicherungssumme 10% der für Gebäude vereinbarten Versicherungs-
summen als Versicherungssumme der Vorsorgeversicherung für alle in der
Polizze angeführten oder versehentlich nicht angeführten Gebäude.

Diese Vorsorgeversicherung dient zum Ausgleich einer durch
Wertsteigerungen, Neuanschaffungen, oder nicht ausreichende Bewertung
verursachten Unterversicherung. Die hierfür versicherle Summe wird im
Schadenfall auf die Versicherungssummen jener Positionen aufgeteilt, bei
denen Unterversicherung vorliegt Die Verteilung richtet sich nach der bei den
einzelnen Positionen bestehenden Unlerversicherung.

Diese Vorsorgeversicherung gilt jedoch nur dann, wenn an einem Gebäude ein
Totalschaden eingetreten ist.

Diese Vorsorgeversicherung gill nicht für

Nebengebäude, die aufgrund einer anderen Besonderen Bedingung ohne
Anführung in der Polizze versichert sind

Gebäude, die landwirtschaftlich oder gewerblich genutzt sind,

Mobilheime, Glashäuser, Foliengewächshäuser, Foliengewächstunnels,

Gebäude, die weder ein Fundament, noch eine Verankerung aufweisen,

- Gebäude, die zu mehr als 600/o dauernd entwertel sind,

1 4 Für die Bemessung der Entschädigung ist vereinbart, dass ständig bewohnte
und gewartete Gebäude jedenfalls einen Zeitwert von zumindesl 400/o des
Neuwerts haben und die Entschädigung zum Neuwert erfolgt.

1 5 Für die Feuer-, Sturm- und Leitungswasserversicherung gill:

Der Versicherer verzichtet im Falle grob fahrlässiger Herbeiführung des
Versicherungsfalles auf den Einwand der Leistungsfreiheit gemäß § 61 VersVG
hinsichtlich jenes Teiles der Entschädigungsleistung, der EUR 10.000,- nicht
übersteigt Dieser Verzicht gilt auch für die üblichen Eigenmontagen.
Dieser Verzicht betrifft aber nicht sämtliche sonstigen Einreden der
Leislungsfreiheit des Versicherers, insbesondere auch jene der
Leistungsfreiheit wegen Verletzung vereinbarter oder gesetzlicher
Obliegenheilen sowie Verletzung von Sicherheitsvorschriften.

1 6 Prämienfreistellung bei Arbeitslosigkeit

Der Versicherer vezichtet einmalig für die Dauer der Arbeitslosigkeit, längslens
jedoch für 6 Monate auf die Prämienzahlung, wenn dem Versicherer folgende
Nachweise vorgelegt werden :

- Bestätigung der Arbeitslosigkeil durch das AMS

Nachweis, dass unmittelbar vor Beginn der Arbeitslosigkeit für zumindest
6 Monate bei einem Dienstgeber ein sozialversicherungspflichliges Arbeits-
oder Angestelltenverhältnis im Ausmaß von zumindest lSWochenstunden
beslanden hat

Nachweis, dass dieses Dienstverhällnis weder durch Entlassung noch durch
Kündigung des Dienstnehmers beendet worden ist

2 FEUERVERSICHERUNG: Abweichend von den Allgemeinen Bedingungen der
Grazer Wechselseitigen Versicherung AG für die Feuerversicherung (AFB) sind
folgende Anderungen bzw. Eruveiterungen des Versicherungsschutzes vereinbart:

21 Schäden durch indirekten Blitzschlag 1Überspannung, lnduktion infolge Blitz-
schlages) sind an folgenden Sachen auf bzw innerhalb des Versicherungs-
grundstücks versichert:

- an der gesamlen Licht-, Kraft- und Schwachstrominstallation der versicherten
Gebäude einschließlich angeschlossener elektrotechnischer Anlagen und
Einrichtungen und an allen Zu- und Verbindungsleilungen.

19@"Iw,
ONAZEß WECHSELSHNOE
Versicherung Aktlengesellschaft

- an Elektrofahrzeugen und deren Ladestationen während des Ladevorganges
am Versioherungsgrundslück bis EUR 10.000,- auf Erstes Risiko zum
Verkehrswert.

Diese Ervveiterung des Versicherungsschulzes gilt auch für landwirtschaftliches
lnvenlar, das nicht mehr der Führung eines landwirtschafrlichen Betriebes dient

Diese Emreilerung des Versicherungsschutzes gilt nicht für

gewerblich genutzte Sachen,

- Sachen, die im Rahmen der Allgemeinen Bedingungen der Grazer
Wechselseitigen Versicherung AG für Haushaltversicherungen versichert
werden können,

- Schäden, die durch innere oder äußere Abnü2ung des Materials oder durch
unsachgemäße lnstandhallung der versicherten Sachen hervorgerufen
werden

2.2. Bei einem entschädigungspflichtigen Feuerschaden gilt auch der Brandherd mit
einer Versicherungssumme von EUR 2.500,- auf Erstes Risiko versichert,
sofern dieser zu den versicherlen Sachen gehört

23 Schäden durch Kaminbrand gelten mil einer Versicherungssumme von EUR
2 500,- auf Erstes Risiko versichert.

2 4 Sengschäden und Schäden durch Venußung sind mit einer
Versicherungssummevon EUR 2 500,-- auf Erstes Risiko versichert.

2 5. Schäden durch Verpuffung in Kachelöfen sind versichert.

2.6 Schäden an versicherten Gebäuden durch Anprall unbekannler Fahzeuge sind
mit einerVersicherungssummevon EUR 10.000,- auf Erstes Risiko versichert.

2.7. Schäden durch Abstuz oder Anprall von Lufl- oder Raumfahzeugen, Satelliten,
deren Teilen oder Ladung sind versichert,

2.8. Einfriedungen und Kulturen, die ein versichertes Gebäude umfrieden, sind mit
einer Versicherungssumme von EUR 10000,-- auf Erstes Risiko versichert,
dies auch gegen die Gefahr der Beschädigung durch Anprall unbekannter KFZ
Für Waldbrandschäden besteht keine Deckung.

2.9. Grundstücksinfrastruktur urie gemauerle Grillplätze, Terrassen, Freitreppen,
Hof- und Gehwegbefestigungen, Boots- und Badestege sind mit einer
Versicherungssumme von EUR 5.000,-- auf Erstes Risiko versichert.

2.10. Gartenanlagen, Bäume, Hecken, Sträucher und Kulturen sind mit einer
Versicherungssumme von EUR 1 .000,- auf Ersles Risiko versichert.

2 11 Nebengebäude, Garagen, Schuppen, bauliche Pergolen, überdachte
Abstellplätze, Wäscheplätze, Mtillsammelplätze und Garten- und
Werkzeughütten am Versicherungsgrundstück mit einer bebauten Grundfläche
von maximal 50m' sind zusätzlich zu den in der Polizze ausgewiesenen
Gebäuden zum Neuwert versicherl

Als Nebengebäude im Sinn dieserVereinbarung gelten nicht:

- Gebäude, die für Wohnzwecke geeignet sind,

- Gebäude, die landwirlschafllich oder gewerblich genulzt sind,

- Mobilheime, Glashäuser, Foliengewächshäuser, Foliengewächslunnels,

Gebäude, die weder ein Fundament, noch eine Verankerung aufuveisen.

2.12. Folgende Außenanlagen am Versicherungsort sind im Rahmen der
Gesamtversicherungssumme versichert:

Anschlüsse (Strom, Wasser, Gas, Telefon, Telekabel), Gas- und Heizöltanks
(ohne deren lnhalt), Wassezu- und ableitungsrohre, Wasserversorgungs- und
Aufbereitungsanlagen, Torsprech- und Gegensprechanlagen, Tore (auch
Schranken) samt ihren Betätigungs- und/oder Heizelementen, Postkästen,
Alarm- und Ubenarachungsanlagen

2 13 Antennenanlagen, Solaranlagen, Fotovoltaikanlagen, Beleuchtungskörper und
Tanks am Gebäude oder am Versicherungsgrundstück sind im Rahmen der
Gesamtversicherungssumme versichert, sofern nicht Versicherungsschulz aus
einer anderen Versicherung besteht

2.14. Als Gebäudezubehör sind Markisen und andere Beschattungen im Rahmen der
Gesamtversicherungssumme versichert. Sonnensegel sind gesondert mit einer
Versicherungssumme von EUR 5.000,- auf Ersles Risiko versichert.

2.15. Dauerhaft aufgestellte SpielplaDeinrichtungen (einschließlich fix verankerte
Trampoline) sind mil einer Versicherungssumme von EUR 2.500,-- auf Erstes
Risiko versichert.

2.16, Whirlpools und gemauerte oder ins Erdreich versenkte Schwimmbecken sind
mit einer Versicherungssumme von EUR 20 000,- auf Erstes Risiko versicherl
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Dabei sind alle zu Whirlpools oder Schwimmbecken gehörigen Zu- und

Ableitungen eingeschlossen, Abdeckungen aber ausgeschlossen.

2,17 Schwimmbad- und Whirlpoolabdeckungen, ausgenommen Planen oder Folien,

sind mit einer Versicherttngssumme von EUR 2.500,- auf Erstes Risiko
versicherl.

2.18, Elektrische Freileitungen auf dem Versicherungsgrundstück sind mit einer
Versicherungssumme von EUR 5.000,-. auf Erstes Risiko versichert

2.19 Baustoffe sind am Versicherungsgrundstück mit einer Versicherungssumme
von EUR 10.000,-- auf Erstes Risiko versichert.

2,20 Landwirtschaftliches Invenlar ist an allen Orten innerhalb Osterreichs mit einer
Versicherungssumme von EUR 15.000,-- auf Erstes Risiko zum Zeitwerl
versichert, sofern es nicht mehr der Führung eines landwirlschaftlichen
Betriebes dienl.

AIs landwirtschaftliches lnventar gelten landwirtschaftliche Einrichtungen,
Maschinen und Geräte, Trakloren und Zugmaschinen, Erntefrüchte aller Art,
Kleinvieh und Schweine, Betriebsmittel und Nulz- und Brennsloffe aller Art

Für Traktoren und Zugmaschinen gilt der Versicherungsschutz innerhalb
Europas (geografisch), versichert sind auch Kabelbrand- und
Kabelsch morschäden.

Für Schäden am lnhalt von Räucherkammern, die mit dem Räucher- und

Selchbetrieb zusammenhängen, werden maximal EUR 375,- ersetzt

2.21 Private Krerft- und Wasr;erfahrzeuge und deren Anhänger, Mopeds und

Motorräder, die dem Versir:herungsnehmer gehören, sind in ruhendem Zustand
am Versicherungsgrundstück zum Verkehrswerl versichert Dafür gilt eine
Versicherungssumme von EUR 10000,- auf Erstes Risiko Schäden durch
Kabelbrand sind versicheil, Schäden, die durch lnbetriebsetzen des Motors -

auch im Einstellraum - entr;tehen, sind nicht versichert

2.22, Schäden an Müllsammelgefäßen sind versicherl.

2.23. Kosten baulicher Verbesserungen, die nach einem ersatzpflichligen Feuer-
schaden nachweislich aufgrund gesetzlicher oder behördlicher Vorschriflen
notwendig lverden, sind versichert Dafür gelten als zusätzliche Versicherungs-
summe 7ol, der Gesamtversicherungssumme Die Entschädigung für diese
Koslen isl jedenfalls mit 300/o der Entschädigung für den Gebäudeschaden
limitiert

224. Koslen einer Ersatzwohnung bzw. Mietverlust sind im Rahmen der Gesamt-
versicherungssumme wie folgt versichert:

Wird durch ein Schadenereignis ein versichertes Gebäude so beschädigl, dass
der Mieler einer darin befindlichen Wohnung den Mietzins krafl Gesetzes oder
nach dem Mietvertrag ganz oder teilweise venrueigern darf, so ersetzt der
Versicherer den dadurch entgehenden Mielzins

Wird die Wohnung, die der Versicherungsnehmer im versicherten Gebäude
selbst bewohnt, durch ein Schadenereignis ganz oder teilweise unbenutzbar, so
ersetzt der Versicherer den lvlietwert der unbenutzbar gewordenen Räume,
insoweit nioht dem Versicherungsnehmer die Beschränkung auf den etwa
benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung zugemutet werden kann.

Als Mietwert gilt der gesetzliche oder ortsübliche Mietzins für Wohnungen
gleicherArt, Größe und Lage.

Die Entschädigung wird auf den dem Versicherungsnehmer nachweisbar
erwachsenen Schaden beschränkt

Der Mielzins oder Mietwert wird nur bis zum Schluss des Monats gewährt, in
dem die Wohnung wieder benutzbar geworden ist, längstens bis zum Ablauf
von 12 Monaten nach dem Eintritt des Schadenereignisses.

2 25 Feuerlöschkosten, Bewegungs- und Schutzkosten, Abbruch- und
Aufräumkosten sowie Entsorgungskoslen sind mit einer zusälzlichen
Versicherungssumme auf Erstes Risiko in Höhe von 20 % der
Gesamtversicherun gssum me versichert.

226 Aufwendungen (Spesen, Fehrtkosten, Telefonkosten elc) sind bei einer
Entschädigungsleistung ab EUR 5 000,- mit einer Versicherungssumme von
EUR 500,-- auf Erstes Risiko versichert.

2.27. Yerpflegungsaufwand für Feuenarehren bei Schäden ab EUR 5 000,- ist gegen
Nachweis der Kosten mit einer Versicherungssumme von EUR 250,- auf
Ersles Risiko versichert.

2 28 Schäden durch radioaktive lsotope, insbesondere solche durch radioaktive
Verunreinigung (Kontamination), sind versichert, und zwar nur dann, wenn

das Schadenereignis anr Versicherungsorl eintritt und

die die Kontamination verursachenden radioaktiven lsotope versicherte
Sachen oder deren Teile sind

229 lm Rahmen der versicherten Feuerlöschkosten, Bewegungs- und Schutzkosten,
Abbruch- und Aufräurnkosten sowie Entsorgungskosten werden auch
Mehrkosten ersetzt, die wegen eines Schadens durch radioaKive lsotope
gemäß Punkt 2 28, aufgrund behördlicher Anordnung anfallen

3. STURMVERSICHERUNG: Abweichend von den Allgemeinen Bedingungen der

Grazer Wechselseitigen Versicherung AG für die Sturmversicherung (ASIB) sind

folgende AnrJerungen bzw. Erweiterungen des Versicherungsschutzes vereinbart:

3 1. Schäden an Gebäuden oder Gebäudebestandteilen durch Überschwemmung,
Vermururrg und Lawinen und die bei diesen Schadenereignissen anfallenden
Kosten (Punkt 3 19.) sind mit einer Versicherungssumme von EUR 5.000,- auf
Erstes Risiko versichert,

Überschvremmung ist die Überflutung des Grundes und Bodens des
Versicherungsorles

durch Witterungsniederschläge

durch K.analrückstau infolge von Witterungsniederschlägen

durch Ausuferung von oberirdischen slehenden oder fließenden Gewässern,

Nicht versichert sind

Schäde,n durch vorhersehbare Uberschwemmungen.

Schäden, die ausschließlich durch das Ansteigen des Grundwasserspiegels
verursacht werden

Vermurung entsteht durch eine Massenbewegung von Erclreich, Wasser,
Schlamrn und anderen Bestandteilen, die durch naturbedingte
Wassereinwirkung ausgelöst urird.

Lawinen sind an Berghängen abgehende Schnee- oder Eismassen

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die versicherten Sachen
ordnungsigemäß in Stand zu halten; Abflussleitungen am Versicherungsorl sind
frei zu hallen und bei überflutungsgefährdeten Räumen sind Rückstauklappen
anzubringen und regelmäßig zu warlen. Verletzt der Versicherungsnehmer eine
der vorstehenden Obliegenheiten, ist der Versicherer gemäß den
Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Absatz 1 und 2 Versicherungs-
vertragseleselz von der Verpflichtung zur Leistung frei.

3.2. Schäden an innen liegenden Gebäudebestandteilen durch Witterungsnieder-
schläge (Niederschlagswasser, Schnee oder Hagel) sind mit einer
Versicherungssumme von EUR 5 000,-- auf Erstes Risiko ohne Rücksicht auf
die Entstehungsursache versichert, wenn die Witterungsniederschläge durch
die Dachhaut oder durch ordnungsgemäß verschlossene Fensler oder
Außentüren eingedrungen sind.

Nicht versichert sind Schäden durch Grundfeuchtigkeit, Grundwasser oder
Langzeiteinwirkungen (z.B Tramvermorschung, Holzfäule, etc.)

3 3 Optische Schäden in Form von Eindellungen durch Hagel an im Sichtbereich
beflndlichen Baubestandteilen oder versichertem Gebäudezubehör sind mit
einer Versicherungssumme von EUR 3 000,- auf Erstes Risiko versichert,
sofern die Wiederherstellung erfolgt.
Als optische Schäden gellen Beeinlrächtigungen ohne Auswirkungen auf die
Brauchb;rrkeit, Funktionsfähigkeit oder Nutzungsdauer der Sachen

3 4 Nicht versichert sind Schäden durch die mittelbare oder unmillelbare Wirkung
von Baurnängeln.

3 5 Schäden an versicherten Gebäuden durch Dachlawinen, Eisregen und
Raureiflast sind mil einer Versicherungssumme von EUR 10.000,-- auf Erstes
Risiko vtrrsichert.

3.6. Nebengebäude, Garagen, Schuppen, bauliche Pergolen, überdachte
Abstellplätze, Wäscheplätze, Müllsammelplätze und Garten- und
Werkzeughütten am Versicherungsgrundstück mit einer bebaulen Grundfläche
von ma:<imal 50m2 sind zusätzlich zu den in der Polizze ausgewiesenen
Gebäuden zum Neuwert versichert

Als Neberngebäude im Sinn dieserVereinbarung gelten nicht:

- Gebäude, die für Wohnzwecke geeignet sind,

- Gebäude, die landwirtschaftlich oder gewerblich genutzt sind,

- Mobilheime, Glashäuser, Foliengewächshäuser, Foliengewächslunnels,

- Gebäude, die weder ein Fundament, noch eine Verankerung aufuveisen,

Gebäude, die zu mehr als 60% dauernd enlwertet sind

3.7. Folgende Außenanlagen am Versicherungsort sind im Rahmen der
Gesamtversicherungssumme versicherl:

Anschlüsse (Strom, Wasser, Gas, Telefon, Telekabel), Gas- und Heizöltanks
(ohne dr:ren lnhalt), Wasserzu- und ableitungsrohre, Wasserversorgungs- und
Aufbereitungsanlagen, Torsprech- und Gegensprechanlagen, Tore (auch
Schranken) samt ihren Betätigungs- und/oder Heizelementen, Postkästen,
Alarm- u nd Uberurachungsanlagen,

3 8 Antennenanlagen, Solaranlagen, Fotovoltaikanlagen, Beleuchtungskörper und
Tanks am Gebäude oder am Versicherungsgrundstück sind im Rahmen der
Gesamtversicherungssumme versicherl, sofern nicht Versicherungsschutz aus
einer anderen Versicherung besteht.
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3.9. Als Gebäudezubehör sind Markisen und andere Beschattungen im Rahmen der
Gesamtversicherungssumme versichert. Sonnensegel sind gesondert mit einer
Versicherungssumme von EUR 5.000,-- auf Erstes Rislko versichert.

3.10 Dauerhafl aufgestellte spielplalzeinrichtungen (einschließlich fix verankerte
Trampoline) sind mit einer Versicherungssumme von EUR 2.500,-- auf Erstes
Risiko versichert.

3.11. Whirlpools und gemauerle oder ins Erdreich versenkte Schwimmbecken sind
mit einer Versicherungssumme von EUR 20 OOO,-- auf Erstes Risiko versichert
Dabei sind alle zu Whirlpools oder Schwimmbecken gehörigen Zu- und
Ableitungen eingeschlossen, Abdeckungen aber ausgeschlossen.-

Der Versicherungsschutz erstrecld sich nur auf die Basisdeckung gemäß AStB.

3.12. Schwimmbad- und Whirlpoolabdeckungen, ausgenommen planen oder Folien,
sind mit einer Versicherungssumme von EUR 2 500,: auf Erstes Risiko
versichert

3 13. Elektrische Freileitungen auf dem Versicherungsgrundstück sind mit einer
Versicherungssumme von EUR 5.000,-- auf Erstes Risiko versichert.

3.14 Gebäudeverglasungen aus Kunststoff aller Art sind mit einer
Versicherungssumme von EUR 5.000,-- auf Erstes Risiko zum Neuwerl
versichert.

3.15. Bauliche Einfriedungen und Zäune, die ein versichertes Gebäude umfrieden,
sind mit einer Versicherungssumme von EUR 10.000,-- auf Erstes Risiko
versichert.
Optische Schäden sind ausgenommen

3.16 Private Kraft- und Wasserfahzeuge und deren Anhänger, Mopeds und
Motorräder, die dem Versicherungsnehmer gehören, sind in ruhendem Zustand
in versicherten Gebäuden zum Verkehrswert versichert, Dafür gilt eine
Versicherungssumme von EUR 10.000,-- auf Erstes Risiko. Schäden, die durch
lnbetriebselzen des Motors - auch im Einstellraum - entstehen, sind nicht
versichert

3.17. Schäden an Müllsammelgefäßen sind versichert.

3.18 Kosten baulicher Verbesserungen, die nach einem ersatzpflichtigen Sturm-
schaden nachweislich aufgrund gesetzlicher oder behördlicher Vorschriften
notwendig werden, sind versichert Dafür gelten als zusätzliche Versicherungs-
summe 7olo der Gesamtversicherungssumme. Die Entschädigung für diese
Kosten ist jedenfalls mit 30% der Entschädigung für den Gebäudeschaden
limitiert.

3.19. Kosten einer Ersatzwohnung bzw. Miefuerlust sind im Rahmen der Gesamt-
versicherungssumme wie folgt versichert:

Wird durch ein Schadenereignis ein versichertes Gebäude so beschädigl, dass
der Mieter einer darin befindlichen Wohnung den Mietzins kraft Gesetzes oder
nach dem Mietvertrag ganz oder teilweise venveigern darf, so ersetä der
Versicherer den dadurch entgehenden Mietzins.

Wird die Wohnung, die der Versicherungsnehmer im versicherten Gebäude
selbst bewohnt, durch ein Schadenereignis ganz oder teilweise unbenulzbar, so
ersetzt der Versicherer den Mietwert der unbenutzbar gewordenen Räume,
insoweit nicht dem Versicherungsnehmer die Beschränkung auf den etwa
benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung zugemutet werden kann.

Als Mietwert gill der gesetzliche oder ortsübliche Mietzins für Wohnungen
gleicherArt, Größe und Lage.

Die Entschädigung wird auf den dem Versicherungsnehmer nachweisbar
erwachsenen Schaden beschränkt.

Der Mietzins oder Mietwert wird nur bis zum Schluss des Monats gewährt, in
dem die Wohnung wieder benulzbar geworden ist, längstens bis zum Ablauf
von 12 Monaten nach dem Eintritt des Schadenereignisses.

3 20. Bewegungs- und Schutzkoslen, Abbruch- und Aufräumkosten sowie
Enlsorgungskosten sind mit einer zusätzlichen Versicherungssumme auf Erstes
Risiko in Höhe von 20 o/o der Gesamlversicherungssumme versichert.

3.21 Aufwendungen (Spesen, Fahrtkosten, Telefonkosten etc.) sind bei einer
Entschädigungsleistung ab EUR 5.000,-- mit einer Versicherungssumme von
EUR 500,-- auf Erstes Risiko versichert

3.22. Verpflegungsaufiruand für Feuerwehren ist bei Schäden ab EUR 5.000,- gegen
Nachweis der Koslen mit einer Versicherungssumme von EUR 250,- auf
Erstes Risiko versichert,

3 23 Schäden durch radioahive lsotope, insbesondere solche durch radioaktive
Verunreinigung (Kontamination), sind versichert, und zwar nur dann, wenn

- das Schadenereignis am Versicherungsort eintritt und

- die die Kontamination verursachenden radioaktiven lsolope versicherte
Sachen oder deren Teile sind.

324 lm Rahmen der versicherten Bewegungs- und Schutzkosten, Abbruch- und
Aufräumkosten sowie Entsorgungskosten werden auch Mehrkosten ersetä, die
wegen eines Schadens durch radioahive lsotope gemäß Punkt 3.23 aufgrund
behördlicher Anordnung anfallen.
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3 25. Sofern ein Baum am Versicherungsgrundstück bei einem Sturm auf ein
Gebäude stürl und so einen versicherten Gebäudeschaden verursacht, sind
die Aufräumkosten für diesen Baum mit einer Versicherungssumme von
EUR 2.500,-- auf Ersles Risiko versichert. Die versioherte Gefahr Sturm ist im
Sinne der Allgemeinen Bedingungen für die Sturmversicherung zu verstehen

Mit dieser Versicherungssumme auf Erstes Risiko sind auch Kosten von
Vorsorgemaßnahmen versichert, die der Versicherungsnehmer für geboten
halten darf, um zu verhindern, dass bei einem Sturm ein Baum am
Versicherungsgrundstück ein versichertes Gebäude beschädigen kann. Die
Entschädigung für solche Vorsorgemaßnahmen isl mit EUR 5OO,- pro
Versicherungsperiode begrenä.

3 26. Durch Slurm notwendig gewordene Aufräumkosten für Bäume auf dem
Versicherungsgrundstück sind mit einer Versicherungssumme von EUR 5OO,--
auf Erstes Risiko versichert.

3.27. Sicherungsmaßnahmen bei Erdrutschschäden sind mit einer Versicherungs-
summe von EUR 5.000,- auf Erstes Risiko versichert

3.28, Der Versicherungsnehmer het bei Slurmgefahr sämtliche öffnungen
versicherter Gebäude (Fenster, Türen und dergleichen) ordnungsgemäß zu
verschließen und Markisen einzufahren.

3.29, Für Schäden durch die Gefahren der Punkte 3.1, und 32, und die daraus
resultierenden Koslen gemäß den Punkten 3.2O ,3.21.,3,22 und 3.24 ist die
Entschädigungsleistung pro Schadenereignis jedenfalls mit EUR 10.000,--
begrenä, auch wenn zum selben Ereignis andere zusälzliche Deckungs-
enrveiterungen gemäß den Punkten 3.5. bis 3.24. anwendbar wären.

4. LEITUNGSWASSERVERSICHERUNG: Abweichend von den Allgemeinen
Bedingungen der Grazer Wechselseitigen Versicherung AG für die
Leitungswasserversicherung (AWB) sind folgende Anderungen bzw.
Enreiterungen des Versicherungsschutzes vereinbart:

4.1 An Zu- und Ableitungsrohren, Kal! und Warmwassersyslemen und an Misch-
wasserkanälen innerhalb oder außerhalb des versicherten Gebäudes auf dem
Versicherungsgrundstück sind Bruchschäden auch dann versichert, wenn
Korrosion, Verschleiß oder Abnutzung den Bruchschaden verursacht haben

Für Zuleitungsrohre gilt dies auch außerhalb des Versicherungsgrundstücks.

Für Ableitungsrohre außerhalb des Versicherungsgrundstücks gilt dies mit einer
Versicherungssumme von EUR 5 000,-- auf Erstes Risiko Die Entschädigung
erfolgt zum Zeitwert.

Nicht versichert sind Schäden an .jenen Zu- und Ableitungsrohren, die
ausschließlich der Versorgung von Gebäuden dienen, die in diesem Vertrag
nicht versichert sind,

4.2. An den versicherten Rohren, nicht jedoch an angeschlossenen Einrichtungen
und Armaluren, sind auch Dichtungsschäden versichert.

4.3 Schäden an den an die Leitung angeschlossenen Einrichlungen und
Armaturen, soweit deren Erneuerung oder Reparatur imZuge der Behebung
eines versicherten Rohrgebrechens notwendig ist, sind versichert

4.4. Versichert sind auch

- Schäden am oder durch das Wärmeabgabesystem einer Fußboden- oder
Wandheizung. Es ist aber vereinbart, dass bei Schäden an wasserführenden
Fußboden- oder Wandheizungen die Kosten für Reparatur oder Austausch
einer Heizungsschlaufe versichert sind

- Schäden an oder durch wasserführende Solaranlagen, die sich am Gebäude
oder auf dem/den Versicherungsgrundstück(en) befinden.

- Schäden durch Austreten von Wasser aus Schwimmbecken und Whirlpools,
die im Erdgeschoß oder im Kellergeschoß eingebaut sind.

- Schäden an oder durch nicht fix montierte Solarpoolheizungen sind nicht
versichert

4.5 Nebengebäude, Garagen, Schuppen, bauliche Pergolen, überdachte
Abstellplätze, Wäscheplälze, Müllsammelplätze und Garten- und
Werkzeughütten am Versicherungsgrundstück mjt einer bebaulen Grundfläche
von maximal 50m2 sind zusätzlich zu den in der Polizze ausgewiesenen
Gebäuden zum Neuwert versichert

Als Nebengebäude im Sinn dieserVereinbarung gelten nicht:

- Gebäude, die fürWohnzwecke geeignet sind,

- Gebäude, die landwirtschaftlich oder gewerblich genutzt sind,

- Mobilheime, Glashäuser, Foliengewächshäuser, Foliengewächstunnels,

- Gebäude, die weder ein Fundamenl, noch eine Verankerung aufirueisen,

Gebäude, die zu mehr als 50% dauernd entwertet sind.
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4.6 Folgende Außenanlagen am Versicherungsort sind im Rahmen der
Gesamtversicherungssumnre versichert:

Anschlüsse (Strom, Wassor, Gas, Telefon, Telekabel), Gas- und Heizöltanks
(ohne deren lnhall), Wassezu- und ableitungsrohre, Wasserversorgungs. und

Aufbereitungsanlagen, Torsprech- und Gegensprechanlagen, Tore (auch
Schranken)..samt ihren Eletätigungs- und/oder Heizelementen, Postkästen,
Alarm- und Uberwachungsanlagen.

4.7 Solar- und Fiolovoltaikanlagen am Gebäude oder am Versicherungsgrundstück
sind im Rahmen der Gesamlversicherungssumme versichert.

4 I Die Kosten für die Besr>itigung von Verstopfungen leitungswasser- oder
mischwasserführender Ableitungsrohre auf dem Versicherungsgrundstück sind
versichert

4.9 Die Kosten für Wasserverlust infolge eines versicherten Schadens sind mit
einer Versicherungssumme von EUR 5 000,-- auf Erstes Risiko versichert

4 10 Kosten baulicher Verbesserungen, die nach einem ersatzpflichtigen Leitungs-
wasserschaden nachweislich aufgrund gesetzlicher oder behördlicher
Vorschriften nolwendig w>rden, sind versichert. Dafür gelten als zusätzliche
Versicherungssu mme 7o/o der Gesamtversicherungssumme. Die Entschädigung
für diese Kosten ist jedenfalls mit 300/o der Entschädigung für den
Gebäudeschaden limitiert.

4.11. Kosten einerr Ersatzwohnung bzw Mietverlust sind im Rahmen der Gesamt-
versicherungssumme wie folgl versichert:

Wird durch ein Schadenerr:ignis ein versichertes Gebäude so beschädigt, dass
der Mieter einer darin befindlichen Wohnung den Mietzins kraft Gesetzes oder
nach dem Mietvertrag ganz oder teilweise verweigern darf, so ersetzt der
Versicherer den dadurch entgehenden Mietzins.

Wird die Wohnung, die cler Versicherungsnehmer im versicherten Gebäude
selbst bewohnt, durch ein l3chadenereignis ganz oder teilweise unbenutzbar, so
ersetzt der Versicherer den Mietwert der unbenutzbar gewordenen Räume,
insoweil nichl dem Versicherungsnehmer die Beschränkung auf den etwa
benutzbar gebliebenen Teil der Wohnung zugemutet werden kann.

Als Mielwert gilt der gestetzliche oder ortsübliche Mietzins für Wohnungen
gleicherArt, Größe und Lage.

Die Entschädigung wird auf den dem Versicherungsnehmer nachweisbar
erwachsenen Schaden beschränkt

Der Mietzins oder Mietwert wird nur bls zum Schluss des Monats gewährt, in
dem die Wohnung wieder benutzbar geworden ist, längstens bis zum Ablauf
von 12 Monalen nach den Eintritt des Schadenereignisses.

412. Privale Kraft- und Wasserfahzeuge und deren Anhänger, Mopeds und
Motorräder, die dem Versicherungsnehmer gehören, sind in ruhendem Zustand
in versicherten Gebäudern zum Verkehrswert versichert Dafür gilt eine
Versicherungssumme von EUR 10.000,-- auf Ersles Risiko. Schäden, die durch
lnbetriebsetzen des Motors - auch im Einstellraum - entstehen, sind nicht
versichert

4.13. Whirlpools und gemauerte oder ins Erdreich versenkte Schwimmbecken sind
mit einer Versicherungssumme von EUR 20 000,-- auf Ersles Risiko versichert
Dabei sind alle zu Whirlpools oder Schwimmbecken gehörigen Zu- und
Ableitungen eingeschlossen, Abdeckungen aber ausgeschlossen

4.14. Bei Tapeten, Malereien, liextilen Wand- und Bodenbelägen und solchen aus
Kunststofl gilt der Neuwert als Ersatzviert, sofern die Wertminderung durch
Alter und Abnutzung im Zeitpunkt unmittelbar vor dem Schadeneintritt weniger
als 60% betragen hal,

4 15 ln jedem Schadenfall sinil die Kosten für das Einziehen neuer Rohre bis zu
einer Länger von 10 m versiichert.

Werden nach einem Schadenfall Rohre mit einer Länge von mehr als 10 m
eingezogen, so wird der §ichaden im Verhältnis von 10 m Rohr zur tatsächlich
eingezogenen Rohrlänge ersetzt.

4 16 Bewegungs- und Schutzkoslen, Abbruch- und Aufräumkosten sowie
Entsorgungskosten sind mit einer zusätzlichen Versicherungssumme auf Erstes
Risiko in Höhe von 20 o/o C,er Gesamtversicherungssumme versichert

4'17 Schäden durch radioakti',re lsotope, insbesondere solche durch radioaktive
Verunreinigung (Kontamination), sind versichert, und zwar nur dann, wenn

- das Schadenereignis anr Versicherungsort eintritt und

die die Kontamination verursachenden radioaktiven lsotope versicherle
Sachen oder deren Teile sind.

4 18 lm Rahmen der versicherten Bewegungs- und Schutzkosten, Abbruch- und
Aufräumkoslen sowie Entsorgungskosten werden auch Mehrkoslen ersetzt, die
wegen eines Schadens durch radioaktive lsotope gemäß Punkt 4.17 aufgrund
behördlicher Anordnung anfallen

419, Aufwendungen (Spesen, Fahrtkosten, Telefonkosten etc) sind bei einer
Entschädigungsleistung :rb EUR 5 000,-- mit einer Versicherungssumme von
EUR 500,-- auf Erstes Risiko versichert

4.20. Verpflegungsaufwand für Feuenr'rehren ist bei Schäden ab EUR 5,000,-- gegen

Naohweis der Koston mit einer Versicherungssumme von EUR 250,- auf
Erstes Risiko versichert

4.21 Schäden an Ableitungsrohren und Kanälen außerhalb von Gebäuden werden
immer zum Zeitwert ersetzt,

4 22. Für die Kosten einer Kamerabefahrung von Ableitungsrohren, die zur Behebung
eines gedeckten Leilungswasserschadens erforderlich ist, ist die Entschädigung
mil € 200,- begrenzt

5. HAFTPFLICHTVERSICHERUNG: Abweichend von Abschnitt B, 2,10 EHVB nach
Maßgabe des Deckungsumfanges der AHVB für Schadenersatzverpflichtungen
des Versicherungsnehmers aus Bauvorhaben gemäß nachfolgenden
Bestimmungen:

5.1. Bauherrenrisiko

Der Versiicherungsschutz bezieht sich auf das Risiko des Versicherungs-
nehmers als Bauherr von Abbruch-, Bau-, Reparatur- und Grabungsarbeiten an
der versicherlen Liegenschaft, wenn die Gesamtkoslensumme des
Bauvorhabens, einschließlich etwaiger Eigenleistungen, EUR 450.000,- nicht
übersteigt.

5.2. Bauunternehmerrisiko

Der Versicherungsschutz bezieht sich auf das Risiko des Versicherungs-
nehmers als Unternehmer von Abbruch-, Bau-, Reparatur- und
Grabungsarbeiten an der versicherten Liegenschaft, wenn die
Gesamtkoslensumme des Bauvorhabens, einschließlich etvvaiger
Eigenleistungen, EUR 450.000,-- und der Anteil der vom Versicherungsnehmer
erbrachten Eigenleistungen (gesamte Baukoslen für Arbeiten in Eigenregie)
EUR 75.000,- nicht übersteigt

5.3. Umweltstörung

Die besondere Vereinbarung gemäß Art 6 AHVB isl getroffen.

Die Versicherungssumme beträgt im Rahmen der Pauschalversicherungs-
summe EiUR 75.000,--

Versicherte Risiken:

- Heizöllagerung, wobei das Lagervolumen nichl begrenzt ist

-Bestand von Anlagen zur Reinigung und Lagerung von Hausabwässern aus
dem privalen Bereich (z B. Senkgruben, Kleinkläranlagen)

Für jede Anderung oder Enrueiterung der versicherten Risiken besteht nur dann
Versicherungsschulz, wenn auch diesbezüglich eine bosondere Vereinbarung
gelroffen wurde Art.2, Pkt.1 AHVB ist nichl anzuwenden,

Der Selbstbehalt des Versicherungsnehmers beträgt in jedem Versicherungsfall
10 % de.i Schadens, mindestens EUR 350,--

54 Müllsam"nelbehälter

Der Versicherungsschutz bezieht sich auch auf Schadenersalzverpflichtungen
wegen Beschädigung, Zerstörung, Verlust oder Abhandenkommen von
Müllsammelbehältern.

Die Bestimmungen des Art. 1, Pkl 2.2 sowie Art 7, Pkt 10.1 AHVB finden
insoweil keine Anwendung

Die Versicherungssumme beträgt im Rahmen der Pauschalversicherungs-
summe I]UR 1,000,-

5.5 Tierhaltung

Die Haflpflichtversicherung umfasst mil einer Pauschalversicherungssumme
von EUR 1 500 000,-- auch die Tierhaltung gemäß AHVB/EHVB, jedoch
beschränkt auf die Haltung eines Hundes

5 6. Unbebaute Grundstücke

Versichert sind unbebaute, weder landwirlschaftlich noch gewerblich genutzle
Grundstiicke im Eigentum des Versicherungsnehmers
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Besondere Bedingung der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für Schäden durch Terrorakte

(BB Terror 2003lStufe 6)

1. Genereller Aussschluss von Schäden durch Terrorakte

Neben den in den vereinbarten Allgemeinen und Besonderen Bedingungen
(Bedingungen Stufe 1 - 5) angeführten nicht versicherten Schäden sind zusätzlich
ausgeschlossen - sofern sie überhaupt Gegenstand des Versicherungsvertrages
sind - ohne Rücksicht auf andere mitwirkende Ursachen oder Ereignisse, die zur
gleichen Zeit oder in einer vom Schaden abweichenden Reihenfolge slattfinden,
jegliche Art von Schäden, Verlusten, Kosten oder Aufiruendungen, die direkt oder
indirekt verursacht werden von, sich ergeben aus oder im Zusammenhang stehen
mit jeglicher Art von Terrorakten

Vom Versicherungsschutz ausgeschlossen sind auch - sofern sie überhaupt
Gegenstand des Versicherungsvertrages sind - jegliche Art von Schäden,
Verlusten, Koslen oder Aufwendungen, die direkt oder indirekt verursacht werden
von, sich ergeben aus oder im Zusammenhang slehen mit Handlungen, die zur
Eindämmung, Vorbeugung oder Unlerdrückung von Terroraklen ergriffen werden
oder sich in irgendeinerWeise darauf beziehen.

Terrorakte sind jegliche Handlungon von Personen oder Personengruppen zur
Erreichung politischer, ethnischer, religiöser, ideologischer oder ähnlicher Ziele, die
geeignet sind, Angst oder Schrecken in der Bevölkerung oder Teilen der
Bevölkerung zu verbreiten und dadurch auf eine Regierung oder staatliche
Einrichtung Einfluss zu nehmen

lst der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des Konsumentenschulz-
gesetzes, so hat er nachzuweisen, dass ein Schaden weder unmittelbar noch
miltelbar im Zusammenhang mit einem Terrorakt stehl

2. Begrenzter Einschluss von Schäden durch Terrorakte

21. Der Ausschluss gemäß Punkt 1 wird nach Maßgabe der nachfolgenden
Bestimmungen aufgehoben

Das Risiko von Schäden durch Terrorakte wird vom Versicherer in den
Osterreichischen Versicherungspool zur Deckung von Terrorrisiken eingebracht,
dessen Milglieder ausschließlich entsprechend ihrem Anteil haflen.

Auf der Website des Verbandes der Versicherungsunternehmen Osterreichs
(vr,vwv wo at) sind weitere lnformationen über Mitglieder und deren aktuelle
Beteiligungsquote am Osterreichischen Versicherungspool zur Deckung von
Terrorrisiken veröffentlicht

2.2. Ausgeschlossene Schäden

lm Rahmen dieser Besonderen Bedingung besteht, unabhängig vom Gegenstand
des Versicherungsvertrages, keine Deckung für

2 2.1 Betriebsunterbrechungsschäden jeglicher Art, die sich aus dem Einschluss von
Rücl«virkungsschäden für Abnehmer- und Zuliefererrisiken oder aus
Zugangsbeschränkungen ergeben;

2.2.2. Schäden, Verluste, Kosten oder Aufuvendungen, die direkt oder indirekt durch
einen Ausfall von Versorgungsleistungen (z B Strom, Gas, Wasser,
Telekommunikation) verursacht werden;

2.2 3 Schäden, Verluste, Kosten und Aufwendungen, die direh oder indirekt durch
Kontamination aufgrund radioaktiver Subslanzen oder aufgrund nuklearer
Sprengsloffe (gleich welcher Ursache, aber insbesondere auch als Folge von
Terrorakten) verursacht werden

Unter Kontamination ist die Verseuchung, Vergiftung, Verhinderung und/oder
Einschränkung der Nutzung von Sachen aufgrund der Auswirkungen nuklearer
Substanzen zu verstehen

2 2.4 Schäden, Verluste, Kosten oder Aufwendungen, die direkt oder indirekt durch
biologische oder chemische Kontamination verursacht werden;

Unter Kontamination ist die Verseuchung, Vergiftung, Verhinderung und/oder
Einschränkung der Nutzung von Sachen aufgrund der Auswirkungen
chemischer und/oder biologischer Substanzen zu verstehen.

2 2 5 Schäden im Rahmen einer Transport- oder Kunstgegenständeversicherung

2 3 ÖrtlicherGellungsbereich

Der Versicherungsschutz erstreckt sich auf die in Osterreich gelegenen
versicherten Risiken.

t
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2.4. Entschädigungshöchstgrenze

Schäden durch Terrorakle sind pro Kalenderjahr bis zur Höhe der
Gesamtversicherungssumme (Saoh- und Betriebsunterbrechungsversicherung
zusammen), ist diese jedoch höher als EUR 5,000,000,--, dann nur bis zu diesem
Betrag, versichert.

Diese Entschädigungshöchstgrenze unterliegl keiner Wertanpassung Sie stellt
die maximale Entschädigung je Versicherungsort und Versicherungsnehmer dar
u-nd zwar auch dann, wenn mehrere Versicherungsverträge, die über den
Osterreichischen Versicherungspool versicherl sind, für das vom Schaden
betroffene Risiko bestehen.

2 5 Kürzung der Entschädigung

Das Risiko von Schäden durch Terrorakte wird vom Versicherer in den
Osterreichischen Versicherungspool zur Deckung von Terrorrisiken eingebracht,
der für versicherte Schäden durch Terrorakte pro Schadenereignis und pro
Kalenderjahr eine Entsohädigungsgrenze von EUR 200,000 000,-- zzgl. allfälliger
Staatshaftung vorsieht

Ubersteigen die versicherten Schäden durch Terrorakte bei den in den Pool
eingebrachten Risiken pro Kalenderjahr insgesamt die im Pool vorgesehene
Entschädigungsgrenze, so werden die auf die einzelnen Anspruchsberechtigten
entfallenden Entschädigungen verhältnismäßig derart gekürzt, dass sie
zusammen die Entschädigungsgrenze des Osterreichischen Versicherungspools
zur Deckung von Terrorrisiken pro Kalenderjahr nicht übersteigen

2 6 Fälligkeit der Entschädigung

Die Entschädigung ist fällig, sobald feststeht, dass keine Kürzung erfolgt oder in
welchem Ausmaß eine Kürzung erfolgen muss

3. Geltungsdauer

Punkt 2. kann unabhängig von den sonstigen Bestimmungen dieser Besonderen
Bedingung oder des Vertrages für sich allein vom Versicherer unler Einhaltung
einer Kündigungsfrist von einem Monat gekündigt werden

Darüber hinaus endet die Gellungsdauer des Punktes 2 der Besonderen
Bedingung jedenfalls dann, wenn der Österreichische Versicherungspool zur
Deckung von Terrorrisiken seine Täligkeit einstellt. Die Einstellung der Tätigkeit
wird im Amtsblatt der Wiener Zeitung veröffentlicht

4. Schlussbestimmung

Klarstellung: Durch diese Besondere Bedingung werden alle weiter reichenden
Deckungen in Bedingungen der Stufe 1 bis Stufe 5 beschränh. Diese Besondere
Bedingung gewährt aber keine Enryeiterung des Versicherungsschutzes, der nach
den anderen vereinbarten Bedingungen vorgesehen ist

AAt88t0 F312 01.07.2003 1t1
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Besondere Bedingtrng der Grazer Wechselseitigen
Versicherung ArG für die Versicherung !'on

Entsorgungskosten / mit Erdreich
(BB EKOmE 2OO2lStufe 4)

1, Bis zu der für Entsorgungskosten besonders vereinbarten Versicherungssumme
auf erstes Risiko sind die Kosten fÜr Untersuchung, Abfuhr, Behandlung und
Deponierung versicherl

1 1 Diese Kosten müssen verursacht werden durch

- eine in diesem Vertrag versiicherte Gefahr und

- am Versichu.rungsort befindliche versicherte Sachen und/oder am Versiche-
rungsort befindliches Erdreich,

1.2. Versichert ist jeweils nur die kostengünstigste Abwicklung, wenn gemäß den
gesetzlichen r:der behördlichen Bestimmungen verschiedene Möglichkeiten der
Entsorgung zulässig sind.

1.3, Entsorgungskosten, die durch Kontamination von Gewässr:rn oder Luft
verursacht werden, sind nicht versicherl

1.4 Bei Vermischung von nicht versicherten Sachen mit versicherten Sachen oder
Erdreich werden nur die Entsorgungskosten für die versicherten Sachen und das
Erdreich ersetzt

1 5, Entstehen Entsorgungskosten für Erdreich oder für versicherlle Sachen, die
bereits vor Einlritt des Schadenereignisses konlaminiert waren (Altlasten), so sind
nur jene Kosten versichert, die den für die Beseitigung der Alllasten
erforderlichen Betrag überstr:igen, und zwar ohne Rücksicht darauf, ob und wann
dieser Betrag ohne das Schadenereignis aufgewendel worden wäre.

1 6 Für kontaminiertes Erdreich gilt:

Versichert sind auch die Kosten der notwendigen Wiederauffüllung der
Aushubgrube mit Erdreich

Für diese Wiederauffüllungskosten und die Enisorgungskosten von
kontaminiertem Erdreich wird in jedem Schadenfall der als entschädigungs-
pflichtig errechnete Betrag um den vereinbarten Selbstbehalt gekürzt

2 Untersuchungskosten sind Koslen, die dadurch entstehen, daß durch behördliche
oder sachverständige Untersuchung festgestellt werden muß, ob

- gefährlicher Abfall oder Problemstoffe,

- Sachen, die einer Ablieferungspflichl nach lierkörperverwertungsrechtlichen
Bestimmungen unterliegen,

- konlaminiertes Erdreich

angefallen, wie diese zu beharrdeln und/oder zu deponieren sind

2.1. Gefährlicher Abfall und Problemstoffe sind im Sinn des Abfallwirtschaftsgeselzes
(AWG), BGBI 325i90 in der Fassung BGBI 155/94, zu verstehen,

22 Unler kontaminiertem Erdreich ist sobhes zu verstehen, dessen geordnele
Erfassung, Sicherung und/oder Behandlung wegen seinerVerbindung mit anderen
Sachen (ausgenommen radioaktive lsotope) auf Grund des Abfallwirtschafts-
gesetzes (AWG), BGBI 325/90 in der Fassung BGBI. 155/94, oder des
Wasserrechlsgeselzesl959 in derFassung BGBI 252190 geboten ist,

3 Abfuhrkosten sind Kosten des Transports zum Zweck der Behandlung oder zur
Deponierung

4 Behandlungskosten sind Kosten für Maßnahmen, welche dazu dienen,
gefährlichen Abfall oder Problemstoffe, Sachen, die einer Ablieferungspflicht nach
tierkörperverwertungsrechtlichen Bestimmungen unlerliegen und/oder kontami-
niertes Erdreich, i.S des Abfallwirtschaftsgeselzes (AWG), BGBI 325/90 in der
Fassung BGBI 155/94 zu ven^,/erten, zu beseiligen oder deponiefähig zu machen

4 1, Die Kosten einer höchstens sechsmonatigen Zwischenlagerung Bind im Rahmen
der Versicherungssumme nach Punh 1 unter der Voraussetzung versichert, daß
die Zwischenlagerung dem Versicherer unverzüglich angezeigl wird.

5. Deponierungskosten sind Kosten der Deponierung einschließlich der für die
Deponierung zu enlrichtenden öffentlichen Abgaben.
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Allgemeine Bedingungen der Grazer Wec hselseitigen
Versicherung AG für die Sachversicherung

(ABS 2012 / Stufe 1)

Geltungsbereich:

Die ABS gelten als Allgemeiner Teil jener Bedingungen für Sparten der
Sachversicherung, die auf die Geltung der ABS ausdrücklich hinweisen.

Verweise au, gesetzliche Bestimmungen :

Gesetzesstellen des Versicherungsvertragsgesetzes §ersVG), die in diesen
Allgemeinen Bedingungen für die Sachversicherung (ABS) angeführt werden, sind im
Anhang 1 der Polizze in vollem Wortlautwiedergegeben.

lnhaltsverzeichnis

Artikel 1 Anzeige von Gefahrumständen bei Vertragsabschluss
Artikel 2 cefahrerhöhung
Artikel 3 Sicherheilsvorschriften
Artikel 4 Versicherungsperiode, Hauptfälligkeit; Bündelversicherung; prämie

Beginn und Voraussetzungen des Versicherungsschutzes
Artikel 5 Mehrfache Versicherung
Artikel 6 Überverslcherung; Doppelversicherung

Artikel 7 Begrenzung der Entschädigung; Unterversicherung; Vorsteuerabzug
Artikel 8 Sachverständigenverfahren

Artikel 9 Schuldhafle Herbeiführung desVersicherungsfalles;
Obliegenheiten im Schadenfall; belrügerisches Verhalten

Artikel '10 Zahlung der Entschädigung

Artikel 1'1 Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles
Artikel 12 Form derErklärungen
Artikel 13 Wohnortwechsel - Adressänderung

Artikel 14 Automatische Vertragsverlängerung

Artikel 15 Gerichlsstand
Artikel 16 Verpfändung undAbtretung

Artikel 1

Anzeige von Gefahrumständen bei Vertragsabschluss

Der Versicherungsnehmer hat bei Abschluss des Vertrages alle ihm bekannlen
Umstände, die für die Übernahme der Gefahr erheblich sind, dem Versicherer
wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen Ein Umstand, nach welchem der
Versicherer ausdrücklich und in geschriebener Form gefragt hat, gilt im Zweifel als
erheblich. Bei schuldhafter Verletzung dieser Pflichten kann der Versicherer gemäß
den Voraussetzungen und Begrenzungen der §§16 bis 21 VersVG vom Vertrag
zurücktreten und von der Verpflichtung zur Leistung frei werden.
Das Recht des Versicherers, den Vertrag wegen arglistiger Täuschung über Gefahr-
umstände anzufechten, bleibt unberührt (§ 22 VersVG),

Artikel 2
Gefahrerhöhung

1 Nach Vertragsabschluss darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des
Versicherers keine Gefahrerhöhung vornehmen oder deren Vornahme durch einen
Dritten gestatten, Erlangt der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, dass durch
eine von ihm ohne Einwilllgung des Versicherers vorgenommene oder gestattete
Anderung die Gefahr erhöht ist oder tritt nach Abschluss des Versicherungs-
vertrages unabhängig vom Willen des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der
Gefahr ein, so hat er dem Versicherer unverzüglich in geschriebener Form Anzeige
zu erstatten.

2. Tritt nach dem Vertragsabschluss eine Gefahrerhöhung ein, kann der Versicherer
kündigen Verletä der Versicherungsnehmer eine der in Absatz 1 genannlen
Pflichten, ist der Versicherer außerdem gemäß den Voraussetzungen und
Begrenzungen der §§ 23 bis 31 VersVG von der Verpflichtung zur Leistung frei.

3 Die Bestimmungen der vorslehenden Absätze finden auch Anwendung auf eine in
der Zeit zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrages eingetretene
Gefahrerhöhung, die dem Versicherer bei der Annahme des Anlrages nicht
bekannt war

Artikel 3
Sicherheitsvorschriften

1. Verletzt der Versicherungsnehmer gesetzliche, behördliche oder vereinbarte
Sicherheitsvorschriften oder duldet er ihre Verletzung, kann der Versicherer
innerhalb eines Monats, nechdem er von der Verletzung Kennlnis erlangt hat, die
Versicherung mit einmonatiger Frist kündigen Das Kündigungsrecht erlischt, wenn
der Zusland wiederhergestellt isl, der vor der Verletzung bestanden hat.

2 Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Schadenfall
nach der Verletzung eintritt und die Verletzung auf Vorsatz oder grober
Fahrlässigkeit des Versicherungsnehmers beruht. Die Verpflichtung zur Leistung
bleibl bestehen, wenn die Verletzung keinen Einfluss auf den Eintritt des
Schadenfalles oder soweil sie keinen Einfluss auf den Umfang der Entschädigung

19@"1w,
gehabt hat, oder wenn zur Zeit des Schadenfalles trotz Ablaufs der in Absatz 1

beschriebenen Frist die Kündigung nichl erfolgt war.

3 lm Übrigen gelten § 6 Absa2 1, 1a und 2 VersVG. lst mit der Verletzung einer
Sicherheitsvorschrift eine Gefahrerhöhung verbunden, finden ausschließlich die
Bestimmungen über die Gefahrerhöhung, nichl aber die Regelungen des Absatz 2
Anwendung.

Artikel 4
Versicherungsperiode, Hauptfälligkeit; Bündelversicherung; Prämie;

Beginn und Voraussetzungen des Versichetungsschutzes

1. Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag nicht für kürzere Zeit
abgeschlossen ist, der Zeilraum eines Jahres, und zwar auch dann, wenn die
Jahresprämie vertragsgemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist
Jede Versicherungsperiode endet zum Hauptfälligkeitstermin.

Der Hauptfälligkeitstermin ist jeweils der Erste jenes Monals, in dem die in der
Polizze ausgewiesene Versicherungsdauer endet.

Die einzelnen Sparten einer 8ündelversicherung stellen rechtlich selbstständige
Verlräge dar

2 Die ersle oder die einmalige Prämie einschließlich Steuern isl vom
Versicherungsnehmer gegen Übermittlung der Polizze sofort nach Abschluss des
Versicherungsvertrages (Zugang der Polizze oder einer gesonderten Antrags-
annahmeerklärung) und Aufforderung zur Prämienzahlung zu zahlen

3 Der Versicherungsschulz beginnt mil dem vereinbarten Versicherungsbeginn,
jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der Versicherungsnehmer die erste oder
einmalige Prämieeinschließlich Steuern rechlzeitig, das heißt innerhalb von 14
Tagen, oder ohne schuldhaften Vezug zahlt.
Die nähere Bestimmung des Beginns dieser Frist von 14 Tagen, die weileren
Vorausselzungen für die Leistungsfreiheit bei Zahlungsvezug oder bei nur
teilweiser Zahlung der erslen oder einmaligen Prämie, die Bestimmung des
Beginns des Versicherungsschutzes bei nicht rechtzeitiger Prämienzahlung sowie
weitere Rechtsfolgen des Zahlungsvezugs sind in den §§ 38 und 39a VersVG
geregelt.

4 Die nicht rechtzeitige Zahlung der ersten oder einmaligen Prämie einschließlich
Steuern berechtigt den Versicherer gemäß den Voraussetzungen des § 38 VersVG
zum Rücktrilt vom Vertrag.

5 Die Folgeprämien sind zu den jeweils vereinbarlen Fälligkeitsterminen zu zahlen
Die Rechtsfolgen des Zahlungsvezugs mit Folgeprämien sind in den §§ 39, 39a
und 91 VersVG geregelt.

6. lm Fall von Zahlungsrückständen werden beim Versicherer einlangende Zahlungen
vorrangig auf aushaftende Zinsen und Kosten (unabhängig davon, ob es sich um
Zinsen und Kosten aus älteren oder jüngeren Prämienfälligkeiten handelt), dann
jeweils auf die älteslen, bereits fälligen Prämienforderungen angerechnet.

Bei Bündelversicherungen wird im Fall des Prämienzahlungsverzuges der
aushaftende Betrag im Verhällnis der für die einzelnen Sparten vereinbarten
Prämien auf die einzelnen Verträge aufgeteilt

lm Fall des Zahlungsverzuges wird der Versicherer die aushaflenden Beträge in
angemessener und branchenüblicher Weise zunächst außergerichtlich beim
Versicherungsnehmer einmahnen. Der Versicherungsnehmer hat die dadurch
verursachten Mehraufwendungen, die als Mahnspesen verrechnel werden, dem
Versicherer zu ersetzen. Außerdem werden die aushaftenden Belräge, unabhängig
von den sonstigen Folgen der Nichtzahlung, vom Fälligkeitstag an bis zur
vollständigen Erfüllung der Zahlungsverpflichtung mit einem Zinssatz von 0,8 % je
Monat verzinst.

7. Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst
vozeitig aufgelöst, so gebührt dem Versicherer die Prämie für die bis dahin
verstrichene Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen
(§ 40 Satz 1 VersVG).
Endet der Versicherungsvertrag vor Ablauf der Vertragszeit wegen Wegfalls des
lnteresses, gebi.ihrt dem Versicherer die Prämie, die er hälte erheben können,
wenn die Versicherung nur bis zu dem Zeilpunkt beantragt worden wäre, in
welchem der Versicherer von dem Wegfall des lnteresses Kennlnis erlangt (§ 68
Abs. 2 VersVG).

Wird der Vertrag aus Verschulden des Versicherungsnehmers oder sonsl aus
Gründen, die in der Sphäre des Versicherungsnehmers liegen, vorzeitig beendet,
so ist der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer eine angemessene
ceschäflsgebühr zu erstatten Die Geschäftsgebühr beträgt 30 % der jeweiligen
Jahresprämie, mindestens EUR 35,--, höchstens EUR 350,--.

8. Für die Ausstellung von Sperrscheinen (aufgrund gesetzlicher Bestimmung, in
anderen Fällen nur mil schrifllicher Zustimmung des Versicherungsnehmers)
werden Sperrscheingebühren nach dem jeweils gültigen Tarif des Versicherers
vorgeschrieben, der Versicherungsnehmer ist zu ihrer Bezahlung verpflichtet.

Artikel 5
Mehrfache Versicherung

Nimmt der Versicherungsnehmer bei einem anderen Versicherer für das versicherte
lnteresse eine Versicherung gegen diesolben Gefahren, hat er dem Versicherer
unvezüglich den anderen Versicherer und die Versicherungssumme anzuzeigen.

ffi
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Artikel 6

Überversicilrerung; Doppelver§icheIUng

1 Die Versicherung darf nicht zu einer Bereicherung führen. Auch wenn die Versiche-
rungssumme den Versicherttngswert Übersteigt (Uberversicherung), hat der

Versicherer nicht mehr als die bedingungsgemäße Entschädigung zu erbringen.

2 Übersteigl die Versicherungssumme den Versicherungswert erheblich, können der

Versicherungsnehmer und der Versicherer nach § 51 VersVG eine Herabsetzung
der Versicherungssumme und der Prämie verlangen. Eine tariflich festgelegte
Mindestprämie bleibt unberührl

3 lm Falle der Doppelversicherung gelten die §§ 59 und 60 VersVG

Artikel 7
Begrenzung der Entschäcligung; Unterversicherung; Vorsteuerabzug

1 Die Versicherungssumme bildet die Grenze für die Entschädigung des
Versicherers, rrvobei die Entschädigung für die unter jeder einzelnen Position der
Polizze versicherten Sachen durch die für die betreffende Position angegebene
Versicherungssumme begrenzl ist

2, lst die Versicherungssumme niedriger als der Versicherungswert (siehe die
Bestimmungen über den Versicherungswert in den Allgemeinen Versicherungs-
bedingungen der betreffenden Sachversicherungssparte 'Unterversicherung), wird
der Schaden nur nach dem Verhältnis der Versicherungssumme zum
Versicherungswert ersetzl Obr Unterversicherung vorliegt, ist für iede Position der
Polizze gesondert festzuslellen

3 Es ist vereinbart, dass bei der Berechnung der Entschädigung die gesetzliche
Mehrwerlsteuer außer Ansatz bleibt, soweit der Versicherungsnehmer zum
Vorsteuerabzug berechtigt ist,

Artikel 8
Sachverständigenverfahren

1 Die Vertragspadner können in geschriebener Form vereinbaren, dass Ursache und
Höhe des Schadens durch ein Sachversländigenverfahren festgestellt werden

2. Diese Vereinbarung hat minderslens zu enlhalten:
- Art und Umfang der Frager;tellungen an die Sachverständigen
- Namen der Sachverständigen; jeder Vertragspartner benennl seinen Sach-

versländigen und beauflragl ihn, seine Feststellungen zu treffen

3 Beide Sachverständige wählen vor Beginn des Feststellungsverfahrens einen
dritten als Obrnann Einigen sie sich nicht, wird der Obmann auf Antrag eines
Vertragspartners oder beider Vertragspartner durch das für den Schadenort
zuständige Bezirksgericht ernannt.

4 Die Sachverständigen übergeben ihre Feststellung gleichzeitig dem Versicherer
und dem Versicherungsnehmer Weichen die Feststellungen voneinander ab,
übergibt der Versicherer sie unverzüglich dem Obmann. Dieser entscheidel über
die strittig gebliebenen Punkte innerhalb der Grenzen beider Feststellungen und
übergibt seine Feststellung gleichzeitig dem Versicherer und dem
Versicherungsnehmer

5, Die Feststellungen, die die Sachverständigen im Rahmen ihrer Zuständigkeit
treffen, sind verbindlich und dr:r Berechnung der Entschädigung zugrunde zu legen,
wenn nicht nachgewiesen wird, dass sie offenbar von der wirklichen Sachlage
erheblich abweichen. lm Ubrigen gill § 64 Abs. 2 VersVG.

6 Sofern nicht ehruas anderes vereinbart ist, trägt jede Partei die Kosten ihres
Sachverständigen; die Kosten des Obmannes lragen beide Parteien je zur Hälfte

7. Durch das Sachverständigenverfahren werden die Obliegenheiten des
Versicherungsnehmers im Schadenfall nicht berührt.

Artikel I
Schuldhafte Herbeifijhrung des Versichetungsfalles;

Obliegenheiten im Schadenfall; betrügerisches Verhalten

1. Wenn der Versicherungsnehmer oder eine der in leilender Stellung für die
Betriebsführung verantworllichen Personen den Schaden vorsätzlich oder
grobfahrlässig herbeiführt, ist der Versicherer dem Versioherungsnehmer
gegenüber von jeder Verpflichtung zur Leistung aus diesem Schadenfall frei,

2 Als Obliegenheit, deren Verlelzung nach Einlritt des Versicherungsfalles die
Freiheit des Versicherers von der Verpflichtung zur Leistung gemäß den
Voraussetzungen und Begr-'nzungen des § 6 Abs. 3 VersVG bewirkt, wird
beslimmt, dass dem Versicherer im Zuge der Schadensabwicklung alle Angaben
(auch mündliche) vollständig r.rnd wahrheitsgetreu zu machen sind

3, lst der Versicherungsnehmer oder eine der in leitender Sitellung für die
Betriebsführung verantv,rortlichen Personen wegen des herbeigeführten Schadens
oder wegen eines bei der Feststellung der Leistungspflicht oder bei der Ermittlung
der Entschädigung begangenen Betruges oder Betrugsversuches rechtskräftig zu
einer Strafe verurteilt, so gilt die Leistungsfreiheit als festgestelll

Artikel 10
Zahlung der Entschädigung

1. Die Entschädigung ist erst nach ihrer vollständigen Festslellung fällig
Es gilt § 11 VersVG.

2. Für die Zahlung der Entschädigung sind außerdem die in den Versicherungs-
bedingungen der belreffenden Sachversicherungssparte oder in sonsligen
vertraglichen Vereinbarungen getroffenen speziellen Regelungen zu beachten
(2.B. Wiederlrerstellungsklauseln in Neuwertversicherungen).

Artikel 11

Kündigung nach Eintritt des Versicherungsfalles

1 Sofern in den Versicherungsbedingungen der betreffenden Sachversicherungs-
sparte oder einer sonstigen vertraglichen Vereinbarung keine abweichende

Regelung gelroffen isl, gillfür das KÜndigungsrecht im Versicherungsfall:

1 1 Hat nach Einlritt eines Versicherungsfalles der Versicherer die Verpflichtung zur
Leistung dar Enlschädigung anerkannt, so sind beide Vertragspartner dann
berechtigt, den Versicherungsvertrag zu kündigen, wenn die gesamlen
Schadenszrahlungen seit Beginn des Vertrages, längstens jedoch innerhalb des
letzten Jahres, die für diesen Zeitraum verrechnele Prämie Übersteigen

Beide Vertragspartner vezichten .iedoch auf dieses Kündigungsrecht im
Versicherungsfall, wenn sich eine diese Grenze Übersleigende Schadens-
belastung erus einem einzelnen Schadensereignis ergibt

'l..2 Davon unalrhängig ist zur Kündigung berechtigt
- der Vetsicherer in allen Fällen des vollendelen oder auch bloß versuchten

Versicherungsmissbrauchs durch den Versicherungsnehmer bzw sonst aus
dem V€,rtrag Anspruchsberechtigten ;

- der Versicherungsnehmer, wenn der Versicherer die Leistung der fälligen
Entschüdigung zu Unrecht verweigert,

2 Die Kündigung ist jederzeit, jedoch nur bis zum Ablauf eines Monats seit dem
Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig.

Der Versiche,rer hat eine Kündigungsfrist von einem Monal einzuhalten

Der Versicherungsnehnter kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den Schluss
der laufenderr Versicherungsperiode kündigen

3. Hat der Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch arglistig erhoben, ist
der Versicherer bereohtigt, den Versicherungsvertrag nach Ablehnung des
Entschädigungsanspruches mit sofortiger Wirkung zu kündigen

Artikel 12
Form der Erklärungen

Für sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den
Versicherer isl die geschriebene Form erforderlich, sofern nicht die Schriftform
ausdrücklich und mil gesonderter Erklärung vereinbart wurde.

Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Schriflzeichen ent-
sprochen, aus rJem die Person des Erklärenden hervorgeht (2.B. Telefax oder E-Mail)

Schriftform bedeulel, dass dem Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mit
eigenhändiger Unterschrift des Erklärenden zugehen muss

Artikel 13
Wohnortwechsel - Adressänderung

Der Versicherr:ngsnehmer hal einen Wechsel seiner Anschrift dem Versicherer
bekanntzugeben. Eine rechtlich bedeutsame Erklärung gilt auch dann als
zugegangen, urenn der Versicherungsnehmer seiner Verpflichtung zur Bekanntgabe
des Anschriftwechsels nicht nachkomml und der Versicherer die Erklärung an die
zuletzt bekanntgegebene Anschrift des Versicherungsnehmers sendet.

Artikel 14
Automatische Vertragsverlängerung

1. Der Vertrag gilt zunächst für die in der Polizze festgesetzle Dauer Beträgt die
vereinbarte Vertragsdauer mindeslens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um
jeweils ein Jahr, wenn er nicht drei Monate vor Ablauf gekündigt wird Für die
Erklärung der Ablaufkündigung steht die gesamte Vertragslaufzeit, unter Beachtung
der zuvor berstimmten Frist von drei Monaten, zur Verfügung.

2. Für Versicrherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb eines
Unternehmens des Versicherungsnehmers gehört (Verbraucherverträge) ist
vereinbart, class der Versicherer den Versicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der
Vertragsverlängerung bei unterlassener Kündigung frühestens sechs Monate,
spälestens aber vier Monate vor Ablauf der vereinbarten Laufzeil, besonders
hinweisen tvird

3 Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endel der Vertrag ohne
Kündigung.

Artikel 15
Gerichtsstand

Für Verträge, für die die Beslimmungen des Konsumenlenschulzgesetzes keine
Anwendung firden, ist Graz als Gerichtsstand vereinbart.

Artikel 16
Verpfändung und Abtretung

Eine Verpfändlung oder Abtretung ist nur für Entschädigungsforderungen aus dem
Versicherungsvertrag zulässig und wirksam, soweit nicht in den Bedingungen der
betroffenen Verrsicherungssparte eine andere Regelung vorgesehen isl.
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Allgemeine Bedingungen der Grazer Wechselseiti gen
Versicherung AG für die Feuerversicherung

(AFB 2002 / Stufe 2)

Allgemeiner Teil
Auf die Versicherung finden die tsestimmungen der Allgemeinen Bedingungen der
Grazer Wechselseitigen Versicherung AG für die Sachversicherung (ABS 2002)
Anvuendung.

Besonderer Teil
lnhaltsverzeichnis

Artikel 1 Versicherte Gefahren und Schäden

Artikel 2 Nicht versicherte Schäden

Artikel 3 Versicherte Sachen und Kosten

Artikel 4 Örtliche Geltung der Versicherung

Artikel 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall
Artikel 6 Versicherungswert
Artikel 7 Entschädigung

Artikel 8 Unterversicherung

Artikel 9 Zahlung der Entschädigung; Wiederherstellung, Wiederbeschaffung;
Realgläubiger

Artikel 10 Sachverständigenverfahren

Artikel 1'l Regreß; Versicherungssumme nech dem Schadenfall

Artikel 1

Versicherte Gefahren und Schäden
1. Versicherte Gefahren

1.1. Brand; Brand ist ein Feuer, das sich mil schädigenderWirkung und aus eigener
Kraft ausbreitet (Schadenfeuer).

1.2, Blitzschlag; Blitzschlag isl die unmittelbare Kraft- oder Wärmeeinwirkung eines
Blitzes auf Sachen (direher Blitzschlag).

1.3. Explosion; Explosion ist eine plötzlich verlaufende Kraftäußerung, die auf dem
Ausdehnungsbestreben von Gasen oder Dämpfen beruht

Eine Explosion eines Behälters (Kessel, Rohrleitungen und dergleichen) liegt nur
vor, wenn seine Wandung in einem solchen Umfang zerrissen wird, daß ein
plötzlicher Ausgleich des Druckunterschiedes innerhalb und außerhalb des
Behälters stattfindet.

Eine im lnneren eines Behälters durch chemische Umsetzung hervorgerufene
Explosion gilt auch dann als Explosion, wenn die Wandung des Behälters nicht
zerrissen ist

1.4 Flugzeugabsturz; Flugzeugabsturz ist der Abstuz oder Anprall von Luft- oder
Raumfahrzeugen, deren Teile oder Ladung.

2. Versicherte Schäden

Versichert sind Sachschäden, die

2 1 durch die unmittelbare Einwirkung einer versicherten Gefahr (Schadenereignis)
eintrelen;

2.2 als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses eintreten;

2.3 bei einem Schadenereignis durch Löschen, Niederreißen oder Ausräumen
verursacht werden;

2.4. durch Abhandenkommen bei einem Schadenereignis eintreten.

Artikel 2
Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind:

1. Schäden an Sachen, die bestimmungsgemäß einem Nulreuer, der Wärme oder
dem Rauch ausgesetzt werden;

2 Schäden an Sachen, die in ein Nutzfeuer fallen oder geworfen werden;

3. Sengschäden;

4. Schäden an elektrischen Einrichtungen durch die Energie des elektrischen Stromes
(z B. Steigerung der Stromslärko, Uberspannung, lsolationsfehler, Kuzschluß,
Erdschluß, Kontaktfehler, Versagen von Meß-, Regel- und
Sicherheitseinrichtungen, Überschlag, Überlaslung;.

Solche Schäden sind auch dann nicht versicherl, wenn dabei Lichl, Wärme- oder
explosionsartige Erscheinungen aufl reten;

5. Schäden an elektrischen Einrichtungen durch Überspannung oder durch lnduktion
infolge Bli2schlages oder almosphärischer Entladungen (indirekter Blitzschlag);

ü
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6. Schäden durch mechanische Betriebsauswirkungen und Schäden an
Verbrennungskraftmaschinen durch die im Verbrennungsraum auftrelenden
Explosionen;

7 Schäden durch Projektile aus Schußwaffeni

8, Schäden durch Unterdruck (lmplosion);

9. Schäden durch die unmitlelbare oder mittelbare Wirkung von

91. Kriegsereignissen jeder Art, mit oder ohne Kriegserklärung, einschließlich aller
Gewalthandlungen von Staaten und aller Gewalthandlungen politischer oder
terroristischer Organisationen ;

9 2 inneren Unruhen, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufruhr, Aufstand;

9.3. allen mit den genannten Ereignissen (Punhe 9.1. und 92) verbundenen
mililärischen oder behördlichen Maßnahmeni

9 4. Erdbeben oder anderen außergewöhnlichen Naturereignissen;

9 5 Kernenergie, radioaktiven lsotopen oder ionisierender Strahlung.

Zu den Punkten 1. bis 8. gilt: Wenn solche Schäden zu einem Brand oder zu einer
Explosion führen, ist der dadurch entstehende Schaden versicherl.

Zu den Punkten 2.,3.,4.,6.,7. und 8. gilt: Solche Schäden sind versichert, wenn sie
als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses eintreten.

Zu Punkt 9. gilt: lst der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des
Konsumenlenschutzgesetzes, so hat er nachzuweisen, daß der Schaden mit den in
den Punkten 9.1 bis 9 5 genannten Ereignissen oder deren Folgezuständen weder
unmittelbar noch millelbar im Zusammenhang sleht.

Artikel 3
Versicherte Sachen und Kosten

1. Versicherte Sachen

1 '1 Versichert sind die in der Polizze bezeichneten Sachen, die im Eigentum des
Versicherungsnehmers stehen, ihm unter Eigentumsvorbehalt verkaufl und
übergeben oder ihm verpfändet wurden.

1.2. Fremde Sachen sind nur aufgrund besonderer Vereinbarung, und nur soweit
nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag Entschädigung erlangl werden
kann, versichert,

Bei der Versicherung fremder Sachen ist für den Versicherungswerl das
lnteresse des Eigentümers maßgebend, soweit nichts anderes vereinbart isl

2. Versicherle Kosten

2.l.Versichert sind Kosten für Maßnahmen, auch für orfolglose, die der
Versicherungsnehmer bei einem Schadenereignis zur Abwendung oder
Minderung des Schadens für notwendig halten durfte.

Der Ersatz dieser Koslen und die Entschädigung für die versicherten Sachen
betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme; dies gilt jedoch nicht,
soweit Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt sind.

2 2 Nur aufgrund besonderer Vereinbarung sind versichert:

2 2 1. Feuerlöschkosten, das sind Kosten für die Brandbekämpfung, ausgenommen
Kosten gemäß Punh 2.3.

2.2 2 Bewegungs- und Schutzkosten, das sind Kosten, die dadurch entstehen, daß
zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter
Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen;
insbesondere sind das Koslen für De- und Remontage von Maschinen oder
Einrichtungen sowie für Durchbruch, Abriß oder Wiederaufbau von
Gebäudeteilen.

2 2 3. Abbruch- und Aufräumkosten, das sind Kosten für Tätigkeiten am
Versicherungsort und soweil sie versicherle Sachen betreffen, und zwar für den
nötigen Abbruch stehengebliebener, vom Schaden betroffener Teile sowie für
das Aufräumen einschließlich Sortieren der Resle und Abfälle.

Darunter fallen nicht Entsorgungskosten nach Punkt 2.2.4.

22 4 Entsorgungskosten, das sind Kosten für Untersuchung, Abfuhr, Behandlung
und Deponierung vom Schaden betroffener versicherter Sachen.

2.3. Nicht versichert sind:

231.Kosten, die durch Gesundheitsschäden bei Erfüllung der Rettungspflichl
verursacht werden;

2.3.2. Kosten für Leistungen der im öffentlichen lnteresse oder auf behördliche
Anordnung tälig gewordenen Feuenrrehren und anderen Verpflichteten,
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Artikel 4
örtliche Geltung der Versicherung

Bewegliche Sachen sind nur an dem in der Polizze bezeichneten Versicherungsort
versichert. Werden sie von dort entfernt, ruht der Versicherungsschutz Erfolgt die
Entfernung auf Dauer, erlischt für diese Sachen der Versicherungsvertrag

Artikel 5
Obliegenheiten des !y'ersicherungsnehmers im Schadenfall

1. Schadenminderungspflicht

1 1. Nach Möglichkeit ist bei einem unmittelbar drohenden oder eingelrelenen
Schaden

- für die Erhaltung, Rettung und Wiedererlangung der versicherten Sachen zu
sorgen;

- dazu Weisung des Versicherers einzuholen und einzuhalten

1.2. Bei Verlust von Sparbüchern und Wertpapieren muß die Sperre von
Auszahlungen unvezüglich beantragt und, soweit möglich, das gerichtliche
Kraftloserklärungsverfahren r:ingeleitet werden

2. Schadenmeldungspflicht

Jeder Schaden ist unverzüglich dem Versicherer zu melden und der
Sicherheitsbehörde anzuzeigen. ln der Anzeige bei der Sicherheilsbehörde sind
insbesondere alle abhandengekommenen Sachen anzugeben

3. Schadenaufklärungspflicht

3 1 Dem Versicherer ist nach Möglichkeit jede Untersuchung über die Ursache und
Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungsleistung zu
gestatten

3 2 Bei der Schadenermitllung ist unterstützend mitzuwirken und auf Verlangen sind
dem Versicherer enlsprechende Unterlagen zur Verfügung zu slellen Die Kosten
dafür trägt der Versicherungsnehmer

3.3. Bei Gebäudeschäden is1 dem Versicherer auf Verlangen ein beglaubigler Grund-
buchauszug nach dem Stand vom Tag des Schadenereignisses vorzulegen. Die
Kosten dafür trägt der Versicherungsnehmer

3.4, Der durch den Schaden herbeigeführle Zustand dad, solange der Schaden nicht
ermitlelt ist, ohne Zustimmung des Versicherers nicht verändert werden, es sei
denn, daß eine solche Veränderung zum Zweck der Schadenminderung oder im
öffentlichen lnteresse notwendig ist

4. Leistungsfreiheit

Verletzt der Versicherungsnehrner eine der vorstehenden Obliegenheiten, ist der
Versicherer nach Maßgabe des § 6 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) - im Fall
einer Verletzung der Schadenminderungspflicht nach Maßgabe des § 62 VersVG -
von der Verpflichtung zur Leistung frei,

Artikel 6
Versicherungswert

1. Spezielle Bestimmungen zum Versicherungswert

1 '1. Als Versicherungswert von Gebäuden kann vereinbart werden:

'1.1.1. der Neuwert,

Als Neuwert eines G€|bäudes gelten die ortsüblichen Koslen seiner
Neuherstellung einschließlich der Planungs- und Konslruktionskoslen;

1 1 2. der Zeilwerl

Der Zeitwert eines Gebäudes wird aus dem Neuwert durch Abzug eines dem
Zustand des Gebäudes, insbesondere seines Alters und seiner Abnützung
enlsprechenden Betrages ermittell;

1,1.3. der Verkehrswert

Der Verkehrswert eines Clebäudes isl der erzielbare Verkaufspreis, wobei der
Wert des Grundstückes außer Ansatz bleibt.

I 2 Als Versicherungswert von Gebrauchsgegenständen und Betriebseinrichtun-
gen kann vereinbarl werderr:

1 .2 1. der Neuwen

Als Neuwert gelten die Kosten für die Wiederbeschaffung von neuen Sachen
gleicher Art und Gütei

1.2.2. derZeilwe,t.

Der Zeitwert wird aus dem Neuwert durch Abzug eines dem Zustand der
Sache, insbesondere ihres Alters und ihrer Abnützung entsprechenden
Belrages ermittelti

123 der Verkehrswert.

Der Verkerhrswert ist der erzielbare Verkaufspreis für die Sache.

1 3 Als Versicherungswert von Waren und Vorräten gelten die Kosten für die
Wiederherslellung oder Wiederbeschaffung von Sachen gleicher Art und Güte

lst bei Waren und Voträlen der erzielbare Verkaufspreis niedriger als die Koslen
für die lViederherslellung oder Wiederbeschaffung, so gilt dieser als
Versicherungswert.

1 4, Als Versicherungswert gelten bei

- Geld und Geldeswerten der Nennwert,

- Sparbüchern ohne Losungswort der Betrag des Guthabens,

- Sparbüchern mit Losungswort die Kosten des Kraftloserklärungsverfahrens,

- Wertpapieren mit amtlbhem Kurs die jeweils le2le amtliche Notierung,

- sonstigerr Wertpapieren der Marktpreis.

1 5 Als Versicherungswert von Datenträgern mit den darauf befindlichen
Programmr;n und Daten, Reproduktionshilfsmitteln, Urkunden, Mustern,
Prototypen und dergleichen gelten die Kosten [ür die Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung.

1 6. Als Versir:herungswerl behördlich zugelassener Straßen-, Wässer- und
Luftf ahrzeuge gilt der Verkehrswert.

1 7 Als Versicherungswert sonstiger, in den Punkten 1 2 bis 1 6 nicht genannter
beweglicherr Sachen gilt der Verkehrswert.

2. Allgemeine Bestimmungen zum Versicherungswert

2.1. Unabhängig von den Bestimmungen der Punkte 1 1 bis 1 7 gilt als
Versicherungswert jedenfalls der Verkehrswert:

2.1 .1. bei Sachen von historischem oder künstlerischem Wert, bei denen die Alterung
im allgenneinen zu keiner Entwertung führt;

2.1 2. bei beweglichen Sachen, die gewerbsmäßig verliehen werden, z,B Leihbücher,
Leihvideobänder, Leihmaschinen und Leihgeräte,

22 Bei der Ermittlung des Versicherungswertes wird ein persönllcher Liebhaberwert
nicht berüoksichtigt

Artikel 7
Entschädigung

1 Für Gebäude, Gebrauchsgegenstände und Betriebseinrichtungen (Artikel 6,
Punktell und12):

1 1. lst die Versicherung zum Neuwert gemäß Artikel 6 vereinbart,

1.1.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

1 1 2. werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses (Neuwertschaden), höchstens jedoch der
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt

1.1.3. War der Zeitwert der vom Schaden betroffenen Sache unmitlelbar vor Eintritl
des Schadenereignisses kleiner als 40% des Neuwerles, wird höchstens der
Zeitwert ersetzt.

1.1.4. War die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses dauernd entwerlet, wird höchstens der Verkehrswert
ersetzl.

Ein Gebäude ist insbesondere dann dauernd entwertet, wenn es zum Abbruch
bestimmt oder allgemein oder für seinen Betriebszweck nicht mehr verwendbar
ist

Gebrauchsgegenstiinde und Betriebseinrichtungen sind insbesondere dann
dauernd entwertet, wenn sie dauernd aus dem Betrieb ausgeschieden oder
allgemein oder für ihren Betriebszweck nicht mehr venvendbar sind

1 2 lst die Versicherung zum Zeitwert gemäß Artikel 6 vereinbart,

1 2 1 wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses ersetzti

12.2.werden bei Beschädigung die notwendigen Reparalurkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses, gekürzt im Verhältnis Zeilwerl zu Neuwert,
höchstens jedoch der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses, ersetzt

1 2.3. War die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Einlritt des
Schadenereignisses dauernd entwertet (Punkt 1 1,4), wird höchstens der
Verkehrswert ersetZ
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1.3. lst die Versicherung zum Verkehrswert gemäß Artikel 6 vereinbarl,

1 3.1. wird bei Zerslörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

1,32 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkoslen zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses, gekürzt im Verhältnis Verkehrswert zu
Neuwert, höchstens jedoch der Versioherungswert unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereign isses, erselzl

2 Für Waren und Vorräte (Artikel 6, Punkt 1.3.)

2.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

2.2 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses, höchstens jedoch der Versicherungswert
unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt.

2.3. Warder erzielbare Verkaufspreis abzüglich der ersparten Kosten unmittelbar vor
Eintritt des Schadenereignisses niedriger als die Kosten der Wiederherslellung
oder Wiederbeschaffung, wird höchstens dieser niedrigere Wert ersetzt.

3 Für Geld und Geldeswerte, Sparbücher und Wertpapiere (Artikel 6, punkt 1.4.)
werden die Kosten der Wiederbeschaffung, höchstens jedoch der
Versicherungswert unmiltelbarvor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt,

4. Für Datenträger und dergleichen (Artikel 6, Punkt 1 5.) werden die Kosten der
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung erselzt, soweit die Wiederherslellung
oder Wiederbeschaffung notwendig ist und innerhalb von zwei Jahren ab dem
Eintritt des Schadenereignisses tatsächlich erfolgt; andernfalls wird nur der
Materialwert ersetzt

5. Für Fahrzeuge und sonstige bewegliche Sachen (Artikel 6, Punkte 1.6,, 1 7 und
2.1 )

5 1 wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses ersetzt;

5.2 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Einlrittes des Schadenereignisses, höchstens jedoch der Versicherungswert
unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, erselzt

6. Für versicherte Kosten (Artikel 3, PunK 2.) werden die tatsächlich anfallenden
Kosten erselzl

7. Allgemeine Bestimmungen zur Entschädigung

7.1 Wird durch die Reparalur einer Sache ihr Versicherungswert gegenüber ihrem
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses erhöht,
werden die Reparaturkosten um den Betrag derWerterhöhung gekürzt

7.2. Der Wert verbliebener Resle wird jedenfalls angerechnet; behördliche
Beschränkungen der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung werden bei der
Bewertung der Resle nicht berücksichtigt,

7.3. Für abhandengekommene und späler wiederherbeigeschafre Sachen gilt
vereinbart:

7.3.1 Der Versicherungsnehmer ist zur Zurücknahme dieser Sachen verpflichtet,
soweil dies zumutbar ist

7.3,2 Werden Sachen nach Zahlung der Entschädigung wiederherbeigeschafft, hat
der Versicherungsnehmer die erhaltene Entschädigung, abzüglich der
Vergütung für einen allfälligen Minderwert, zurückzugeben. Sachen, deren
Zurücknahme nicht zumutbar ist, sind dem Versicherer zu übereignen

7 4 Bei zusammengehörigen Einzelsachen wird die allfällige Entwertung, welche die
unbeschädigt gebliebenen Einzelsachen durch die Beschädigung, Zerstörung
oder das Abhandenkommen der anderen erleiden, nicht berücksichtigt

Artikel I
Unterversicherung

Gemäß Artikel 7 ermittelte Enlschädigungen werden bei Vorliegen einer
Unterversicherung nach den Bestimmungen der ABS gekürzti dies gilt nicht, wenn
Versicherung auf Ersles Risiko vereinbart ist.

Artikel 9
Zahlung der Entschädigung; Wiederherstellung, Wiederbeschaffung;

Realgläubiger

1. Der Versicherungsnehmer hat vorerst nur Anspruch:

'1.1. Bei Gebäuden

1.1 1 bei Zerstörung auf Ersatz des Zeitwertes, höchstens jedoch des
Verkehrswertesi

1.1.2 bei Beschädigung auf Ersalz des Zeitwertschadens, höchstens jedoch des
Verkehrswertschadens.
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1 2 Bei Gebrauchsgegenständen und Bet.iebseinrichtungen
1.2 1. bei Zerstörung oder Abhandenkommen auf Ersatz des Zeitwertesi

1.2.2 bei Beschädigung auf Ersatz des Zeitwertschadens.

1 3 Det Zeilweischaden verhält sich zum Neuwertschaden wie det Zeituelt zum
Neuwert

Der Verkehrsw€rtschaden verhäll sich zum Neuwertschaden wie der
Verkehrswert zum Neuwert,

2. Den Anspruch auf den die Zahlung gemäß Punkt f. übersteigenden Teil der
Enlschädigung enrvirbt der Versicherungsnehmer erst dann und nur insoweil, als
folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

2.1. es ist gesichert, daß die Entschädigung zur Gänze zur Wiederherstellung bzw.
Wiederbeschaffung verwendet wird

Sachen, die vor dem Eintritt des Schadenereignisses bereits hergestelll,
angeschafft oder bestellt waren, oder sich in Herstellung befanden, gelten nicht
als wiederhergestelll bzw wiederbeschaffi ;

2 2. die Wiederherstellung eines Gebäudes erfolgt an der bisherigen Stelle. lst die
Wiederherstellung an dieser Stelle behördlich verboten, so genügt die Wiederher-
stellung an anderer Stelle innerhalb Österreichsl

2 3, die wiederhergestellten bzw. wiederbeschafften Sachen dienen dem gleichen
Betriebs- bzw. Verwendungszweck;

2.4 die Wiederherstellung bzw. Wiederbeschaffung erfolgt innerhalb von drei Jahren
ab dem Eintritt des Schadenereignisses.

3. Für Gebäude, die zv Zeil des Eintrittes des Schadenereignisses mit Hypotheken,
nach den Vorschriften der Exekutionsordnung erworbenen Befriedigungsrechten,
Reallasten oder Fruchtnießungsrechten belastet sind, wird die Entschädigung nur
gezahlt, soweit ihre Verwendung zur Wiederherstellung gesichert ist.

Die Zahlung wird vorbehaltlos geleistet, wenn die zü Zeil des Eintriltes des
Schadenereignisses eingetragenen Realgläubiger innerhalb eines Monats,
nachdem sie von der Absicht, ohne Sicherung der bestimmungsgemäßen
Venrvendung des Geldes auszuzahlen, verständigt wurden, nicht widersprochen
haben.

Seitens der Realgläubiger, die ihr Pfandrecht beim Versicherer angemeldet haben,
bedarf es zur vorbehaltlosen Auszahlung der schriftlichen Zustimmung.

Artikel 10
Sachverständigenverfahren

Für das Sachversländigenverfahren wird ergänzend zu den Bestimmungen der ABS
vereinbart:

1 Die Feststellung der beiden Sachverständigen muß auch den Versicherungswerl
der vom Schaden betroffenen Sachen unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses sowie den Wert der Reste enthalten.

2 Auf Verlangen eines Vertragspartners muß auch eine Feststellung des
Versicherungswertes der versicherten, vom Schaden nicht betroffenen Sachen
erfolgen

Artikel 11

Regreß; Versicherungssumme nach dem Schadenfall
1 Soweit der Versicherer dem Versicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden

erselzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Versicherungsnehmers oder
Versicherten gegen Dritte auf den Versicherer über.

2 Die Versicherungssumme wird nicht dadurch vermindert, daß eine Entschädigung
gezahlt wurde.
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Allgemeine Bedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG f ür die Rechtsschutz-Versicherung

(ARB 2017)

Gemeinsame Bestimmungen
Artikel 1

Was ist Gegenstand der Versicherung?

Der Versicherer sorgt für die Wahrnehmung der rechtlichen lnteressen des
Versicherungsnehmers und trägt die dem Versicherungsnehmer dabei entstehenden
Koslen

Dieser VersicherJngsschutz wird nach den Gemeinsamen und Besonderen
Bestimmungen geboten und bezieht sich auf die jeweils vereinbarten Risiken

Artikel 2
Was gilt als Versicherungsfall und wann gilt er als eingetreten?

l lmSchadenersatz-RechtsschuE$n17,Pkt21.Art.18,Pkt.2.1.Art.19,Ph2.1.und
Art,24, Pkt.2.3.) gilt als Versicherungsfall das dem Anspruch zugrundeliegende
Schadenereignis Als Zeitpurrkt des Versicherungsfalles gilt der Eintritt dieses
Sc hadenereig n i sses.

Bei Schäden infolge einer Unrwellstörung, die auf einen vom ordnungsgemäßen,
störungsfreien Betriebsgeschehen abweichenden, einzelnen, plötzlich
eingetretenen Vorfall zurückzuführen sind, gilt dieser Vorfall (= Störfall) als
Versicherungsfall Als Zeitpunkt des Versicherungsfalles gilt der Eintritt dieses
Störfalles

Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaffenheit von Luft, Erdreich oder
Gewässern,

2. lm Beratungs-Rechtsschutz @n22, Pkt 3.), in bestimmten Fällen des
Rechtsschutzes für Grundstückseigenlum und Miete (Art 24, Pkt 4 ), des
Rechtsschutzes aus Erb- und Familienrecht (Art25, Pkt4) sowie des Daten-
Rechtsschulzes (Art 26, Pkt 4 ) gellen die dort beschriebenen Sonderregelungen

3. ln den übrigen Fällen - insbersondere auch für die Geltendmachung eines reinen
Vermögensschadens (Art. 1it 21., An 18 2 1. und Art, 19 2 1.) sowie für die
Wahrnehmung rechtlicher lnteressen wegen reiner Vermögensschäden (Nl 23 2 1.
und An 24.2.1.1.) - gilt als Versicherungsfall der tatsächliche oder behauptete
Verstoß des Versicherungsnehmers, Gegners oder eines Dritten gegen
Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften; der Versicherungsfall gilt in dem Zeitpunkl
als eingelrelen, in dem eine der genannten Personen begonnen hal oder begonnen
haben soll, gegen Rechispflichten oder Rechtsvorschriften zu verstoßen.

Bei mehreren 'y'erstößen ist der erste, adäquat ursächliche Versloß maßgeblich,
wobei Verslöße, die länger als ein Jahr vor Versicherungsbeginn zurückliegen, für
die Feststellung des Versicherungsfalles außer Betracht bleiben lm Führerschein-
Rechtsschutz ('4rt,17, Ph.2.3 und Art 18, Pkt.2.3.) ist bei mehreren Verstößen
derjenige maßgeblich, der die Abnahme oder Enlziehung unmittelbar auslösl.

Artikel 3
Für welchen Zeltraum gilt die Versicherung? (Zeitlicher celtungsbereich)

1 Die Versicherung erslreckt sir:h grundsätzlich auf Versicherungsfälle, die während
der Laufzeit del; Versicherungsvertrages eintreten.

2 Löst eine Willenserklärung oder Rechtshandlung des Versicherungsnehmers, des
Gegners oder eines Dritten, die vor Versicherungsbeginn vorgenommen wurde, den
Versicherungsfall gemäß Art2, Pkt,3 aus, besteht kein Versicherungsschutz,
Willenserklärungen oder Rechlshandlungen, die länger als ein Jahr vor
Versicherungsbeginn vorgenommen wurden, bleiben dabei außer Belracht

3 Wird der Deckungsanspruch vom Versicherungsnehmer später als zwei Jahre nach
Beendigung des Versicherungsvertrages für das betreffende Risiko geltend
gemachl, bestehl kein Versicherungsschutz Dies gilt jedoch nicht, wenn der
Versicherungsnehmer der Deckungsanspruch nach Kenntnis des
Versicherungslalles im Sinne des § 33 VersVG (siehe Anhang) unverzüglich
geltend machl.

4. Darüber hinaus wird der Versicherungsschutz durch die Beslimmungen über
Prämienzahlung und Beginn des Versicherungsschutzes (Arl 12) und die in den
Besonderen Bestimmungen geregelten Wartefristen (Art 20 bis 25) zeitlich
begrenä

Artikel 4
Wo gilt die Versicherung? (Ortlicher Geltungsbereich)

1 lm Fahrzeug- und Fahrzeug-Vertrags-Rechtsschutz (Art17), Lenker-Rechtsschutz
(Art 18) sowie im Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutz (Art 19) besteht
Versicherungsschutz für Versicherungsfälle, die in Europa (im geographischen
Sinn), den außereuropäischen Mittelmeeranrainerstaaten, auf den Kanarischen
lnseln, Madeira und den Azoren auch auf Flug- und Schiffsreisen innerhalb der
äußeren Grenzen dieses Geltungsbereiches einlreten, wenn auch die
Wahrnehmung rechtlicher lntr>ressen in diesem Geltungsbereich efolgt

Dies gilt ebenso im Arbeitsgerichts-Rechlsschulz gem Art 20, Pkt 1 1 (als
Arbeitnehmer), im Sozialversicherungs-Rechtsschutz gem, Art.21, Pk1,1.1, (im
Privat- und Berufsbereich als Arbeitnehmer), im Beratungs-Rechtsschutz gem
Ad.22, Pk1.1 1. (im Privat- und Berufsbereich als Arbeilnehmer), im Allgemeinen
Vertrags-Rechtsschutz gem Art 23 Pkl.1 1, (im Privatbereich), im Rechtsschutz für
Grundstückseigentum und [\4iete gem Nl24 als Eigentümer oder Mieler einer

ausschließlich eigenen Wohnzwecken dienenden Wohnung oder eines
enlsprechenden Einfamilienhauses, im Rechtsschulz aus Erb- und Familienrecht
gem. Art 25 siowie im Daten-Rechlsschutz gem. Art.26, Pkt'1 1 (im Privatbereich),

2lndenübrigeninPkt.l.nichtgenanntenFällenbestehtVersicherungsschutz,wenn
der Versichetungsfall im Geltungsbereich gemäß Pkt'1. eintrilt, die Wahrnehmung
rechtlicher lnleressen jedoch in Österreich erfolgt und dafür die Zuständigkeit eines
staatlichen öslerreichischen Gerichtes oder einer öslerreichischen
Venaraltungsbehörde gegeben ist

3 Überdies besteht im Zusammenhang mit Auslandsaufenthalten nach Unfällen mit
Körperschaden des Versicherungsnehmers oder der mitversicherten
Familienangerhörigen im Schadenersatz- und Straf-Rechlsschulz wellweiter
Versicherungsschulz, sofern die ununlerbrochene Verweildauer irn Ausland zwei
Monate nicht übersteigt Die Höchstgrenze der vom Versicherer zu erbringenden
Leistungen beträgt 25 o/o der im Zeitpunkl des Versicherungsfalles laut Vertrag
gültigen Versicherungssumme

Der Versicherrungsschulz erstreckt sich nicht auf die Übernahme von Koslen aus
Streitanleils- oder Erfolgshonorarvereinbarungen

Artikel 5
Wer ist versichert und unter welchen Voraussetzungen können mitversicherte

Personen Deckungsansprüche geltend machen?

1 Versichert sind der Versicherungsnehmer und die in den Besonderen
Bestimmungen jeweils genannlen milversicherten Personen Die für den
Versicherung;snehmer getroffenen Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die
milversicherlen Personen; das trifft insbesondere auch für die Erfüllung der
Obliegenheiten zu (Art.8)

2. Mitversicherte Personen können Deckungsansprüche gegenüber dem Versicherer
nur mit Zuslimmung des Versicherungsnehmers geltend machen

Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, seine Zustimmung zu widerrufen, wenn
milversicherle Personen Versicherungsschulz für die Anfechtung einer
Entscheidung oder die Einleitung eines anderen Verfahrens verlangen Der
Versicherungsschutz entfällt ab dem Zeitpunkl, zu dem die entsprechende
Erklärung des Versicher ungsnehmers beim Versicherer einlangt,

3. Der Anspruc;h des Versicherungsnehmers auf Versicherungsschutz geht auf die
Erben des \/ersicherungsnehmers über, wenn der Versicherungsfall vor dessen
Ableben einglelreten ist

4. Der Versicherungsschutz erslreckt sich auch auf Personen, für deren Unlerhall der
VersicherunS;snehmer nach dem Gesetz zu sorgen halte, wenn sie aufgrund des
Ablebens dr;s Versicherungsnehmers eigene Schadenersatzansprüche geltend
machen

Artikel 6
Welche Leistungen erbringt der Versicherer?

l.Verlangt der Versicherungsnehmer Versicherungsschutz, übernimmt der
Versicherer im Fall seiner Leistungspflicht die ab dem Zeitpunkt der
Geltendmachung des Deckungsanspruches entstehenden Kosten gemäß Pkl 6
soweit sie für die Wahrnehmung der rechtlichen lnleressen des
Versicherungsnehmers nolwendig sind

2 Es werden die ab dem ZeitpunK der Gellendmachung des Deckungsanspruches
entstehenden Kosten gem Pkt. 1. übernommen Vor diesem Zeitpunkt enlstandene
Kosten sind nur insorryeil versichert, als sie der Versicherer auch bei vorheriger
Abstimmung und Prüfung seiner Leistungspflicht zu tragen gehabt hätten (Art 8).

3 Notwendig sind die Koslen, wenn die Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung
zweckentsprechend und nicht mutwillig ist und hinreichende Aussicht auf deren
Erfolg besteht,

Die Prüfung der Erfolgsaussicht gemäß Art 9 unterbleibt im Straf-, Führerschein-
und Beratun gs-Rechtsschutz.

4. Der Versicherungsschutz erstreckt sich, soweit die Besonderen Bestimmungen
nichts anderres vorsehen (An.2O, 21, 24 und 25), auf die außergerichtliche
Wahrnehmung rechtlicher lnleressen durch den Versicherer oder durch eine von
ihm beauftrergte zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person und auf die
Vertretung vor staatlichen Gerichlen und Verwaltungsbehörden in allen Instanzen.
Wenn und soweit dies in den Besonderen Bestimmungen vorgesehen ist (vgl
Art 20, Art.:24 und Art.25), umfasst der Versicherungsschutz darüber hinaus
außergerichtliche Konfl iktlösung durch Medialion

5 Für das Verfahren vor dem Verfassungs- und Verwaltungsgerichtshof besteht
Versicherungsschulz nur dann, wenn dies in den Besonderen Bestimmungen
ausdrücklich vorgesehen ist

6. Der Versicherer zahlt

6 1 die angermessenen Kosten des für den Versicherungsnehmer lätigen
Rechtsanr,valles bis zur Höhe des Rechtsanwaltslarifgesetzes oder, sofern dort
die Entlolrnung für anwaltliche Leistungen nichl geregelt ist, bis zur Höhe der
Allgemeinen Honorarkriterien;

ln gerichtlichen Verfahren werden Nebenleistungen des Rechtsanwaltes maximal
in Höhe des nach dem .ieweiligen Tarif zulässigen Einheitssatzes eines am Ort
des in 1. lrrstanz zuständigen Gerichtes ansässigen Rechtsanwalles gezahlt

Haben am Ort dieses Gerichtes nicht mindestens 4 Rechtsanwälte ihren
Kanzleisitz, übernimrnt der Versicherer die tariflich vorgesehenen Mehrkoslen aus
der Sprengelfremdheit Diese Bestimmungen sind sinngemäß auch auf die
Vertretung vor Venrualtungsbehörden und Verwaltungsgerichten anzuwenden
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Wird anstelle des Rechtsanwaltes eine andere zur berufsmäßigen
Partelenvertretung befugte Person tätig, werden deren Kosten nach den fürlie
geltenden Riohtlinien, maximal jedoch bis zut Höhe des
Rechtsanwaltstarifgeselzes übornommen

lm Ausland werden die angemessenen Koslen einer zur berufsmäßigen
Parteienvertretung befugten Person nach den dort gellenden Richflinlen
übernommen.

6 2. die dem Versicherungsnehmer zur Zahlung auferlegten Vorschüsse und
Gebühren für die von einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde
beigezogenen Sachverständigen, Dolmetscher und Zeugen sowie Vorschüsse
und Gebtihren für das gerichtliche oder venazaltungsbehördliohe Verfahren;

Nicht ersetzt werden Kosten für Urteilsveröffenllichungen und strafrechlliche
Vollzugsmaßnahmen

6.3. im Zivilprozess auch die Koslen der Gegenseite, soweit der
Versicherungsnehmer zu deren Zahlung verpflichlet ist;

Unter den gleichen Voraussetzungen trägt der Versicherer im Strafverfahren auch
die Kosten des Schriftsatzes der Subsidiaranklage

6 4 die Kosten der Hin- und Rückfahrt des Versicherungsnehmers zu und von einem
ausländischen Gericht, wenn sein Erscheinen als Beschuldigter oder Partei von
diesem angeordnet wurde oder zur Vermeidung von Rechtsnachteilen erforderlich
ist;

Eine Koslenerslaltung erfolgt bis zur Höhe der Eisenbahnkosten zweiter Klasse
einschließlich Zuschlägen. Steht dieses Transportmittel nicht zur Verfügung,
ersetzt der Versicherer die Kosten eines vergleichbaren öffentlichen
Verkehrsmittels (Autobus, Fähre) bis zum nächstgelegenen Bahnanschluss. lst
der Ort der Einvernahme mehr als 1.500 km vom Wohnsitz des
Versicherungsnehmers entfernt, erfolgt eine Koslenerstattung für einen Linienflug
der Economy-Klasse

6.5. vorschussweise jene Beträge, die vom Versicherungsnehmer im Ausland
aufgewendet werden müsslen, um einslweilen von Strafuerfolgungsmaßnahmen
verschont zu bleiben (Strafkaution) Dieser Vorschuss ist vom
Versicherungsnehmer innerhalb von sechs Monaten ab Zahlung durch den
Versicherer zurückzuzahlen I

6.6. Kosten gemäß Pkt61., Pkt.62. und Pkt.5.4, exklusive Umsatzsteuer, wenn der
Versicherungsnehmer vorsteuerabzugsberechtigt ist;

6.7 Kosten gemäß Pkt.6.1., Pkt.6.2. und Pk1.6.4. unbeschadel anderer gesetzlicher
Bestimmungen, wenn und solange Teilzahlungen durch die Gegenseite Kapital
und Zinsen nicht übersteigen (ausgenommen lnkassofälle gemäß Art.23,
Pkr.2.3 3 ).

6.8 Der Versicherer übernimmt im Falle der Uneinbringlichkeit eines rechtskräftig
zugesprochenen Schmezensgeldes oder Verdienstentganges auf Grund einer
Körperverletzung oder Tötung der versicherten Person den rechtskräftig
zugesprochenen Betrag innerhalb der Versicherungssumme, wenn der Anspruch
innerhalb von 6 Monaten ab Rechtskraft des Urteils trolz der vom Versicherer
gesetzten Exekutionsmaßnahmen nicht einbringlich gemacht werden kann

Der Anspruch geht im Ausmaß der Bevorschussung auf den Versicherer über und
sind Eingänge vorersl auf diese vom Versicherer bevorschusslen Belräge
anzurechnen und erst dann auf restliches Kapital, Zinsen und Kosten

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer bei der
Geltendmachung dieser Ansprüche zu unterstützen und ihm auf Verlangen eine
Abtretungserklärung auszustel len

6.9. Werden dem Versicherungsnehmer strafbare Handlungen oder Unterlassungen
vorgeworfen, übernimmt der Versicherer im Straf-Rechtsschutz des Art.17,
Pkt.2.2., Art.18, Pkt.2.2. und Ni19, Pk1.2.2. bei staalsanweltschafllichen
Diversionsmaßnahmen im Sinn der §§ 198 ff Strafprozessordnung (SIPO - siehe
Anhang) ab dem Zeitpunkt der Mitteilung des Staatsanwaltes über die Möglichkeit
einer Diversionsmaßnahme oder ab dem Zeitpunkt der Kontaktaufnahme durch
einen Kon{liktregler in Fällen des außergerichtlichen Tatausgleichs auch die
notwendigen Kosten anwaltlicher Beratungs- und Vertretungsverhandlungen
sowie einen allfälligen Pauschalkostenbeilrag bis maximal 0,5 o/o der
Versicherungssumme.

Werden dem Versicherungsnehmer Gebühren eines vom Staatsanwalt
beigezogenen Sachverständigen oder Dolmetschers auferlegt, erhöht sich das
Kostenlimit aul O,75 o/o der Versicherungssumme

Kein Versicherungsschutz besteht in den Fällen des Art.17, Pkt 1.3. und Art.18,
Pn.1.2.

6.10. in Fällen außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation

6 10 1. die ah der 2. Mediationssitzung auf den Versicherungsnehmer entfallenden
Honorarkosten des Mediators und die Kosten der Verfassung der
abschließenden Mediationsvereinbarung (Punktation) bis maximal 1,25 o/o der
Versicherungssumme. Sind auch nicht versicherte Personen als Partei am
Mediationsverfahren beteiligt, trägt der Versicherer die Kosten anteilig im
Verhältnis versicherter zu nicht versicherten Personen.

5 102. Scheiterl die Mediation und verlangt der Versicherungsnehmer Deckung für
die Vertretung vor Gericht oder einer Verwaltungsbehörde, zahll der
Versicherer die Koslen für maximal drei zweistündige Mediationssitzungen.

ü
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6 10.3. Die Versioherungsleistung für Mediation erstrech sich nicht auf Kosten

beigezogener Sachverständiger, sowie Kosten der Verfassung formalrechfl ich
wirksamer Schriftsätze, Vereinbarungen und Behördeneingaben, wie von
Dienstverträgen, Mietverträgen, Grenzberichtigungsanträgen,
Servitutsverlrägen, elc,

7. Die Leistungspflicht des Versicherers ist begrenzt wie folgt:

7 1 Die Höchstgrenze der vom Ve erungsfall für den
Versicherungsnehmer und die zu erbringenden
Leistungen bildet die im Zeitpun aul Vertrag 

-gültige

Versicherungssumme.

7 2 Bei mehreren Versicherungsfällen, die einen ursächlich und zeillich
zusammenhängenden, einheitlichen Vorgang darstellen, steht die
Versicherungssumme nur einmal zur Verfügung lhre Höhe bestimmt sich nach
dem Zeitpunkt des ersten Versicherungsfalles.

7 3 Genießen mehrere Versicherungsnehmer zur Wahrnehmung ihrer rechtlichen
lnteressen Versicherungsschutz aus einem oder mehreren
Versicherungsverträgen und sind ihre lnteressen aufgrund der gleichen oder einer
gleichartigen Ursache gegen den/dieselben Gegner gerichtet, ist der Versicherer
berechtigt, seine Leistungspflicht vorerst

- auf die außergerichtliche Wahrnehmung durch von ihm ausgewählte
Rechtsvertreter,

- auf gegebenenfalls notwendige Anschlusserklärungen als Privatbeteiligte und
auf die Forderungsanmeldungen in lnsolvenzverfahren sowie

- auf notwendige Musterverfahren zu beschränken. Die dem Versicherer für die
Vorbereitung und Durchführung von Musterverfahren entstehenden Kosten
werden nach Kopfteilen auf die Versicherungssummen aller betroffenen
Versicherungsnehmer angerechnet.

Werden vom Versicherer Gemeinschaftsklagen oder sonstige gemeinschaftliche
Formen der gerichtlichen lnteressenwahrnehmung organisiert oder empfohlen
und nimml der Versicherungsnehmer freiwillig daran teil, oder werden mehrere
Klagen vom Gericht verbunden, übernimmt der Versicherer die dem einzelnen
Versicherungsnehmer entstehenden Kosten bis zu einem Sublimit von
max 12,5o/o der mit dem jeweiligen Versicherungsnehmer vereinbarlen
Versicherungssumme

Wenn und sobald die Versicherungsnehmer durch diese Maßnahmen nicht
ausreichend gegen einen Verlust ihrer Ansprüche durch drohende Verjährung
geschützt sind, übernimmt der Versicherer die Kosten für die individuelle,
gerichtliche Geltendmachung von Ansprüchen zur Hemmung/Unterbrechung der
Verjährung bis zu einem Sublimit von max. 12,5 o/o der mil dem jeweiligen
Versicherungsnehmer vereinbarten Versicherungssumme. lst nach Klärung der
für alle betroffenen Versicherungsnehmer maßgeblichen Vorfragen noch die
gerichtliche Geltendmachung individueller Ansprüche notwendig, besleht dafür
Versicherungsschutz in vollem Umfange

Leistungen gemäß Pkt 7 3. sind auf die Versicherungssumme anzurechnen.

Sofern der Versicherungsschutz die Vertretung in allgemeinen
Verwaltungsverfahren bzw. vor dem Verfassungs- oder Verwaltungsgerichtshof
umfassl, können diese Bestimmungen sinngemäß angewandl werden.

74 BeieinemVergleichträgtderVersichererdieKostennurindemUmfang,derdem
Verhältnis des Obsiegens zum Unterliegen entsprichl.

7.5. Nach Vorliegen eines Exekulionstitels (z B. Urteil) lrägt der Versicherer Kosten
der Rechtsverwirklichung für höchslens fünf Exekutionsversuche einschließlich
der Anmeldung der Forderung in einem lnsolvenzverfahren, begrenzt mil 5 o/o der
Versicherungssumme.

Bei einem lnsolvenzverfahren über das Vermögen des Gegners vor Vorliegen
eines rechtskräftigen Titels übernimmt der Versicherer neben den Kosten der
Anmeldung der Forderung ausschließlich die Kosten des durch eine Bestreitung
notwendigen Zivilverfahrens.

Der Versicherer übernimmt, ausgenommen in den Fällen des Art.23, Pkt 2 3
(Allgemeiner Vertrags-Rechlsschutz für den B€triebsbereich), über den Umfang
des Art.6, Pkt.7.5. hinaus nach Vorliegen eines rechtskrälligen Exekulionstitels die
Kosten fl.ir die Ausforschung des Aufenthaltes und der Vermögensverhältnisse
des Schuldners bis zu einem Betrag von ma<. 1,25 % der Versicherungssumme
durch eine vom Versicherer ausgewählte und beauftragle lnstitution (Detektei,
Wirtschafi sdienst, Kreditschutzorganisation etc.).

7 6 Treffen in einem Zivilverfahren Ansprüche zusammen, fiir die teils
Versicherungsschutz besleht, teils nicht, trägt der Versicherer nur jene Kosten,
die auch ohne Berücksichtigung der nicht unter Versicherungsschutz stehenden
Ansprüche von ihm zu übernehmen wären. Lässt sich die Leistungspflicht danach
nicht bestimmen, trägt der Versicherer die Kosten anteilig im Verhällnis der
Streitwerle (Bemessungsgrundlagen) zueinander.

Werden in einem ZivilverFahren vom Gegner Forderungen aufrechnungsweise
geltend gemacht, für deren Abwehr kein Versicherungsschutz besteht, trägt der
Versicherer nur die Kosten, die der Versicherungsnehmer nach den
Kostenersatzbeslimmungen der Zivilprozessordnung zu tragen hätte, wenn nur
seine Aklivforderung Gegenstand des Prozesses gewesen wäre.

Bei einem Vergleich gilt Pkt.7.4 bezogen auf die unter VersicherungsschuL
slehenden Ansprüche.
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Sind mehrere Delikte Gergenstand eines Strafverfahrens, für die tells
Versicherungsschulz besteht, teils nicht, trägt der Versicherer die Kosten anteilig
im Verhältnis der Bemessungsgrundlagen für die Honorierung anwaltlicher
Leistungen zueinander.

8, lm Versicherungsvertrag kann vereinbart werden, dass der Versicherungsnehmer
einen Teil der Kosten selbst trägl (Selbstbeteiligung).

Artikel 7
Was ist vom Versicherungsschutz ausgeschlossen?

1 Kein Versicherungsschutz besleht für die Wahrnehmung rechtllcher lnteressen

1 f . in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit Kriegsereignissen,
inneren Unruhen, Terroranschlägen oder Gewalttätigkeiten anlässlich einer
öffentlichen Ansammlung oder Kundgebung, von Streiks oder Aussperrungen;

1.2 in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit Katastrophen sowie mit
Ereignissen, die auf allnnähliche Einwirkung zurückzuführen sind. Eine
Katastrophe liegt vor, wenn durch ein Naturereignis oder ein sonstiges Ereignis
dem Umfang nach eine außergewöhnliche Schädigung von Menschen oder
Sachen eingetreten ist oder unmittelbar bevorstehl.

1 3 in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mil nuklearen Ereignissen;
mit genetischen Veränderungen oder gentechnisch veränderten Organismen;
oder mit Auswirkungen elektromagnelischer Felder oder lnfraschall

Dieser Ausschluss gilt nicht, soweit eine humanmedizinisclre Behandlung
zugrunde liegt;

1.4 in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit hoheitsrechllichen
Anordnungen, die aufgrund einer Ausnahmesituation an eine Personenmehrheit
gerichlet sind,

1.5. aus dem Bereich des lrnmaterialgüterrechtes und im Zusammenhang mit
Verträgen, die lmmaterialgüterrechte zum Gegenstand haben;

1.6. aus dem Bererich des Kartell- oder sonstigen Wettbewerbsrechles;

1 7, aus dem Bereich des Gesellschalls-, Genossenschafls- und Vereinsrechles, des
Rechtes der Stillen Gesellschaften sowie des Rechtes der Kirchen und
Religionsgemeinschafl en ;

1.8. aus Anstellungsverträgen gesetzlicher Vertreter juristischer Personen sowie aus
dem Bereich des Handelsvedrelerrechtes;

1.9. aus dem Bereich des Steuer-, Zoll- und sonsligen Abgabenrechtes;

1,10 aus dem Bereich des Disz plinarrechtes;

1 .'11. im ursächlichen Zusammenhang mil

a) dem Enverb einer Wohnung oder eines Gebäudes samt Grundstück oder der
Errichtung bzw baubehördlich genehmigungs- oder anzeigepflichligen
Verändetung von Gebäuden, Gebäudeteilen oder Grundstücken, die sich im
Eigentum oder Besitz des Versicherungsnehmers befinden oder von ihm
enworben werden;

b) der Planung derartiger Maßnahmen;

c) der Finanzierung eines unler a) genannten Vorhabens einschließlich des
Grundstückenalerbes;

d) Verträgen über Superädifikate und Timesharing, aus Teilnutzungsverträgen
sowie aus Verträgen über Wiederkaufs-, Rückverkaufs-, oder Vorkaufsrechte
an unbeweglichen Sachen oder aus Vorverträgen über unbewegliche
Sachen;

Dieser Ausschluss gilt nichl für die Geltendmachung von personenschäden
sowie im Slraf-Rechtsschutz;

1.12. aus Versicherungsverträgen;

1,13. in ursächlichem Zusanrmenhang mit Schäden, die auf Asbest oder
asbesthaltige Materialien :lurückzuführen sind;

1 14 in ursächlichem Zusammr:nhang mit Spiel- und Wettverträgen, Gewinnzusagen
oder vergleichbaren Milteilungen;

'1 . 1 5 aus dem Bereich des Vergaberechles;
'l 15 im ursäctrlichen Zusarnmenhang mit der Anlage von Vermögen jn

Finanzinstrumenten gem. § 48a (1) 23 Börsegese2 (siehe Anhang) und der
damit zusanrmenhängenden Beratung, Vermittlung und Veruallung

2, Vom Versicherungsschutz sind ferner ausgeschlossen

2 1 die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen mehrerer Versicherungsnehmer
desselben Rechlsschutzversicherungsvertrages untereinander, mifuersicherter
Personen untereinander und milversicherter Personen gegen den
Versicherungsnehmer; die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen zwischen
Lebensgefährten ist auch dann ausgeschlossen, wenn die häusliche
Gemeinschaft aufgehoben ist, sofern die lnteressenwahrnehmung im
Zusammenhang mit der Lebensgemeinschaft steht;

2 2 Auseinanderselzungen aus Verträgen, mil denen durch Wechselbegebung,
Vergleich, Anerkenntnis oder ähnliche Vereinbarungen eine neue
Rechtsgrundlage geschaffen wurde, es sei denn, ohne die neue Rechtsgrundlage
wäre Versicherungsschutz !legebeni

2 3 die Geltendmachung von Forderungen, die an den Versicherungsnehmer
abgetreten wurden, und die Abwehr von Haftungen aus Verbindlichkeiten anderer

Personen, die der Versicherungsnehmer übernommen hat, wenn die Abtretung
oder Haftungsübernahme erfolgte, nachdem der Versicherungsfall eingetreten ist,
oder nachdem vom Versicherungsnehmer, Gegner oder einem Dritten eine den
Versicherurrgsfall auslösende Rechtshandlung oder Willenserklärung
vorgenommen wurde;

2.4. die Wahrne,hmung rechtlicher lnteressen im Zusammenhang mit einem über das
Vermögen des Versicherungsnehmers beanlraglen lnsolvenzverfahrens;

2.5. Versicherungsfälle, die der Versicherungsnehmer vorsälzlich und rechtswidrig
herbeigefül'rt hat sowie solche, die im Zusammenhang mil der Begehung eines
Verbrechens durch den Versicherungsnehmer eintreten

3 Neben diesen allgemeinen Ausschlüssen sind in den Besonderen Bestimmungen
spezielle Ausschlussregelungen enthalten (Art 17, 18, 19,20,23,24,25,26 und
27).

Artikel 8
Welche Pflichten hat der Versicherungsnehmer zur Sicherung seines

Deckungsanspruches zu beachten? (Obliegenheiten)

1 VerlangtderVersicherungsnehmerVersicherungsschutz,isterverpflichtet,

1.'1. den Versicherer unverzüglich, vollständig und wahrheitsgemäß über die jeweilige
Sachlage aufzuklären und ihm alle erforderlichen Unterlagen auf Verlangen
vozulegen

1 2. dem Versioherer die Beauftragung des Rechlsvertreters (Art 10) zu überlassen,
dem Rechlsvertreter Vollmacht zu erteilen, ihn vollständig und wahrheitsgemäß
über die jeweilige Sachlage zu unterrichten und ihm auf Verlangen alle
erforderlicl"ren Unterlagen zur Verfügung zu stellen;

1 3 Kostenvorschreibungen, die ihm zugehen, vor ihrer Begleichung unverzüglich dem
Versicherer zur Prüfung zu übermitteln;

1 4 alles zu vermeiden, was die Kosten unnötig erhöhl oder die Kostenerstaltung
durch Dritte ganz oder teilweise verhindert;

1 5. bei der Geltendmachung oder Abwehr von zivilrechtlichen Ansprüchen außerdem

1 5.1. dem Versicherer vorerst dle Möglichkeit einzuräumen, Arrsprüche selbst
innerhalb, angemessener Frist außergerichtlich durchzuselzen oder
abzuwehren;

1.5.2 vor der gerichtlicherr Geltendmachung oder Abwehr von Ansprüchen und vor der
Anfechtung einer gerichtlichen Entscheidung die Slellungnahme des
Versicherers zur Notwendigkeit der Maßnahmen (Art. 6 3) und auch zur
Aussicht auf Erfolg einzuholen; der Abschluss von Vergleichen ist mit dem
Versicherer abzustimmen ;

1.5 3 soweit seine lnteressen nicht unbillig, insbesondere durch drohende Verjährung
beeinträchtigt werden, vor der gerichtlichen Geltendmachung von Ansprüchen
die Rer;htskraft eines Strafuerfahrens oder eines anderen Verfahrens,
insbesondere eines Musterverfahrens, abzuwarten, das tatsächliche oder
rechtlichr-' Bedeutung für den beabsichtiglen Rechtsstreit haben kann, oder
vorerst nur einen Teil der Ansprüche geltend zu machen und die
Geltendrnachung der verbleibenden Ansprüche bis zur rechtskräftigen
Entscheidung über rjen Teilanspruch zurückzustellen

2 Verlelzt der Versicherungsnehmer eine der vorslehend genannten Obliegenheiten,
ist der Verr;icherer gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6
Versicherunl;svertragsgesetz (r/ersVG), BGBI. Nr. 2/1959, in der jeweils geltenden
Fassung (siehe Anlage), von der Verpflichlung zur Leislung frei

3. Neben diesern allgemeinen Obliegenheiten sind in den Artikeln 13, 17, 1B und 19
spezielle Obliegenheiten geregelt

wann und wie hat der r"r",äflI:l lum Decrunssanspruch des
Versicherungsnehmers Stellung zu nehmen?

Was hat bei Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherer und dem
Versicherungsnehmer tiber die Art der Vorgangsweise oder die
Erfolgsaussichten zu geschehen? (Schiedsgutachterverfahren)

'1 Der Versicrherer hat binnen zwei Wochen nach Geltendmachung des
Deckungsarrspruches durch den Versicherungsnehmer und Erhalt der zur prüfung
dieses Anspruches nolwendigen Unterlagen und lnformationen dem
Versicherungsnehmer gegenüber den Versicherungsschulz grundsätzlich zu
bestätigen oder begründet abzulehnen

Der Versicherer ist innerhalb der in Abs.1 genannten Frist berechtigt, diese durch
einseitige Erklärung um weitere zwei Wochen zu verlängern

2 Davon unabhängig hat der Versicherer das Recht, jederzert Erhebungen über den
mutmaßlichen Erfolg der Rechtsverfolgung oder Rechlsverteidigung anzustellen.
Komml er nach Prüfung des Sachverhaltes unter Berücksichtigung der Rechts- und
Beweislage zum Ergebnis,

2.1 dass hinreichende Aussicht bestehl, in einem Verfahren im angeslrebten Umfang
zu obsiegen, hat er sich zur Übernahme aller Kosten nach Maßgabe des Art.6
(r/ersicherungsleistungen) bereit zu erklären;

2.2. dass diese Aussichl auf Erfolg nicht hinreichend, d. h. ein Unterliegen in einem
Verfahren wahrscheinlicher ist als ein Obsiegen, ist er berechtigt, die Übernahme
der an die Gegenseite zu zahlenden Kosten abzulehneni

2.3. dass erfahrungsgemäß keine Aussicht auf Erfolg bestehl, hat er das Rechl, die
Koslenübr>rnahme zur Gänze abzulehnen
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3. Für den Fall von Meinungsverschiedenheiten zwischen dem Versicherer und dem
Versicherungsnehmer über die Erfolgsaussichlen der Rechtsverfolgung oder
Rechtsverteidigung oder das Vorgehen zur Beilegung des Streitfalles, für den
Deckung begehrt wird, kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch auf
Versicherungsschutz durch Beantragung eines Schiedsgutachterverfahrens oder
ohne Durchführung eines Schiedsgutachterverfahrens gemäß § 12 VersVG (siehe
Anhang ) gerichtlich geltend machen

4. Die gänzliche oder teilweise Ablehnung der Kostenübernahme wegen nichl
hinreichender oder fehlender Aussicht auf Erfolg oder sonstiger
Meinungsverschiedenheiten im Sinn des Pkt.3. ist dem Versicherungsnehmer unter
Bekanntgabe der Gründe und unler Hinweis auf die Möglichkeit eines
Schiedsgutachterverfahrens gemäß Pkt.S. in geschriebener Form mitzuteilen. Die
bis zu diesem Zeitpunkt aufgelaufenen Kosten sind vom Versicherer zu tragen,
sofern die sonstigen Voraussetzungen des Versicherungsschutzes vorliegen.

Unterlässt der Versicherer den Hinweis gemäß Abs,1, gill der Versicherungsschutz
für die begehrte Maßnahme als anerkannt.

5 Verlangt der Versicherungsnehmer die Durchführung eines
Schiedsgutachterverfahrens, so muss er innerhalb von 4 Wochen nach Erhalt der
(Teil ) Ablehnung des Versicherers unter gleichzeitiger Benennung eines
Rechtsanwaltes die Einleitung des Schiedsgutachterverfahrens in geschriebener
Form, sofern nicht die Schriftlichkeit vereinbarl ist, beantragen.

Der Versicherer hat nach Einlangen des Anlrages innerhalb von 14 Tagen
seinerseits einen Rechtsanwall namhafr zu machen und diesen mil der Einleitung
des Schiedsgutachterverfahrens zu beauftragen.

Versicherungsnehmer und Versicherer dürfen nur solche Rechtsanwälte als
Schiedsgutachter benennen, die im konkreten Streitfall noch nicht als
Rechtsvertreler tälig waren. Bei Anwaltsgesellschaften schließt die
Vertretungstätigkeil eines Anwaltes alle anderen Anwälte von der Nominierung als
Schiedsgutachter aus.

Kommen die beiden Reohtsanwälte zu einer einheitlichen Meinung, so sind
Versicherer und Versicherungsnehmer an diese Entscheidung gebunden

Weicht diese Entscheidung jedoch von der wirklichen Sachlage erheblich ab,
können Versicherungsnehmer oder Vercicherer gemäß § 64 (1) VersVG (siehe
Anhang) diese Entscheidung gerichtlich anfechlen.

Treffen die beauftragten Rechtsanwälte innerhalb von vier Wochen keine oder keine
übereinstimmende Entscheidung, kann der Versicherungsnehmer seinen Anspruch
auf Versicherungsschutz gerichtlich geltend machen.

6. Die Kosten des Schiedsgutachterverfahrens sind im Verhältnis des Obsiegens zum
Unterliegen in diesem Verfahren vom Versicherer bzw. Versicherungsnehmer zu
tragen, wobei die Kostentragungspflicht des Versicherungsnehmers mit der Höhe
seiner eigenen Anwaltskoslen begrenä ist.

Kommt es zu keiner Einigung, trägt jede Seite die Kosten ihres Rechtsanwaltes.
Diese Kosten teilen das Schicksal der Kosten eines allfälligen Deckungsprozesses.

Artikel 10
Wer wählt den Rechtsvertreter aus, durch wen und wann wird dieser beauftragt

und was hat bei Vorliegen einer lnteressenkollision zu geschehen?

1. Der Versicherungsnehmer ist berechtigt, zu seiner Vertretung vor Gerichten oder
Verwaltungsbehörden, eine zur berufsmäßigen Parteienvertretung befugte Person
(Rechtsanwalt, Notar elc.) frei zu wählen Der Versicherer ist verpflichlet, den
Versicherungsnehmer auf sein Wahlrecht hinzuweisen, sobald dieser
Versicherungsschutz für die Einleitung eines Gerichts- oder Verwaltungsverfahrens
verlangt

2. Darüber hinaus kann der Versicherungsnehmer zur sonstigen Wahrnehmung
seiner rechtlichen lnteressen einen Rechtsanwalt frei wählen, wenn beim
Versicherer eine lnteressenkollision entstanden ist

Eine lnteressenkollision liegt vor,

- wenn der Versicherungsnehmer aufgrund desselben Ereignisses Ansprüche aus
verschiedenen Versioherungsverträgen bei demselben Versicherer geltend macht
und das Rechlsschulz-lnleresse des Vereicherungsnehmers im Gegensalz zum
wirtschaftlichen lnteresse des Versicherers in einem anderen Versicherungszweig
sleht, oder

- wenn in einer Zivilsache ein Gegner auftritt, dem der Versicherer aufgrund eines
anderen Versicherungsverlrages für dasselbe Ereignis den Versicherungsschulz
bestätigt hat.

Tritl eine lnteressenkollision ein, hat der Versicherer dem Versicherungsnehmer
von diesem Sachverhalt unverzüglich Mitteilung zu machen und ihn auf sein
Wahlrecht hinzuweisen

3. entfällt

4 Der Versicherer ist berechtigt, einen Rechtsverlreter auszuwählen:

4.1. wenn die versicherte außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher lnteressen nicht
durch den Versicherer selbsl vorgenommen wird;

4 2. in Fällen des Beratungs-Rechtsschutzes;

4,3, wenn innerhalb von einem Monat vom Versicherungsnehmer kein Rechtsvertreter
namhafr gemacht wird, nachdem ihn der Versicherer auf sein Wahlrecht und die
Folgen des Frislablaufes hingewiesen hat;

19@"1w,

5. Der Versicherer ist verpflichtet, einen Rechlsvertreter auszuwählen, wenn der
Versicherungsnehmer bei der Geltendmachung seines Deckungsanspruches
keinen Rechtsvertreter namhaft macht und die sofortige Beauftragung eines
Rechlsvertreters zur Wahrung der rechtlichen lnleressen erforderlich isl

6. Die Beauflragung des Rechtsvertreters erfolgt durch den Versicherer im Namen und
im Auftrag des Versicherungsnehmers

6.1. im Stratoerfahren, Verfahren wegen Entziehung der Lenkerberechtigung, bei
lnanspruchnahme des Beratungs-Rechtsschutzes und bei Vorliegen einer
lnteressenkollision sofortl

6.2. in allen anderen Fällen nach Scheitern seiner außergerichtlichen Bemühungen
(Art 8, P|d.1.5.).

7 Der Rechtsvertreter trägt dem Versicherungsnehmer gegenüber unmittelbar die
Verantwortung für die Durchführung seines Auflrages. Eine diesbezügliche Haftung
des Versicherers besteht nicht

Artikel 11
Wann können VersicherungsansprUche abgetreten oder verpfändet werden und

wann gehen Ansprüche auf den Versicheret über?

1 Versicherungsansprüche können erst abgetreten oder verpfändet werden, wenn sie
dem Grunde und der Höhe nach endgültig festgestellt sind.

2 Ansprüche des Versicherungsnehmers auf Erstattung von Beträgen, die der
Versicherer fi.ir ihn geleistet hat, gehen mil ihrer Entstehung auf den Versicherer
über Bereits an den Versicherungsnehmer zurückgezahlte Beträge sind dem
Versicherer zu erstatten

Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, den Versicherer bei der Geltendmachung
dieser Ansprüche zu unterslülzen und ihm auf Verlangen eine Abtretungsurkunde
auszustellen,

Artikel 12
Was gilt als Versicherungsperiode, wann ist die Prämie zu bezahlen, wie werden

Teilzahlungen angerechnet, welche Mehraufwendungen und Zinsen hat del
Versicherungsnehmer zu bezahlen, wann ist eine Geschäftsgebühr zu entrichten

und wann beginnt der Versicherungsschutz?

1 Als Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag nicht für eine küzere
Zeit abgeschlossen ist, der Zeifieum eines Jahres, gerechnet vom Tag des
Hauptfälligkeitslermines an, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie
vertragsgemäß in Teilbeträgen zu enlrichlen ist.

Der Hauptfälligkeitstermin ist jeweils der Ersle jenes Monats, in dem die in der
Polizze ausgewiesene Versicherungsdauer endet.

2 Die erste oder einmalige Prämie, einschließlich Gebühren und
Versicherungssteuer, ist vom Versicherungsnehmer gegen Aushändigung der
Polizze zu zahlen (Einlösung der Polizze). Die Folgeprämien einschließlich
Gebühren und Versicherungssteuer sind zum vereinbarten, in der Polizze
angeführten Hauptfälligkeitstermin zu entrichten.

lst die Prämie am Fälligkeitstag nicht oder nicht vollständig bezahll, werden die
aushafienden Beträge, unabhängig von den sonstigen Folgen der Nichtzahlung,
vom Fälligkeitstag an bis zur vollständigen Erfüllung der Zahlungsverpflichtung mit
einem Zinssatz von 0,8 o/o je Monat vezinsl.

lm Fall von Zahlungsrückständen werden beim Versicherer einlangende Zahlungen
vorrangig auf aushaftende Zinsen und Kosten unabhängig davon, ob es sich um
Zinsen und Koslen aus älteren oder jüngeren Prämienfälligkeiten handelt dann
jeweils auf die ältesten, bereits fälligen Prämienforderungen angerechnel.

lm Fall des Prämienzahlungsverzuges wird der Versicherer die aushaf'tenden
Beträge in angemessener und branchenüblicher Weise zunächst außergerichtlich
beim Versicherungsnehmer einmahnen. Der Versiche.rungsnehmer hat die
dadurch verursachten Mehraufwendungen, die als Mahnspesen verrechnel werden,
dem Versicherer zu erselzen.

Die Folgen des Zahlungsveeuges sind in den §§ 38, 39 und 39a VersVG (siehe
Anhang) geregelt

3. Wird der Rechtsschutz-Versicherungsvertrag im Rahmen einer Bundelversicherung
abgeschlossen, stellen die einzelnen Sparten der Bündelversicherung rechllich
selb-ständige Verträge dar

lm Fall des Prämienzahlungsvezuges wird der aushaftende Betrag im Verhältnis
der für die einzelnen Sparten vereinbarlen Prämien auf die einzelnen Verträge
aufgeteilt

4. Wird der Verlrag aus Verschulden des Versicherungsnehmers oder sonsl aus
Gründen, die in der Sphäre des Versicherungsnehmers liegen, vorzeitig beendel, so
ist der Versicherungsnehmer verpflichtel, dem Versicherer eine angemessene
Geschäftsgebühr zu bezahlen. Diese belrägt 30 % der jeweiligen Jahresprämie,
mindestens EUR 35,00, höchstens EUR 350,00.

5 Der Versicherungsschulz tritt grundsätzlich mit der Einlösung der Polizze (Pkt.2.) in

Kraft, jedoch nicht vor dem vereinbarten Versicherungsbeginn. Wird die Polizze erst
danach ausgehändigt, dann aber die Prämie binnen 14 Tagen gezahlt, ist der
Versicherungsschutz ab dem vereinbaden Versioherungsbeginn gegeben. Sind in

den Besonderen Bestimmungen Wartefristen vorgesehen (Art.20 bis 2n, dann
beginnt der Versicherungsschutz erst nach Ablauf dieser Wartefristen.
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Artikel 13

Was gilt bei Vergrößerung oder Verminderung des versicherten Risikos?

1 Die Versicherung erstreckt sich, ausgenommen bei einer Versicherung nach Art 1 7,

Pkt 1.4, auch auf Erhöhungen und Enrveiterungen des versicherten Risikos Der
Versicherungsnehmer ist jedoch verpflichtel, einen nach Abschluss des
Versicherungsverlrages eingetretenen, fUr die Ubernahme der Gefahr erheblichen
Umstand dem Versicherer längslens innerhalb eines Monals anzuzeigen.

2 Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr erheblicher
Umstand ein, der nach denr Tarif eine höhere als die vereinbarte Prämie
rechlfertigt, kann der Versicherer die erhöhte Prämie vom Eintritt dieses Umstandes
an verlangen.

Unrichtige oder unterbliebene Angaben zum Nachteil des Versicherers berechtigen
diesen, die Leistungen nur insoweit zu erbringen, als es dem Verhältnis der
vereinbarten Prämie zu der Ptämie entspricht, die bei richtigen und vollständigen
Angaben hätte gezahlt werden müssen. Diese Kürzung der Leistungen tritt nicht ein,
wenn der Versicherungsnehmer beweist, dass die Unrichtigkeit oder das
Unterbleiben der Angabdn nicht auf seinem Verschulden beruht.

3. Wird die höhere Gefahr nach den für den Geschäflsbetrieb des Versicherers
maßgebenden Grundsätzen auch gegen eine höhere Prämie nicht übernommen,
kann der Versicherer innerhalb eines Monates von dem Zeitpunkt an, in welchem er
von dem für die höhere Gefahr erheblichen Umsland Kenntnis erlangt hat, den
Versicherungsvr:rtrag unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat
kündigen.

Bei unrichtigen oder unlerbliebenen Angaben zum Nachteil des Versicherers isl
dieser von der Verpflichtung zur Leistung {rei, außer der Versicherungsnehmer
beweist, dass die Unrichtigkeit oder das Unterbleiben der Angaben nicht auf seinem
Verschulden beruht.

4. Tritt nach Vertragsabschluss ein für die Übernahme der Gefahr erheblicher
Umstand ein, der nach dem Tarif eine geringere als die vereinbarte Prämie
rechtfertigt, kann der Versicherungsnehmer verlangen, dass die Prämie vom Eintrilt
dieses Umstandes an herabgeselzl wird. Zeigl der Versicherungsnehmer diesen
Umstand dem Versicherer später als einen Monal nach dessen Eintritt an, wird die
Prämie vom Eingang der Anzeige an herabgesetzt,

5 Wird eine erhebliche Erhöhung..des versicherten Risikos gem. den §§ 23 - 30
VersVG (siehe Anhang) durch Anderung oder Neuschaffung von Rechtsnormen
oder durch eine Anderung der Judikatur der Höchslgerichte bewirkt (§27 Abs. 3
VersVG - siehe Anhang), so kann der Versicherer innerhalb eines Jahres ab
lnkrafltreten der Rechtsnormen oder Veröffentlichung der geänderten Judikatur
mittels eingeschriebenen Brieles

5 1 dem Versicherungsnehmer eine Anderung des Versicherungsvertrages anbieten,
oder

5,2. den Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frisl von einem Monal kundigen

Das Angebot zur Anderung des Versicherungsvertrages gilt als angenommen, wenn
es nichl innerhalb eines Monals nach seinem Empfang in geschriebener Form,
sofern nicht die Schrifflichkeit vereinbart ist, abgelehnt wird.

Bei Ablehnung des Angebotes gilt der Versicherungsvertrag als vom Versicherer
gekündigt ln diesem Fall <lndel der Versicherungsvertrag einen Monal nach
Empfang der Ahlehnung.

lm Angebot zur Verlragsänderung hal der Versicherer auf diese Rechtsfolgen
ausdrücklich hinzuweisen.

Artikel 14
Wann und unterwelchen Voraussetzungen ändert sich die Prämie?

(Weltanpassung nach dem lndex der Verbraucherpreise)

1 Die Prämie wird auf den Verbraucherpreisindex bzw bei dessen Entfall auf den
entsprechenden Nachfolgeindex wertbezogen und basiert auf der lndexzahl, die der
bei Vertragsabschluss vereinbarten Prämie zugrunde liegt Die Prämie unterliegt
den Veränderungen der lndexzahl.

1 1 Ausgangsindex: Für die Berechnung der Wertanpassung ist der Ausgangsindex
maßgeblich. Der Ausgangsindex ist jene Zahl des Verbraucherpreisindex 2000,
die für den viertvorangegangenen Monat des Versicherungsbeginns verlautbart
wurde (Beispiel: Bei Versicherungsbeginn im Mai ist Ausgangsindex die Zahl für
Jänner). Der Ausgangsindex ist durch Angabe des betreffenden Monats in der
Polizze angeführt (Beispiel: ,,wertgesichert auf Basis Verbraucherpreisindex Monal
/ Jahr")

1.2, Zeitpunkt der Wertanpassung: ln der Polizze ist die Hauptfälligkeit der Prämie
angeführt. Grundsälzlich wird die Wertanpassung jährlich zur Hauptfälligkeit der
Prämie durchgeführt. Die erste Wertanpassung der Prämie kann frühestens nach
einem Jahr ab Versicherungsbeginn und in der Folge nicht in küzeren als
einjährigen Absländen vorgenommen werden; sie werden frühestens ab dem
Zeitpunkt der Verständigung des Versicherungsnehmers durch den Versicherer
wirksam.

1.3 Berechnungsmodus: Als ,,lndex zur Hauptfälligkeit" gilt jene Zahl des
Verbraucherpreisindex 2000, die für den vierlvorangegangenen Monat vor der
jeweiligen Hauptfälligkeit verlautbart wurde Die Prämie erhöht oder vermindert
sich bei jeder Hauptfälligkeit in dem Verhältnis, das der Veränderung des
akluellen lndex zur Hauptfälligkeit gegenüber dem vorangegangenen lndex zur
Hauptfälligkeit entspricht. []ei erstmaliger Durchführung der Wertanpassung der
Prämie erhöht oder vermindert sich die Prämie in dem Verhältnis, das der
Veränderung des aktuellen lndex zur Hauptfälligkeit gegenüber dem

Ausgangsindex entspricht. Der Prozenlsatz der Prämienerhöhung oder

Prämienredr.rzierung wird dem Versioherungsnehmer bei jeder Wertanpassung
bekannt gegeben.

1 4 Nachfolgeindex: Wird der vereinbarte lndex durch einen Nachfolgeindex ersetzt
oder überhaupl nicht mehr berechnet und publiziert, so wird er durch den von
Amts wegen an seine Stelle tretenden Nachfolgeindex ersetzt

15 Allgemeine Vorschriften über Vertragsbestimmungen, die eine Anderung des
Entgelts vorsehen (2.B. auf Grund der Anderung der Beschäftigtenanzahl,
And"erung <ler ha-Anzahl, Anderung des versichertän Risikos, Anderung oder
Neuschaffurg von Rechtsnormen gemäß Art,13, Pkt.5.) bleiben unberÜhrt

2 Prämienanpa 1 können nicht in kÜrzeren als
einjährigen I sie werden frühestens ab dem
Zeitpunkt der snehmers durch den Versicherer
wirksam.

3 Der Versich€rer wird in der Mitteilung dem Versicherungsnehmer den Grund der
Erhöhung klar und verständlich erläutern.

Artikel 15
Unter welchen Voraussetzungen verlängert sich der Versicherungsvertrag oder

endet er vorzeitig?

1 Der Verlrag gilt zunächst für die in der Polizze festgesetzte Dauer. Beträgt diese
mindestens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um ieweils ein Jahr, wenn er nicht
drei Monate',ror Ablauf von einem der Vertragsteile in geschriebener Form, sofern
nicht Schriftlichkeit vereinbart ist, gekündigt wird Für die Erklärung der
Ablaufkündigung steht die gesamte Vertragslaufzeit, unter Beachtung der zuvor
bestimmten Frist von drei Monaten, zur Verfügung,

Für Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb eines
Unlernehmens des Versicherungsnehmers gehört §erbraucherverträge) ist
vereinbarl, dirss der Versicherer den Versicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der
Vertragsverlängerung bei unterlassener Kündigung frühestens sechs Monale,
spätestens aber vier Monale vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit, besonders
hinweisen wird.

Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne
Kündigung

2 Weist der Versicherungsnehmer nach, dass ein versichertes Risiko vor Ende der
Vertragszeit weggefallen ist, wird auf seinen Antrag der Vertrag hinsichtlich dieses
Risikos vozeitig beendel,

Fällt eines von mehreren versicherten Risiken weg, so bleibt der Vertrag in
entsprechenC eingeschränhem Umfang bestehen

Dem Versicherer gebührt die Prämie, die er hätle einheben können, wenn die
Versicherung von vornherein nur bis zu diesem Zeitpunkt beantragt worden wäre, zu
dem der Vr>rsicherer Kenntnis vom Risikowegfall erlangt Der Versicherer ist
berechtigt, die für die längere Vertragsdauer eingeräumten Prämiennachlässe
nachzuverrechnen

3. lm Zusamrnenhang mit dem Eintritt eines Versicherungsfalles kann der
Versicherun!lsvertrag unter folgenden Voraussetzungen gekündigt werden:

3 1 Der Versicherungsnehmer kann kündigen, wenn der Versicherer

- die Besttitigung des Versicherungsschutzes (Ar1,9, Pkt.1.) verzögert hat,

- die Ablehnung des Versicherungsschutzes (Art 9, Pkt 1 ) verspälet, ohne
Begründung oder zu Unrecht ausgesprochen hat,

- die Ablehnung der Kostenübernahme gemäß Art 9, Pkt.4 ohne Angabe von
Gründen und/oder ohne Hinweis auf die Möglichkeit eines
Schiedsgutachterverfahrens ausgesprochen hat

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen

- nach Ablauf der Frist für die Bestätigung und/oder Ablehnung des
Versicherungsschutzes (Art 9, Pkt 1 ),

- nach Zugang der unbegründeten oder ungerechtfertigten Ablehnung des
Versicherungsschutzes bzw nach Zugang der Ablehnung der
Koslenübernahme ohne Begründung und/oder Rechtsbelehrung,

- nach Rechlskraft dtrs stattgebenden Urteiles im Fall einer Deckungsklage

Die Kündigung kann mit sofortiger Wirkung oder zum Ende der laufenden
Versicherungsperiode erfolgen,

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene Versicherungszeit entfallende
anteilige l)rämie Der Versicherer verzichtet, die für die längere Vertragsdauer
eingeräumten Prämiennachlässe nachzuverrechnen.

3 2. Der Versir:herer kann kündigen, wenn

- der Ver!;icherungsnehmer einen Anspruch arglistig oder mutwillig erhoben hal
und in allen Fiällen des vollendeten oder auch bloß versuchten
Versicherungsmissbrauches durch den Versicherungsnehmer bzw, sonst aus
dem Vedrag Anspruchsberechtigten,

- der Versicherungsnehmer den Versicherungsfall vorsätzlich oder grob
fahrlässig herbeigeführt hat

Die Kündigung ist innerhalb eines Monats vorzunehmen nach Kenntnis der
Arglistigkt;it, der Mutwilligkeit, des Vorsatzes bzw der groben Fahrlässigkeit oder
des vollendeten bzw. bloß versuchten Versicherungsmissbrauches durch den
Versicherungsnehmer oder sonsl aus dem Vertrag Anspruchsberechliglen,
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Besondere Bestimmu ngen
Artikel 17

Schadenersatz-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrzeuge (Fahrzeug-
Rechtsschutz) je nach Vereinbarung mit oder ohne Fahrzeug-Vertrags-

Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschafr versichert?

Versicherungsschutz haben je nach Vereinbarung

1.1. der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgefährte,
sofern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschafl mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige
Kinder bis zur Vollendung des 25 Lebensjahres, sofern sie kein eigenes
regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den
ordentlichen Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten, für alle nicht
belrieblich genutzten Motorfahzeuge zu Lande sowie Anhänger, oder

1,2. der Versicherungsnehmer für alle betrieblich und privat genutzlen Motorfahrzeuge
zu Lande sowie Anhänger, oder

1 3. der Versicherungsnehmer für ein oder mehrere in der Polizze bezeichnete
Motorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie Anhänger, oder

1 4 der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben) für alle nicht betrieblich
genutzlen einspurigen Motorfahrzeuge zu Lande sowie Anhänger sowie für ein
ausdrücklich in der Polizze genannles mehrspuriges Molorfahrzeug zu Land

die in ihrem Eigentum slehen, von ihnen gehalten werden, aufsiezugelassen oder
von ihnen geleasl sind.

Der Versicherungsschutz erstreckl sich in allen vier Varianlen auch auf den
berechtigten Lenker und die berechtigten lnsassen dieser Fahrzeuge.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfassl

19@"1w,
2 1 Schadenersatz-Rechtsschutz

icher
enen

der
ehen

die

2.1.2.Die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen für geschäfflich
befördertes Gut ist nur versichert, wenn dies besonders vereinbart isi

2 2 Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Strafgerichlen, Verwaltungsbehörden
oder Verwaltungsgerichten wegen eines Verkehrsunfalts oder der übertrelung von
Verkehrsvorschriften.

Versicherungsschulz besteht bei gerichtlichen Slrafverfahren ab Anklage, bei
verwaltungsbehördlichen Strafverfahren ab der ersten Verfolgungshandlung.

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz nes
Verteidigers zut Vernehmung durch die E zei,
Staatsanwalt), sofern auch sonst für das vorge lich
Versicherungsschutz bestehen würde bzw. nach ens
Versicherungsschutz besteht. Die Leistungen des Versicherers für diese
Beiziehung eines Verteidigers sind mil 1,25 o/o der Versicherungssumme
begrenzt

22.1.Unler Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit der Haltung und
bestimmungsgemäßen Ven /endung des Fahzeuges geltenden Rechtsnormen
zu verstehen. Die Verletzung derartiger Vorschriften fällt abweichend von Art.7,
Pkt 2.5. unabhängig von der Verschuldensform unter Versicherungsschutz,
wenn sie nicht zum Zweck der Ezielung eines kommerziellen Vorteils
begangen wurde.

2.2 2. ln VeNuallungsstrafverfahren besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn mit
Strafverfügung eine Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine
Geldstrafe von mehr als 0,'125 % der Versicherungssumme festgesetzt wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldslrafen verhängt, besteht
Versicherungsschutz für das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine
Geldstrafe von mehr als 0,125 % der Versicherungssumme feslgesetä wird

Kommt es ohne Erlassung einer Strafverfügung zur Einleitung eines
ordentlichen Verfahrens, besteht Versicherungsschulz für das gesamle
Verfahren.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe besteht Versicherungsschulz bei
Delikten, die eine Vormerkung im örtlichen Führerscheinregister oder den
Entzug der Lenkerberechtigung bewirken.

2.3, Führerschein-Rechtsschutz

für die Vertretung in Verfahren wegen Enlziehung, Einschränkung, Erlöschen oder
vorläufiger Abnahme der Lenkerberechtigung, wenn das Verfahren im
Zusammenhang mit einem Verkehrsunfall oder einer Übertretung von
Verkehrsvorschriften eingeleitet wurde.

ln diesen Fällen umfasst der Versicherungsschulz auch die Verlretung im
Verfahren zur Wiederausfolgung der Lenkerberechtigung.

2.3.1. Kein Versicherungsschulz bestehl, wenn das Verfahren wegen fehlender
geistiger oder körperlicher Eignung eingeleitet worden ist

2 3 2. Sind sonstige Berechtigungen zum Führen von Molorfahrzeugen Gegenstand
derartigerVerfahren, gelten diese Bestimmungen sinngemäß

2 4 F ahrzeug-Y ertrags-Rechtsschutz

Wenn vereinbart, umfassl der Versicherungsschutz auch die Wahrnehmung
rechtlicher lnteressen aus schuldrechtlichen Verträgen, die versicherte Fahzeuge
und Anhänger einschließtich Ersatzteile und Zubehör betreffen.

Als Wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus schuldrechllichen Verträgen gilt
auch die Gellendmachung und Abwehr von Ansprüchen wegen reiner
Vermögensschäden, die aus der Verletzung gesetzlicher oder vertraglicher
Pflichten zwischen Vertragspartnern entstehen, über das Erftillungsinleresse
hinausgehen, oder die aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entslehen

ln Verbindung mit Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß Pkt 1.1., 1 2 oder 1 4 erstreckl
sich dieser Versicherungsschutz auch auf die Wahrnehmung rechtlicher
lnleressen

2 4 1 aus Mietverträgen über Fahrzeuge, die selbst gelenkt werden;

Versicherungsschutz besteht auch für die Gellendmachung von eigenen
Schadenersalzansprüchen aufgrund geselzlicher Haffpflichtbestimmungen
privatrechtlichen lnhalts wegen eines erlittenen Personen-, Sach- oder
Vermögensschadens, soweit sie nicht das vom Versicherungsnehmer gelenkte
Fahrzeug betreffen.
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Die Kündigung kann unter Einhaltung einer einmonatigen Kündigungsfrisl oder mit
sofortiger Wirkung erfolgen.

Dem Versicherer gebührt die auf die abgelaufene versicherungszeit entfallende
anteilige Prämie. Der Versicherer vezichtet, die für die längeie Vertragsdauer
eingeräumlen Prämiennachlässe nachzuverrechnen.

3.3 Hat nach Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer den
dann berechtigt,
adenszahlungen
n Jahres, die für

Be ner verzichten jedoch auf dieses Kündigungsrechl imVe wenn sich eine diese Grenze - 
übärsteigendeSc aus einem einzelnen Schadensereignis oder aus demBe hutz ergibt.

Pi" Kündigung ist innerhalb eines Monats ab Bestätigung des
Versicherungsschutzes vozunehmen. Der Versicherer hat eine Künäigungsfrist
von einem Monat einzuhalten. Der Versicherungsnehmer kann nicht iür iinen
späteren Zeitpunkt als den Schluss der laufenden Versicherungsperiode
kündigen

Kündigt der Versicherung rämie, die er
hälte einheben können, nur bis zum
Zeitpunkt der Beendigung r Versicherer
ist berechtigt, die für die längere Vertragsdauer eingeräumten prämiennachlässe
nachzuverrechnen.

Kündigt der Versicherer, gebührt dem Versicherer die auf die abgelaufene
Versicherungszeit entfallende anteilige Prämie. Der Versicherer vezichlet, die für
die längere Vertragsdauer eingeräumten Prämiennachlässe nachzuverrechnen.

4. Erlangt der Versicherer Kennlnis von der Eröffnung eines lnsolvenzverfahrens über
das Vermögen des Versicherungsnehmers, kann er den Versicherungsverlrag
innerhalb eines lVonats ab Kenntnis mit einer Frist von einem Monal kündigen.

Artikel 16
ln welcher Form sind Erklärungen abzugeben?

Rücktrittserklärungen gem. §§ 3, 3a KSchG (siehe Anhang) können in jeder beliebigen
Form abgegeben werden. Für sonstige Anzeigen und Erklärungen des
Versicherungsnehmers an den Versicherer ist die geschriebene Form erforderlich,
sofern nicht die Schriftform ausdrticklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart
wurde Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Schriftzeichen
entsprochen, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (z.B Telefax oder E-
Mail). Schriftform bedeutet, dass dem Erklärungsemptänger das Original der Erklärung
mit eigenhändiger Unterschrift des Erklärenden zugehen muss.

ffi 
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2 4.2. aus der Anschaffung des erstmals zur Versicherung gelangenden Fahzeuges,
wenn der Rechtssöhutzversicherungsvertrag für dieses Fahrzeug innerhalb

einer Woche nach der /\nmeldung beginnt und aus Verträgen über die

Anschaffung weiterer Motorfahrzeuge zrt Lande sowie Anhänger und von

Folgefahrzeugen,

wenn diese Fahrzeuge für die gemäß Pkt 1 jeweils vereinbarte Nutzung

vorgesehen sind

ln Verbindung mil Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß Pkt.1.3. bestehl kein

Versicherungslchutz aus Vedrägen über die Anschaflung eines Folgefahrzeuges
gemäß Pkt 5 2

ln Verbindung mit Fahrzeug-Rechtsschutz gemäß Pkt.1.4. besteht kein

Versicherungs-chutz aus Verträgen Über die Anschaffung weiterer
Molorfahrzeuge zu Land.

2 5. Eruueiterte Deokung zu21 bis23

lm Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen oder
einem Strafverrfahren nach einem Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen
Entziehung der Lenkerberechtigung umfasst der Versicherungsschulz auch die
Kosten für Verfassungs- und Venaraltungsgerichtsholbeschwerden

3, Was ist nicht versichert?

lm Fahrzeug-Rechlsschutz besleht neben den in Art.7 genannten Fällen kein
Versicherungsschutz für die Beteiligung an molorsportlichen Wettbewerben (auch

Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden Trainingsfahrten.

4 Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1. Als Obliegenheiten, deren Verlelzung die Leistungsfreiheit des Versicherers
gemäß den Vorausselzungen und Begrenzungen des § 6 Abs 2 VersVG (siehe
Anlage) bewirkt, gelten im Fahrzeug-Rechtsschutz,

4 1 '1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitZ, das Fahrzeug zu lenken;

4.'1,2. dass der Lenker sich im Zr;itpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch
Alkohol, Suchtgift oder lMedikamentenmissbrauch beeinträchtigten Zustand
befindet

4.2, Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Versicherers
gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Abs. 3 VersVG (siehe
Anlage) bewirkt, gelten im Fahrzeug-Rechtsschutz,

4.2 1. dass der Lenker einer gesetzlichen Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf
Alkohol untersuchen, sich einem Arzt vorführen, sich unlersuchen oder sich Blut
abnehmen zu lassen;

4 2 2 dass der Lenker nar:h einem Verkehrsunfall seinen gesetzlichen
Verständigu ngs- oder Hilfeleistungspflichten entspricht

Die Verpflichtung zur Leislung bleibt gegenüber dem Versicherungsnehmer und
den mitversicherten Personen bestehen, soweit diese die Verletzung dieser
Obliegenheiten gem Pkt tl 1 und 42 wederkannten noch kennen musslen

4 3 Leistungsfreiheit wegen Verlelzung der Obliegenheiten nach den Punkten 4 1 2.
und 4.2 bestehl nur dann, urenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der
Begründung einer im Zuszrmmenhang mit dem Versicherungsfall ergangenen
rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes oder einer Verwaltungsbehörde
festgestellt worden ist Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind
zurückuzahlen

5. Wann verlängert sich der Versicherungsvertrag oder wann endet er vorzeilig?

5.1 . Sind der Versicherungsnehmer und die mitversicherten Personen gemäß Pkt 1 1

oder 1.4 oder der Versicherungsnehmer gemäß Pkt.1.2. seit mindestens einem
Monat nicht mehr Eigentünrer, Halter, Zulassungsbesitzer oder Leasingnehmer
eines Fah12euges, kann der Versicherungsnehmer die Aufhebung des
Versicherungsvertrages mil sofortiger Wirkung verlangen.

5 2 Wird ein nach Pkt.1 3 versichertes Fahrzeug vorübergehend aus dem Verkehr
genommen, s;o wird dadurcfr der Versicherungsvertrag nicht berührt

Wird ein nach Pkt 1 3. versichertes Fahzeug veräußert oder fällt es auf sonstige
Weise weg, geht der Versicherungsschutz früheslens ab dem Zeitpunkt der
behördlichen Abmeldung rles ursprünglich versicherten Fahrzeuges auf ein
vorhandenes oder innerhalb von drei Monaten anzuschaffendes Fahzeug der
gleichen Kategorie (Kraftrad, Kraftwagen, Sonderfahrzeug, etc.) über, das an die
Stelle des bisher versichertern Fahrzeuges lritt (Folgefahrzeug),

Die Veräußerung oder der sonslige Wegfall des Fahzeuges und die Daten des
Folgefahrzeuges sind dem Versicherer jeweils innerhalb eines Monals
anzuzeigen Unterlässt der Versicherungsnehmer diese Anzeige, ist der
Versicherer von der Verpflichlung zur Loistung frei, es sei denn, für das
Folgefahrzeug wurde das gleiche amtliche Kennzeichen ausgegeben oder es
waren im Zeilpunkt des Versicherungsfalles beim Versicherungsnehmer nichl
mehr Fahrzeuge vorhanden, als bei ein und demselben Versicherer versichert
waren.

Hat oder erwirbt der Versir:herungsnehmer kein Folgefahrzeug oder wünscht er
keinen Versicherungsschut;z für das Folgefahrzeug, ist er berechtigt, den Vertrag
hinsichtlich rlieses Risikos mit sofortiger Wirkung zu kündigen, Die Kündigung ist
innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt der behördlichen Abmeldung des
versicherten Fahrzeuges vorzunehmen

Artikel '18

Schadenersat,z-, Straf- und Führerschein-Rechtsschutz für Fahrazeugalenaker
(Lenker-Rechtsschutz)

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschulz haben je nach Vereinbarung

1 1 der Vers
Ehegatte
sofern in
Adoptiv-,
Gemeins
Kinder bis zur Vollendung des 25 Lebensjahres, sofern sie kein eigenes

regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den

ordentlichen Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten;

1 2 derVersicherungsnehmer

als Lenker von Fahrzeugen, die nicht im Eigentum einer versicherten Person
stehen, nichl auf sie zugelassen sind bzw nicht von ihr gehallen oder geleast

werden

Als Fahrzeug im Sinn dieser Bestimmungen gellen Motorfahrzeuge zu Lande, zu

Wasser und in der Luft sowie Anhänger.

2 Was ist versichert?

Der Versicherungsschulz umfassl

2 1, Schadenersatz-Rechtsschulz

für die Gieltendmachung von eigenen Schadenersatzansprüchen aufgrund
gesetzlicher Haflpflichtbestimmungen privatrechtlichen lnhalts wegen eines
erlittenen Personen-, Sach- oder Vermögensschadens, soweil sie nicht das vom
Versicherungsnehmer gelenkte Fahrzeug belreffen

Kein Versir)herungsschutz besteht für die Geltendmachung von AnsprÜchen aus
schuldrechtlichen Verträgen sowie die Geltendmachung von Ansprüchen wegen
reiner Vermögensschäden, die aus der Verletzung vertraglicher Pflichten
entstehen und über das Erfüllungsinleresse hinausgehen, oder aus der
Verletzung vorvertraglicher Pfl ichten entstehen

2 2 Straf-Rechtsschutz

für die Verteidigung in Strafverfahren vor Strafgerichten, Verwaltungsbehörden
oder Verwaltungsgeriohten wegen eines Verkehrsunfalls oder der Ubertretung von
Verkehrsvorschriflen,

Versicherungsschutz besteht bei gerichtlichen Strafverfahren ab Anklage, bei
verwallungsbehördlichen Strafverfahren ab der erslen Verfolgungshandlung.

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für die Beiziehung eines
Verteidigers zut Vernehmung durch die Ermittlungsbehörden (Polizei,
Slaatsanwalt), sofern auch sonst für das vorgeworfene Delih grundsätzlich
Versicherungsschulz beslehen würde bzw, nach Beendigung des Verfahrens
Versicherungsschutz besteht. Die Leistungen des Verslcherers für diese
Beiziehungl eines Verteidigers sind mit 1,25 a/o der Versicherungssumme
begrenzt.

2 2 1. Unler 'Verkehrsvorschriften sind die im Zusammenhang mit der
bestimmungsgemä[3en Venarendung des Fahrzeuges geltenden Rechtsnormen
zu versterhen Die Verletzung derartiger Vorschrilten fällt abweichend von Art 7,
Pkt.2.5. unabhängig von der Verschuldensform unter Versicherungsschutz,
wenn sie nichl zum Zweck der Ezielung eines kommerziellen Vorteils
begangen wurde.

22.2.|n Verwellungsstrafverfahren besteht Versicherungsschutz nur dann, wenn mit
Strafverfügung eine Freiheitsstrafe (nicht Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine
Geldslrale von mehr als 0,125 % der Versicherungssumme festgesetl wird

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen verhängt, besteht
Versicherungsschutz für das gesamte Verfahren, wenn zumindest eine
Geldstrafe von mehr als 0,125 % der Versicherungssumme festgesetzt wird,

Kommt es ohne Erlassung einer Slrafverfügung zur Einleitung eines
ordentlichen Verfahrens, bestehl Versicherungsschutz für das gesamte
Verfahren.

Unabhängig von der Höhe der Geldstrafe bestehl Versicherungsschutz bei
Delikten die eine Vormerkung im örtlichen Führerscheinregister oder den
Entzug

der Lenl:erberechtigung bewirken.

2 3 Führerschein-Rechtsschutz

für die Venretung in Verfahren wegen Entziehung, Einschränkung, Erlöschen oder
vorläufiger Abnahme der Lenkerberechtigung, wenn das Verfahren im
Zusammenhang mil einem Verkehrsunfäll oder einer Übertretung von
Verkehrsvorschriften ei n geleitet wurde.

ln diesen Fällen umfasst der Versicherungsschutz auch die Vertrelung im
Verfahren zur Wiederausfolgung der Lenkerberechtigung

2,3,1. Kein Vr:rsicherungsschutz besteht, wenn das Verfahren wegen fehlender
geistiger oder körperlicher Eignung eingeleitel wurde

2,3.2. Sind sonslige Berechtigungen zum Führen von Motorfahrzeugen Gegenstand
derartigr:r Verfahren, gelten diese Bestimmungen sinngemäß
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2 4, Erudeiterte Deckung

lm Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen oder
ernem Stralverfahren nach einem Verkehrsunfall sowie im Verfahren wegen
Enlziehung der umfassl der auch die
Koslen [ür Verfassungs- und

3. Was ist nicht versichert?

lm Lenker-Rechtsschutz bestehl neben den in Art 7 genannten Fällen kein
Versicherungsschulz für die Beteiligung an motorsportlichen Wettbewerben (auch
Wertungsfahrten und Rallyes) und den dazugehörenden Trainingsfahrten.

4 Wann entfällt der Versicherungsschutz?

4.1. Als Obliegenheiten, deren Verletzung die Leistungsfreiheit des Versicherers
gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des s 6 Abs. 2 VersVG (siehe
Anlage) bewirkt, gelten im Fahrzeug-Rechlsschulz,

4 1 1. dass der Lenker die behördliche Befugnis besitzt, das Fahrzeug zu lenken;

4 1 2. dass der Lenker sich im Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht in einem durch
Alkohol, Suchtgifl oder Medikamentenmissbrauch beeinlrächtigten Zusland
befindet.

4 2 Als Obliegenheiten, deren Verlelzung die Leistungsfreiheit des Versicherers
gemäß den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 Abs. 3 VersVG (siehe
Anlage) bewirkt, gelten im Fahzeug-Rechtsschulz,

4.2.'1. dass der Lenker einer gese2lichen Verpflichtung entspricht, seine Atemluft auf
Alkohol untersuchen, sich einem Azt vorführen, sich untersuchen oder sich Blut
abnehmen zu lasseni

4.2.2. dass der Lenker nach einem Verkehrsunfall seinen gesetzlichen
Verständigungs- oder Hilfeleistungspfl ichten entspricht.

4.3. Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheiten nach den Punkten 4.1.2.
und 4.2. bestehl nur dann, wenn der angeführte Umstand im Spruch oder in der
Begründung einer im Zusammenhang mit dem Versicherungsfall ergangenen
rechtskräftigen Entscheidung eines Gerichtes oder einer Venaraltungsbehörde
festgestellt worden ist Vom Versicherer erbrachte Leistungen sind
zurückzuzahlen

5. Wann endet der Versicherungsvertrag vorzeitig?

Weist der Versicherungsnehmer nach, dass er voraussichllich dauernd daran
gehindert ist, ein Fahzeug zu lenken oder dass er seine Täligkeit als Berufsfahrer
endgültig aufgegeben hat, wird über sein Verlangen in geschriebener Form, sofern
nicht die Schriftlichkeit vereinbart isl, der Vertrag hinsichtlich dieses Risikos
aufgelöst.

Artikel 19
Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutz für den Privat-, Berufs- und

Betriebsbereich

Der Versicherungsschulz erstrech sich je nach Vereinbarung auf den Privat-, Berufs-
und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherun gsschutz haben

1.1. im Privatbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschalt mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgefährte,
sofern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige
Kinder bis zur Vollendung des 25 Lebensjahres, sofern sie kein eigenes
regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw den
ordentlichen Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten, für
Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich, also nichl den Berufs- oder
Betriebsbereich oder eine sonstige Enarerbstätigkeit betreffen; als sonstige
Erwerbstätigkeit gilt jede nicht beruflich oder belrieblich ausgeübte Tätigkeit mit
dem Ziel daraus Einkünfte zu ezielan

1.2 im Berufsbereich

der Versicherungsnehmer und seine Angehörigen gemäß Pkt.1.1. in ihrer
Eigenschaft als unselbständig En erbstätige für Versicherungsfälle, die mit der
Berufsausübung unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direkten Weg von
und zur Arbeilsstäfte eintreten;

1 3 im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im
Sinn des § 5't ASGG für Versicherungsfälle, die mit dem Betrieb oder der
Tätigkeit für den Betrieb unmiltelbar zusammenhängen oder auf dem direkten
Weg von und zur Arbeitsstätte eintreten

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst

2. 1 . Schadenersatz-Rechtsschutz

für die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen aufgrund gesetzlicher
Haftpflichtbestimmungen privatrechllichen lnhalts wegen eines erlitlenen
Personen-, Sach- oder Vermögensschadens sowie für die Geltendmachung von
dinglichen Herausgabeansprüchen an beweglichen körperlichen Sachen.

19G"lw,
2.2. Straf-Rechtsschutz

für die Verleidigung in Strafverfahren vor Strafgerichten, Verwaltungsbehörden
oder Venrualtungsgerichten wegen fahrlässiger strafbarer Handlüngen und
Unterlassungen.

Versicherungsschutz besteht bei gerichllichen Strafverfahren ab Anklage, bei
verwaltungsbehördlichen Slrafuerfahren ab der ersten Verfolgungshandlung.

Darüber hinaus besteht Versicherungsschutz für die Beiziehung eines
Verteidigers zur Vernehmung durch die Ermittlungsbehörden (polizei,
Staatsanwalt), sofern auch sonst für das vorgeworfene Delik grundsätzlich
Versicherungsschutz bestehen würde bzw. nach Beendigung des Verfahrens
Versicherungsschuk besteht Die Leistungen des Versicherers für diese
Beiziehung eines Verteidigers sind mit 1,25 o/o der Versicherungssumme
begrenzl.

2 2 1 . Bei einer Anklage wegen vorsätzlicher streJbarer Handlungen und
Unlerlassungen wird rückwirkend Versicherungsschutz gegeben, wenn eine

ein rechtskräft iger Freispruch
erfolgt, weil es an genügend
fiir verdächtig zu halten,

eben ist oder das Verfahren
aufgrund gerichtlicher Diversionsmaßnahmen eingestellt wird.

2.2.2 Für Handlungen oder Unterlassungen, die nur bei vorsätzlicher Begehung
strafbar sind, besteht aber unabhängig vom Ausgang des Strafverfahrens kein
Versicherungsschutz, wenn

- der Versicherungsnehmer schon einmal wegen einer auf der gleichen
schädlichen Neigung im Sinn des § 71 StcB beruhenden Tat verurteilt
worden isl; getilgte Vorstrafen bleiben dabei außer Betracht;

- sich die Tat gegen einen Angehörigen (§ 72 SIGB) gerichlet haben soll;

- ein nach Pkt.1.3. mitversicherter Arbeilnehmer oder gesetzlicher Vertreter die
Tal zum Nachteil des versicherlen Unternehmens begangen haben soll.

2.23 lm Betriebsbereich bestehl Versicherungsschutz in Verwaltungsstrafoerfahren
nur dann, wenn mit Strafverfügung eine Freiheilsstrafe (nicht
Ersatzfreiheitsstrafe) oder eine Geldstrafe von mehr als 0,125 % der
Versicherungssumme festgeselä wird.

Werden in einer Strafverfügung mehrere Geldstrafen verhängt, besteht
Versicherungsschutz für das gesamte Verfahren, wenn zumindesl eine
Geldslrafe von mehr als 0,125 % der Versicherungssumme festgeselzt wird.

Kommt es ohne Erlassung einer Strafuerfugung zur Einleitung eines
ordentlichen Verfahrens, besteht Versicherungsschutz nur, wenn das Verfahren
vor Erlassung eines Bescheides eingestellt oder wenn mit Bescheid eine Strafe
gemäß Abs.1 oder Abs.2 festgesetzt wird.

3 Was ist nicht versichert?

3.1. Zur Vermeidung von Überschneidungen mit anderen
und Versicherungszweigen sowie zur Abgrenzung
umfasst der Versicherungsschutz nicht

von anderen Bausteinen

3 1 1 Fälle, welche beim Versicherungsnehmer und den mitversicherten Personen in
ihrer Eigensohaft als Eigentümer, Halter, Zulassungsbesitzer, Leasingnehmer
oder Lenker von Motorfahzeugen zu Lande, zu Wasser und in der Luft sowie
Anhängern eintreten (nurversicherbar in Art 17 und 18);

3.1.2. die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen zwischen Arbeitgeber und
Arbeilnehmer (nur versicherbar in Art 20);

3,1.3. die Gellendmachung von Ansprüchen aus schuldrechtlichen Verträgen sowie
die Geltendmachung von Ansprüchen wegen reiner Vermögensschäden, die
aus der Verlelzung gesetzlicher oder verlraglicher Pflichten zwischen
Vertragspartnern entstehen, über das Erfüllungsinteresse hinausgehen, oder die
aus der Verletzung vorverlraglicher Pflichten entslehen (nur versicherbar in
Art 23);

31.4 im Schadenersatz-Rechlsschutz Fälle, welche beim Versicherungsnehmer in
seiner Eigenschaft als Eigenlümer oder Besitzer von Grundstücken, Gebäuden
oder Gebäudeteilen entstehen (nur versicherbar in Ar124) Dieser Ausschluss
gilt nicht für Gebäude und Wohnungen (einschließlich dazugehöriger
Grundstücke), die ausschließlich eigenen Wohnzwecken dienen

3 2. lm Schadenersatz- und Straf-Rechtsschutz besteht neben den in Art.7 genannten
Fällen kein Versicherungsschutz

3.2.1. im Privatbereich für Fälle, welche beim Versicherungsnehmer in seiner
Eigenschaft als Eigentümer oder Pächter von Jagdgebieten,
Fischereigewässern, Jagd- und Fischereirechten eintreteni

32.2. für die Geltendmachung von immateriellen Schadenersatzansprüchen aus der
Verletzung von Persönlichkeitsrechten, ausgenommen Personenschäden und
Schäden aus der Verlelzung der persönlichen Freiheit.

4 Wann entfällt der Versicherungsschutz?

Als Obliegenheit, deren Verletzung die Leislungsfreiheit des Versicherers gemäß
den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 6 VersVG (siehe Anlage) bewirkt,
gilt, dass der Versicherungsnehmer sich im Zeitpunkt des Versicherungsfalles nicht
in einem durch Alkohol, Suchtgift oder Medikamentenmissbrauch beeinträchtigten
Zustand befindet und dass er einer gesetzlichen Verpflichtung entspricht, seine
Atemluft auf Alkohol untersuchen, sich einem Arzl vorführen, sich untersuchen oder
sich Blul abnehmen zu lassen.
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Leistungsfreiheit wegen Verletzung der Obliegenheit besteht nur dann, wenn der

angeführte Umsland im Spruch oder in der Begründung einer im Zusammenhang

mlt dem Versicherungsfall ergangenen rechtskräftigen Entscheidung eines

Gerichtes oder einer Venaraltungsbehörde festgestelll worden ist Vom Versicherer
erbrachte Leistungen sind zurür:kzuzahlen

Artikel 20
Arbeitsgerichts'Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den Berufs-
und/oder Betriebsbereich.

1 Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1 1 im Berufsbereich

der Versicherungsnehmer, r;ein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher Lebensgefährte,
sofern in der Polizze angefiihrt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder.jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Vetsicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige
Kinder bis zur Vollendung des 25 Lebensjahres, sofern sier kein eigenes
regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den
ordentlichen Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten, in ihrer Eigenschafl
als Arbeitnehrner gem § 51 ,\bs,1 ASGG gegenüber ihrem Arbeitgeber gem. § 51

Abs 1 ASGG sowie als arbeitnehmerähnliche Person gem. § 51 Abs. 3 ASGG;

'l 2 im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb als Arbeitgeber gegenÜber
seinen Arbeitnehmern

2 Was ist versichert?

2 1 Der Versicherungsschutz umfasst

- die Wahrnehmung rechtlicher Interessen aus Arbeits- oder Lehrverhältnissen in
Verfahren vor Arbeitsgerichten.

- für Dienstnehmer die auniergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher lnleressen
bei Mobbing und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. Die
Versicherungsleistung ist pro Schadenfall mit maximal 1,25 o/o der
Versicherurgssumme begrenzl und kann höchstens einmal pro Kalenderjahr in
Anspruch genommen werden.

Bei lnsolvenz des Arbeitgebers erstreckt sich der Versicherungsschutz des
versicherten Arbeilnehmers auch auf die Anmeldung seiner Forderung und die
Geltendmachung bestrittener Forderungen vor dem lnsolvenz- oder
Arbeilsgericht sowie auf den Antrag auf lnsolvenz-Ausfallgeld und dessen
gerichtlicher Geltendmachung

- Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung rechllicher lnteressen bis
maximal 1,25 % der Versicherungssumme, sofern die Angelegenheit dadurch
endgültig beendel ist und Mediation nicht in Anspruch genommen wurde;

- Kosten außergerichtlicher Konfliktlösung durch Mediation (vgl Art.6, Pkt,6,10.)
in den Fällen, in denen das dem Konflikt zugrunde Arbeits- oder Lehrverhältnis
zum Zeilpunkt der Gellendmachung des Deckungsanspruches unstreitig
aufrecht hesteht bzw, in denen nach einseitiger ,Auflösung des
Rechtsverhältnisses eine Anfechtung mit dem Ziel der Fortführung auf
unbestimmle Zeit erfolgt;

2.2. Bei öffentlich-rechtlichen Arbeitsverhältnissen besteht Versicherungsschutz für
die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen bezüglich dienst-, besoldungs- und
pensionsrechtlicher Anspriiche in Verfahren vor Ven/altungsbehörden und
Verwaltungsgerichten und für die Wahrnehmung sonstiger rechtlicher lnteressen
im Zusammenhang mit dem Arbeitsverhältnis in Verfahren vor Zivilgerichten
sowie, abweichend von Art.i', Pkt 1 10., auch für Disziplinarverfahren

Der Versicherungsschutz umfasst auch die Kosten einer Verfassungs- und
Verwaltungsgerichtsholbesc;hwerde bis zu einer Höhe von 2 o/o der
Versicherungssumme, maximal jedoch bis zur Höhe des gesetzlich vorgesehenen
Pauschalkostenersatzes

3 Was ist nicht versichert?

3 1 Zur Vermeidung von Uberschneidungen mit anderen Rechtsschulz-Bausteinen
umfasst der Versicherungsschulz nicht die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen

31.'1. im Zusammenhang mit der Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen
gemäß Art,17, Pkt.2 1. und Art.18, Pkt 2 1 sowie für die Wahrnehmung
rechtlicherlnteressen genräßArt 17,Pn2.4 (nurversicherbarinArt,lTund 18);

3 1.2. aus Bestandverträgen über Grundstücke, Gebäude, Gebäudeteile (nur
versicherbar in Art 24)

3.2. lm Arbeitsgenichts-Rechtsschutz besteht neben den in Art 7 genannten Fällen kein
Versicherungsschutz für die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus dem
kollektiven Arbeilsrecht

4. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz

Artikel 21
SozlalVersicherungs-Rechtssch utz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den Privat-, Berufs-
und/oder Betriebsbereich,

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben

1 1 im Privat- und Berufsbereich

der Versiclerungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechtlicher [.ebensgefährte'
sofein in d'?t Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-'
Adopliv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige
Kinder bis zur Vollendung des 25 Lebens.iahres, sofern sie kein eigenes
regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw den
ordentlichett Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisteni

1.2. im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb und alle Arbeitnehmer im
Sinn des § 51 ASGG für Versicherungsfälle, die mil der Berufsausübung
unmittelbar zusammenhängen oder auf dem direlden Weg von und zur
Arbeitsstätl6 eintreten.

2. Was ist versicherl?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen des
Versicherungsnehmers

2,1. in zivilgerichtlichen Verfahren vor Sozialgerichten wegen Slreitigkeiten mit
Sozialversir:herungslrägern in sozialversicherungsrechtlichen Leistungssachen;
sozialversicherungsrechtliche Leistungssachen sind Ansprüche aus der
gesetzlichen Kranken-, Unfall- und Pensionsversicherung

2.2. in Verfahrcn vor Verwallungsbehörden oder Ven /allungsgerichten wegen
Feststellung der Sozialversicherungspflicht, der Sozialversicherungsberechligung,
des Beginrrs oder Endes der Sozialversicherung sowie wegen Streitigkeiten über
Beitragszalrlungen und Zuschläge.

Der Versir;herungsschutz umfasst auch die Kosten einer Verfassungs- und
Verwaltungsgerichtshr:fbeschwerde bis zu einer Höhe von 2 ok der
Versicherungssumme, maximal jedoch bis zur Höhe des gesetzlich vorgesehenen
Pauschalkostenersatzes

3 Wartefrisl

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, bestehl kein Versicherungsschutz.

Artikel 22
Beratungs-Rechtsschutz

Der Versicherungsschutz erstreckt sich je nach Vereinbarung auf den Privat-, Berufs-
und/oder Betriebsbereich.

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungssch utz haben

1.',l. im Prival- und Berufsbereich

der Versic,herungsnehnrer, sein rn häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechilicher Lebensgefährte,
sofern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, F'flege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinsclraft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige
Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes
regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw den
ordentlichern Präsenzdienst oder Wehrersatzdienst ableisten, für eigene
Rechtsangelegenheiten ;

1.2 im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für Rechtsangelegenheilen des versicherten Belriebes.

2 Was ist versichert?

Der Versicherungsschulz umfasst die Kosten für eine mündliche Rechlsauskunft
durch einen vom Versicherer ausgewählten Rechlsanwalt oder Nolar,

Diese Rechlsauskunft kann sich auf Fragen aus allen Gebieten des
österreichisr:hen Rechles bzw, in den Fällen des Art 4, Pkt 1 des jev'reiligen
ausländischen Rechtes, ausgenommen Steuer-, Zoll- und sonstiges Abgabenrecht,
beziehen

Bezieht sich die gewünschte Beratung auf beim selben Versicherer bestehende
Versicherungsverträge, übernimmt der Versicherer die Kosten eines vom
Versicherungsnehmer frei gewählten Rechtsanwaltes, der seinen Sitz am
allgemeinen Gerichtssland des Versicherungsnehmers hat.

Eine Beratung kann vom Versicherungsnehmer höchstens einmal pro
Kalendermc'nat in Anspruch genommen werden

3. Was gilt als Versicherungsfall?

Als Versichr-'rungsfall gilt eine bereits eingelretene oder bevorstehende Anderung in
den rechtliDhen Verhältnissen des Versicherungsnehmers, die eine Beratung
notwendig macht

4 Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, besiehl kein Versicherungsschutz.
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Artikel 23
Allgemeiner Vertrags-Rechtsschutz

Der versicherungsschutz erstreckt sich je nach vereinbarung auf den privat- und/oder
Betriebsbereich.

'1 Wer ist in welcher Eigenschafl versicherl?

Versicherungsschutz haben

1 1 im Privatbereich

der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschafl mil ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechilioher Lebensgefährte,
sofern in der Polizze angefLihrt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschafl mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige
Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres, sofern sie kein eigenes
regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den
ordentlichen Präsenzdiensl oder Wehrersaudienst ableisten, für
Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder
Betriebsbereich oder eine sonstige Erwerbstätigkeit belreffen; als sonstige
Erwerbstätigkeit gilt jede nicht beruflich oder betrieblich ausgeübte Tätigkeii mil
dem Ziel daraus Einkünfle zu ezielen;

1 2 im Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Belrieb.

2 Was ist versichert?

2 1 Der Verslcherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen aus
schuldrechllichen Verträgen des Versicherungsnehmers über bewegliche Sachen
sowie aus Reparatur- und sonstigen Werkverträgen des Versicherungsnehmers
über unbewegliche Sachen.

Als Wahrnehmung rechtlicher lnleressen aus schuldrechtlichen Verträgen gill
auch die Geltendmachung und Abwehr von Ansprüchen wegen reiner
Vermögensschäden, die aus der Verletzung geselzlicher oder vertraglicher
Pflichten zwischen Vertragspartnern entstehen, über das Erfijllungsinteresse
hinausgehen, oder die aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen.

2 2 lm Privatbereich erstreckt sich der Versicherungsschutz aus Reparatur- bzw.
sonstigen Werkverträgen über unbewegliche Sachen nur auf Gebäude oder
Wohnungen einschließlich zugehöriger Grundstücke, die vom
Versicherungsnehmer zu eigenen Wohnzwecken benutzt werden.

Bei Gebäuden, die sowohl eigenen Wohn- als auch sonstigen Zwecken dienen,
besteht Versicherungsschutz nur für Fälle, die ausschließlich die eigene
Wohnung belreffen.

Bei Gebäuden, die neben eigenen Wohnzwecken nur der nichtgewerbsmäßigen
Fremdenbeherbergung dienen, besteht Versicherungsschutz in vollem Umfang.

2,3, lm Betriebsbereich besteht Versicherungsschutz nur unter folgenden
Voraussetzungen

2.3.1.sofern und solange die lalsächlichen oder behaupleten Forderungen und
Gegenforderungen der Vertragsparteien (Gesamlansprüche) aufgrund
desselben Versicherungsfalles im Sinn des Art.2, Pkt,3, die vertraglich
vereinbarte Obergrenze unabhängig von Umfang, Form und Zeitpunh der
Geltendmachung nicht übersteigen;

aufrechnungsweise geltend gemachte Forderungen des Gegners werden für die
Berechnung der Gesamtansprüche nur berücksichtigt, sofern und sobald sie der
Höhe nach konkret beziffert sind.

Sinken die Gesamtansprüche vor der gerichtlichen Geltendmachung durch
Zahlung, Vergleich oder Anerkenntnis unter die vereinbarte Obergrenze, besteht
ab diesem Zeitpunkt Versicherungsschutz.

Steigen die Gesamtansprüche nach Bestätigung des Versicherungsschutzes
über die vereinbarte Obergrenze, entfällt ab diesem Zeilpunkl der
Versicherungsschutz.

232 1ür die Geltendmachung von Ansprüchen ersl nach schriftlicher Aufforderung
des Gegners durch den Versicherungsnehmer, den rechtmäßigen Zustand
wieder herzustellen;

2 3.3. bei der Betreibung unbeslrittener Forderungen (lnkassofälle) sind Teilzahlungen
des Gegners abweichend von Art.6, Pkt.6,7 zuerst auf Kosten anzurechnen.

3. Was ist nicht versichert?

Zur Vermeidung von Uberschneidungen mit anderen Rechtsschutz-Bausleinen und
zur Abgrenzung von anderen Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht die
Wahrnehmung rechllicher lnteressen

3 1 aus Verträgen betreffend Molorfahrzeuge zu Lande, zu Wasser und in der Luft
sowie Anhänger (nur versicherbar in Art.17, P\a,.2.4.);

3.2. aus Arbeits- oder Lehrverhältnissen (nur versicherbar in Art.20).

Zur Vermeidung von Uberschneidungen mit anderen Versicherungszweigen
umfasst der Versicherungsschutz nicht

3 3 die Abwehr von Ansprüchen aus der Verletzung gesetzlicher, vertraglicher oder
vorvertraglicher fflichten, wenn dieses Risiko im Rahmen eines
Haftpflichtversicherungsvertrages versichert ist.

19@"fw,
4. Wartefrist

Fiir versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, besleht kein Versicherungsschutz.

Rechtsschutz f ü, o.jfl lif,o".isentu m und Miere
Der versicherungsschutz erstreckt sich je nach vereinbarung auf die selbstnutzung
des versicherten Objektes und/oder die Gebrauchsübärla§sung am versicherteÄ
Objekl.

1. Wer isl in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz hat der Versicherungsnehmer

1.1. für Versicherungsfälle, die in seiner Eigenschaft als Eigentümer, Mieter, Pächter
oder dinglich Nutzungsberechtigter des in der Polizze bezeichneten
Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles (Wohnung oder sonstige
selbständige Räumlichkeit) eintrelen (Selbstnutzung);

1.2. für Versicherungsfälle, die in seiner Eigenschaft als Vermieler oder Verpächter
des in der Polizze bezeichneten Grundstückes, Gebäudes oder Gebäudeteiles
(Wohnung oder sonstige selbstständige Räumlichkeit) eintrelen
(Gebrauchsüberlassung).

Der Versicherungsschutz aus der Gebrauchsüberlassung umfasst auch Fälle, die
beim Versicherungsnehmer in seiner Eigenschaft als Eigentümer oder dinglich
Nutzungsberechtigter des versicherten Objektes eintreten.

2 Was ist versiohert?

Der Versicherungsschutz umfasst die Wahrnehmung rechtlicher lnleressen in
Verfahren vor österreichischen Zivilgerichten bzw im Fall des Art.4, Pkt1. vor
ausländischen Zivilgerichten

2.1 aus Miet- und Pachtverträgen;

Die Wahrnehmung der rechtlichen lnteressen umfasst auch

2.1 .1. die Geltendmachung oder Abwehr von Schadenersatzansprüchen wegen reiner
Vermögensschäden, die aus der Verletzung geselzlicher oder vertraglicher
Pflichten zwischen Vertragspartnern entstehen, über das Erfüllungsinteresse
hinausgehen, oder aus der Verletzung vorvertraglicher Pflichten entstehen;

2.'1.2. die Einbringung von Besilzstörungs- und Entziehungsklagen gegen Dritte;

2 1.3. die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen gegen Dritte wegen
Beschädigung des versicherten Objektes.

lm außerslreitigen Verfahren nach dem Mietrechtsgesetz besteht
Versicherungsschutz auch für Verfahren vor den Schlichtungsslellen der
Gemeinden,

22. aus dinglichen Rechlen, ausgenommen Wohnungseigentum. Der
Versicherungsschutz umfasst auch die Geltendmachung und Abwehr
nachbarrechtlicher Ansprüche;

abweichend von Artikel 7.1.2 besteht Versicherungsschutz auch für die
Geltendmachung und Abwehr nachbarrechtlicher Ansprüche aufgrund
allmählicher Einwirkungen, wenn die Einwirkungen von unmittelbar benachbarten
Grundstücken ausgehen oder durch die Einwirkungen unmittelbar benachbarte
Grundstücke betroffen sind

2.3 als Wohnungseigentümer

231 für Versioherungsfälle, die in seiner Eigenschafl als ausschließlich
Nutzungsberechtigler des versicherten Wohnungseigentumsobjekts eintreten;

232.für Versioherungsfälle, in denen die Eigentümergemeinschaft gegen Dritte
vorgehl oder von Dritten in Anspruch genommen wird, anteilig entsprechend
dem Miteigenlumsanteil des Versicherungsnehmers an der
Gesamtliegenschaft, zu der das versicherte Wohnungseigentumsobjekt gehört

2.3.3. ln allen anderen Fällen übernimmt der Versicherer für die Wahrnehmung
rechtlicher lnleressen des Wohnungseigentümers max. 1,25 o/o der
Versicherungssumme.

2.4 nur 1ü( die Geltendmachung von Schadenersatzansprüchen, die aus der
Beschädigung des versicherten Objektes entstehen.

Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher lnteressen übernimmt
der Versicherer bis max. 1,25 a/o der Versicherungssumme, sofern die
Angelegenheit dadurch endgültig beendet ist.

3 Was ist nichl versichert?

3.1 Zur Abgrenzung und Vermeidung von Uberschneidungen mit anderen
Rechtsschutz-Bausteinen umfasst der Versicherungsschutz nicht die
Wahrnehmung rechllicher lnteressen im Zusammenhang

3.1.1. mit der Geltendmachung von Schadenersalzansprüchen als Eigentümer oder
Besi2er von Gebäuden oder Wohnungen (einschließlich dazugehöriger
Grundstücke), die ausschließlich eigenen Wohnzwecken dienen (nur
versicherbar in Art 19);

3.1.2. mit familien- oder erbrechtlichen Auseinandersetzungen (nur versicherbar in
Art.25).

3.2. lm Rechtsschutz für Grundsti.ickseigentum und Miele besteht neben den in Art 7
genannten Fällen kein Versicherungsschutz für

ö
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3.2 1 die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen im Zusammenhang mit dem Erwerb
oder der Veräußerung des Eigentumsrechtes oder sonsliger dinglicher Rechte
am versichenen Ob.jekt duroh den Versicherungsnehmer;

322 die Wahrnehmung rechtlioher lnteressen im Zusammenhang mil Akten der
Hoheitsvenrvaltung, wie insbesondere in Enteignungs-, Flurverfassungs-,
Raumordnungs-, Grundverkehrs- und Grundbuchsangelegenheiten;

3.2.3. die Wahrnehmung rechtlicher lnleressen zwischen Miteigentümern oder
zwischen sionstigen dinglich Nulzungsberechligten des in der Polizze
bezeichneten Objektes

4 Was gilt als Versicherungsfall?'

Bei der gerichllichen Geltendmachung von nachbarrechtlichen Ansprüchen auf
Grund allmählicher Einwirkungen, die von unmittelbar benachbarten Grundstücken
ausgehen, gilt der Versicherungsfall in dem Zeitpunkt als eingetreten, in dem die
allmählichen Einwirkungen begonnen haben oder begonnen haben sollen, das
ortsübliche Maß zu überschrerilen ln allen übrigen Fällen gelten die Regelungen
des Art 2 3

5 Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die l,or Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintrelen, besteht kein Versicherungsschulz

6 Wann verlänged sich der Versicherungsvertrag oder wann endet er vorzeitig?

6 1 Endet der Versicherungsvertrag durch Risikowegfall gem § 68
Versicherungsvertragsgeset;:, umfassl die vereinbarte Deckung nach Pkt. 2'l
auch Versicherungsfälle, d e innerhalb von sechs Monaten ab Risikowegfall
eintreten.

6 2 Bezieht der Versicherungsnr:hmer innerhalb von zwölf Monaten ab Risikowegfall
an Stelle der bisherigen Mietwohnung eine andere Mietwohnung und wünscht er
für diese Ersalzwohnung rlie Fortselzung des Verlrages, so besteht für die
Ersatzwohnung ohne neuerliche Wartefrist Versicherungsschutz gem Pkt 2.1. ab
Beginn des Mietvertrages fün die Ersatzwohnung, frühestens aber ab Beendigung
des Mietvertrages für die ursprünglich versicherte Wohnung.

Für Streitigkeiten aus dem Abschluss des neuen Mietvertrages besteht
Versicherungsschutz, wenn der Abschluss frühestens sechs Monate vor
Beendigung des alten Mietverrtrages erfolgte.

6 3 Erwirbt der Versicherungsnehmer als Eigentümer einer selbsl genutzten
Wohnung oder eines selbst genutäen Eigenheimes innerhalb von zwölf Monaten
ab Wegfall dr;s ursprünglich versicherten Risikos ein Ersatzobjekt und wünscht er
für dieses Ersatzobjekt die Fortsetzung des Vertrages, so besteht für das
Ersatzobjekt ohne neuerliche Wartefrist Versicherungsschutz gem. Pkt 2.2 (neu
bezogenes Eigenheim) odetr 23 (neu bezogene Eigentumswohnung) ab dem
Zeitpunkt, in dem der Versicherungsnehmer zur Nulzung des Ersatzobjektes
berechtigl ist, frühestens aber ab Risikowegfall für das ursprünglich versicherte
Objekt.

Artikel 25
Rechtsschutz aus Erb- und Familienrecht

1. Wer ist versicherl?

Versicherungsschutz haben der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher
Gemeinschafl mit ihm lebender Ehegatte oder Lebensgefährte (auch
gleichgeschlechtlicher Lebenr;gefährte, sofern in der Polizze angeführt) und deren
minderjährige Kinder (auch E:nkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder
jedoch nur, wenn sie in häuslicher Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer
leben), sowie deren volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25. Lebensjahres,
sofern sie kein eigenes regelmäßiges Einkommen haben und in der
Berufsausbildung stehen bzw den ordenllichen Präsenzdienst oder
Wehrersalzdiensl ableislen.

2 1. Der Versicherrungsschulz umfasst die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen vor
öslerreichischen Zivilgerichten bzw. im Fall des Art.4, Pkt.1 vor ausländischen
Zivilgerichten aus dem Bereich

- des Erbrechtesi

- der Rechte zwischen Eltern und Kindern, des Eherechtes soyvie des Obsorge-
und Sachwelterrechtes

2 1.1, ln Außerslreilsachen besteht Versicherungsschulz grundsätzlich nur für das
Rechtsmiltelverfahren gegen gerichtliche Entscheidungen.

2 1.1.1 Ausnahmen:

ln Verfahren über Untr;rhaltsansprüche zwischen volljährigen Kindern und
ihren Eltern werden Kosten im Verfahren l. lnstanz bis 1,25 % der
Versicherungssumme übernommen, sofern die Angelegenheit dadurch
endgültig erledigt ist

ln Verfahren über die Abstammung minderjähriger Kinder werden in I lnstanz
die eigenen Kosten des vermeintlichen Vaters bis 1,25 ok der
Versicherungssumme übernommen, sofern die Angelegenheit dadurch
endgültig erledigt ist

ln Verfahren zur Entscheidung über widersprechende Erbantrittserklärungen
(§§ 161 ffAußStrG) besteht Versicherungsschutz auch in erster lnstanz.

2 2, Kosten für die außergerichtliche Wahrnehmung rechtlicher lnteressen bis
maximal 1,25 % der Versicherungssumme, sofern die Angelegenheit dadurch
endgültig beendet ist und Mediation nicht in Anspruch genommen wurde.

2 3, Kosten außergerichtlicher fionfliktlösung durch Mediation (vgl Art.6, Pkt 6 10 )

2.4. lm Bereich des Erbrechles besteht (ausgenommen bei widersprechende
Erbantrittserklärungen - siehe Pkt.2.1 .1.1 .) Versicherungsschutz nur für Fälle, die
dem slreiligen Rechtsweg vorbehalten sind

3. Was ist nicht versichert!'

lm Rechtsschutz aus Erb- und Familienrechl besteht neben den in Art.7 genannten
Fällen kein Versicherungsschutz [ür die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen

3 f. in Ehescherdungssachen;

3 2 in den damit in ursächlichem Zusammenhang stehenden Streitigkeiten über

3.2.1 die Rechte zwischen den Ehegatten, wie insbesondere die Abgeitung der
Mitwirkung eines Ehegatten im Erwerb des anderen, die Aufteilung des
ehelichen Gebrauchsvermögens und der ehelichen Ersparnisse sowie den
Unterhalt

3.2.2. die Rechte zwischen Eltern und ehelichen Kindern, wie insbesondere den
hauptsächlichen Aulenthalt minderjähriger Kinder, die Obsorge, das Recht auf
persönlichen Verkehr zwischen den Eltern und den minder.jährigen Kindern und
den Unte'halt,

wenn der Versicherungsfall während der Anhängigkeil des
Ehescheidungsverfahrens oder innerhalb eines Jahres nach dessen
rechtskräftigem Abschluss eingetrelen ist.

ln fanrilienrechllichen Streitigkeiten, die bei Einleitung des
Ehescheidungsverfahrens bereits anhängig waren und mil diesem in
ursächlichem Zusammenhang stehen, enlfällt der Versicherungsschulz ab dem
Zeitpunkt der Einleitung des Ehescheidungsverfahrens,

3.3. in Streitigkeilen über die Rechte zwischen Eltern und unehelichen Kindern, wenn
der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres nach Aufhebung der häuslichen
Gemeinschaft der Eltern der unehelichen Kinder eingetreten ist

ln Streitigkeiten, die im Zeitpunkt der Aufhebung der häuslichen cemeinschafl
bereits anhängig waren und damit in ursächlichem Zusammenhang stehen,
entfällt der Versicherungsschutz ab diesem Zeitpunkt.

3,4. zur Feststellung oder Bestreitung der Vaterschaft und zur Feststellung der
Nichtabstammung vom Ehemann der Mutter und für die im Zusammenhang mit
einem solchen Verfahren stehenden Unterhaltssachen, wenn der
Versicherungsbeginn weniger als 9 Monate vor der Geburt des betroffenen Kindes
liegt

3.5. in erbrechtlichen Angelegenheiten, wenn der zugrunde liegende Erbfall vor
Versicherungsbeginn oder innerhalb eines Jahres danach eingetreten ist,

4. Was gill als Versicherungsfall?

lst der Versicherungsnehmer gezwungen, seine rechtlichen lnteressen in einem
Verfahren zur Feststellung oder Bestreitung der Vaterschaft bzw der Ehelichkeit
sowie zur Feststellung der Unehelichkeit eines Kindes wahzunehmen, obwohl kein
Verstoß im Sinn des Art.2 3 vorliegt, gilt die Geburt des Kindes als
Versicherunllsfall

5 Wartefrist

Für Versich'.'rungsfälle, die vor Ablauf von sechs Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn einlreten, besteht kein Versicherungsschutz.

Artikel 26
Daten-Rechtsschutz

1. Wer ist in wr:lcher Eigenschaft versichert?
'l ,1 im Privatbereich

der Versicrherungsnehmer, sein in häuslicher Gemeinschaft mit ihm lebender
Ehegatte oder Lebensgefährte (auch gleichgeschlechllicher Lebensgefährte,
sofern in der Polizze angeführt) und deren minderjährige Kinder (auch Enkel-,
Adoptiv-, F,flege- und Stiefkinder; Enkelkinder jedoch nur, wenn sie in häuslicher
Gemeinschaft mit dem Versicherungsnehmer leben), sowie deren volljährige
Kinder bi:; zur Vollendung des 25 Lebensjahres, sofern sie kein eigenes
regelmäßiges Einkommen haben und in der Berufsausbildung stehen bzw. den
ordentlichen Präsenzdiensl oder Wehrersatzdiensl ableisten, für
VersicherLrngsfälle, die den privaten Lebensbereich, also nicht den Berufs- oder
Betrlebsberreich oder eine sonstige Enrverbstätigkeit betreffeni

'1.2 lm Betriebsbereich

der Versicherungsnehmer für den versicherten Betrieb, soweit dieser
personenbrezogene Daten im Sinne des Dalenschutzgesetzes (DSG) verarbeitet
oder verarbeilen lässt Der Versicherungsschulz erstreckt sich auch auf die
Organe urrd den Dalenschutzbeauftragten des Versicherungsnehmers

2. Was ist versichert?

2.1. lm Privatbereich

die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen zur Durchselzung von Auskunfts-,
Berichtigungs-, Löschungs- und Widerspruchsrechten gem §§ 26 bis 28 DSG
gegen privale Datenverarbeiter im Sinne des Datenschutzgesetzes

2 2, lm Betriebsbereich

die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen des Versicherungsnehmers zur Abwehr
von Auskunffs-, Berichtigungs-, Löschungs- und Widerspruchsrechlen gem §§ 26
bis 28 DISG, die von Betroffenen im Sinne des Datenschutzgesetzes geltend
gemachl werden
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3. Was ist nicht versichert?

3 1. Kein Versicherungsschutz bestehl im Zusammenhang mit Auskunftsersuchen, die
eine versicherte Person (Pkt.1.1 und Ph.1.2.) im laufenden Jahr bereits an
denselben Datenveruender zum selben Aufgabengebiet gestellt hat

3.2 lm Betriebsbereich besteht darüber hinaus kein Versicherungssohulz für die
Wahrnehmung rechtlicher lnteressen

3.2.1. im Zusammenhang mit automationsunlerstütäer Verarbeitung von Daten, die
Dienstnehmer des versicherten Betriebes betreffen ;

3.22. zur Abwehr von Schadenersalzansprüchen wegen der Velle2ung
datenschulzrechtlicher Bestimmungen

4 Was gilt als Versicherungsfall?

Grundsätzlich gelten die Regelungen des Art2, Pkt.3 Wird die Wahrnehmung
rechtlicher lnteressen notwendig, ohne dass ein tatsächlicher oder behaupteter
Verstoß gegen Rechtspflichten oder Rechtsvorschriften vorliegl, so ist der
Versicherungsfall das Ereignis, das den Belroffenen im Sinne des
Datenschutzgesetzes nötigt, ein rechlliohes lnteresse wahzunehmen, Bei
mehreren Ereignissen gelten die Regelungen des Art.2, Pkt.3 sinngemäß.

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz.

Artlkel 27
Anti§talking-Rechtsschutz

1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschulz haben der Versicherungsnehmer, sein in häuslicher
Gemeinschaft mit ihm lebender Ehegatte oder Lebensgefährte (auch
gleichgeschlechtlicher Lebensgefährte, sofern in der Polizze angeführt) und deren
minderjährige Kinder (auch Enkel-, Adoptiv-, Pflege- und Stiefkinder; Enkelkinder
jedoch nur, wenn sie in häuslicher Gemeinschafl mit dem Versicherungsnehmer
leben), sowie deren volljährige Kinder bis zur Vollendung des 25 Lebensjahres,
sofern sie kein eigenes regelmäßiges Einkommen haben und in der
Berufsausbildung stehen bzw den ordentlichen Präsenzdienst oder
Wehrersatzdienst ableisten, für Versicherungsfälle, die den privaten Lebensbereich,
also nicht den Berufs- oder Betriebsbereich oder eine sonstige Erwerbslätigkeit
betreffen.

2. Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst den Antrag auf Erlassung einer einstweiligen
Verfügung wegen Eingriffs in die Privatsphäre durch beharrliche Verfolgung im
Sinne von § 107a SIGB (Stalking), sofern gegen eine bestimmte Person ein
Ermittlungsverfahren wegen § 107a StGB eingeleitet wurde

lst dem Versicherungsnehmer vom Gericht die Einbringung einer nachfolgenden
Rechtfertigungsklage aufgetragen worden oder leitet der Gegner ein ordentliches
Zivilverfahren gegen den Versicherungsnehmer zur Abwehr des behauptelen
Anspruchs ein, umfasst der Versicherungsschutz auch die Kosten eines solchen
Verfahrens.

3 Was ist nicht versichert?

Für die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen besteht - neben den in Art.7
genannten Fällen - kein Versicherungsschutz

3,1. für die Beantragung einer einstweiligen Verfügung des Versicherungsnehmers

3 1 1. gegen mitversicherte Personen (Art.5.1 ),

3.1.2. gegen Personen, die aus dem Versicherungsvertrag mitversichert waren, wenn
der Versicherungsfall innerhalb eines Jahres ab Entfall der Mifuersicherung
eingetreten ist.

3.2 sofern das Ermittlungsverfahren vor Abschluss des Versicherungsvertrages oder
innerhalb der Wartefrist eingeleitet wurde.

4 Was gilt als Versicherungsfall?

Es gelten die Regelungen des Art.2, Pkt.3

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monaten ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz.

Artikel 28
Steuer-Rechtsschutz

'1. Wer ist in welcher Eigenschaft versichert?

Versicherungsschutz haben .ie nach Vereinbarung

1.1 in Verbindung mit einem Fahrzeug-Rechtsschutz (Artikel 17) der
Versicherungsnehmer als Eigentümer des versicherten Fahrzeuges;

1 2 in Verbindung mit einem Liegenschafls-Rechtsschutz (Arlikel Art 24) der
Versicherungsnehmer im Selbstnutzungsbereich als EigentÜmer des versicherlen
Objekts;

1 3 in Verbindung mit einem Straf-Rechtsschutz für den Privatbereich und
Berufsbereich (Art. 19 1.1 und Art 19.1 2 ) der Versicherungsnehmer und seine
Angehörigen.

19@"1w,
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2 Was ist versichert?

Der Versicherungsschutz umfasst abweichend von Artikel 7 1 9,

2 1. die Wahrnehmung rechtlicher lnleressen aus dem Bereich des Sleuer-, Zoll- und
sonstigen Abgabenrechtes vor dem

2.l.l,Verfassungsgerichtshof (Verfassungsbeschwerde gemäß Artikel 144
Bundesverfassun gsgesetz)

2 1 2 Venryaltungsgerichtshof

- wegen Uberprüfung der Rechtmäßigkeit eines Erkenntnisses
Bundesfinanzgerichts (Revision gemäß Artikel 133 Abs. 1

Bu ndesverfassun gsgesetz) ;

- wegen Verletzung der Entscheidungspflicht über Eingaben
Versicherungsnehmers (Säumnisantrag gemäß Artikel 133 Abs. 1

Bu ndesverfassu n gsgesetz) ;

2 2. die Verteidigung in gerichtlichen Strafverfahren ab Anklage nach dem
Finanzstrafgese2 (FinStG). Eingeschlossen ist die Verteidigung in
Vemraltungsstrafverfahren ab Einleitung des Verfahrens mittels Bescheides oder
durch Slrafverfugung gemäß § 143 Absatz 1 FinStrG Versicherungsschutz besteht
dabei

2 2.1. wegen fahrlässiger stralbarer Handlungen und Unterlassungen;

22.2 bei Anklage wegen vorsätzlicher slrafbarer Handlungen und Unterlassungen
wird rücl«virkend Versioherungsschutz gegeben, wenn

- eine rechtskräftige Verurteilung wegen Fahrlässigkeit,

- ein rechtskräftiger Freispruch, ausgenommen ein Freispruch wegen
Unzuständigkeit, oder

- eine endgültige Einstellung des Strafverfahrens erfolgt, weil es an genügenden
Gründen fehlt, den Beschuldigten der Tat für verdächtig zu halten oder
mangelnde Slrafwürdigkeit der Tat gemäß § 25 FinStrG gegeben isl.

3 Was ist nicht versichert?

lm Steuer-Rechtsschutz besteht - neben den in Artikel 7,17,19 und 24 genannten
Fällen - kein Versicherungsschutz

31. im Zusammenhang mit der Haftung für Steuern, Gebühren oder sonstige
Abgaben Dritter;

3.2. im Zusammenhang mit Verfahren, die

3,2.1. vom Versicherungsnehmer durch ein vor Versicherungsbeginn oder innerhalb
der Wartefrisl liegendes Anbringen ausgelöst wurden;

3 2.2. durch einen vor Versicherungsbeginn oder innerhalb der Wartefrist liegenden
tatsächlichen oder behaupteten Verstoß des Versicherungsnehmers, der
Abgabenbehörde oder eines Dritten ausgelöst wurden.

4 Was gilt als Versicherungsfall?

Abweichend von Artikel 2 gilt für die Wahrnehmung rechtlicher lnteressen der
Versicherungsfall mit dem Zeitpunkt des Zuganges der ersten Entscheidung der
Abgabenbehörde ersler lnstanz als eingetreten.

Für die Verteidigung in Strafuerfahren gelten die Regelungen des Artikels 2.3.'

5. Wartefrist

Für Versicherungsfälle, die vor Ablauf von drei Monalen ab dem vereinbarten
Versicherungsbeginn eintreten, besteht kein Versicherungsschutz.

6. Wo gilt die Versicherung? (Örtlicher Geltungsbereich)

lm Steuer-Rechtsschutz besteht Versicherungsschulz, wenn die Wahrnehmung
rechtlicher lnteressen in Österreich edolgt und dafür die Zuständigkeit eines
staatlichen österreichischen Gerichtes oder einer staatlichen österreichischen
Verwaltungsbehörde gegeben ist.

7. Rechtsgrundlage

Soweil nichts anderes vereinbart isl, gellen die Gemeinsamen Bestimmungen
sowie die Besonderen Bestimmungen der ARB.

ö

des
z1

des
z2
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Anlage:

§ 6 VersVG:

(1) lst im Vertrag bestimmt, dass bei Verl ntritt des Versicherung: cherer von
' ' 

der Verpflich'tung zur Leistung frei sei nicht ein, wenn die Ve herer kann

den Vertrag inne-rhalb eines ttlonates, erlangt hat, ohne Einha Verletzung

als eine unverschuldete anzusehen ist. Kündigl der Versicherer innerhalb eines Monates nicht, so kann

' 
Leislungsfreiheit äußerdem nür in dem Verhältnis ein, in dem clie vereinbarte hinler der für das höhere Risiko tarifmäßig vorgesehenen Prämie zurÜckbleibt. Bei der

VerleEüng von Obliegenheiten zu sonstigen bloßen Meldungen und Anzeigen, die keinen Einfluss auf die Beurteilung des Risikos durch den Versicherer haben, tritt
Leistungsfreiheit nur ein, wenn die Obliegenheit vorsätzlich verlelzt worden ist.

(2) lst eine Obliegenheit verletzl, die vom Versicherungsnehmer zum Zweck der Verminderung der Gefahr oder der Verhütung einer Erhöhung der Gefahr dem Versicherer
gegenüber - unabhängig vorr der Anwendbarkeit des Abs. 'la - zu erfüllen isl, so kann sich der Versicherer auf die vereinbarte Leistungsfreiheit nicht berufen, wenn die

Veiletzung keinen Einfluis auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung gehabt hat

so tritt die veräinbarle Rechtsfolge nicht ein, wenn die Verlelzung weder auf Vorsalz noch auf grober Fahrlässigkeit beruht Wird die Obliegenheit nicht mit dem Vorsatz
verletzt, die Leistungspflicht des Versicherers zu beeinflussen oder die Feststellung solcher Umslände zu beeinträchtigen, die erkennbar für die Leislungspflicht des
Versicherers bedeutsam sind, so bleibt der Versicherer zur Leistung verpflichtet, soweit die Verletzung weder auf die Festslellung des Versicherungsfalls noch auf die
Feststellung oder den Umfang der dem Versicherer obliegenden Leistung Einfluss gehabt hat

(4) Eine Vereinbarung, nach welcher der Versicherer bei Verletzung einer Obliegenheit zum Rücktritt berechtigl sein soll, ist unwirksam

(5) Der Versicherer kann aus der fahrlässigen Verletzung einer vereinbarten Obliegenheit Rechte nur ableiten, wenn dem Versicherungsnehmer vorher die
Versicherungs;bedingungen oder eine andere Urkunde zugegangen sind, in der die Obliegenheit mitgeteilt wird

§ 12 VersVG:

(1) DieAnsprücheausdemVersicherungsvertragverjährenindrei Jahren.StehtderAnsprucheinemDrittenzu,sobeginntdieVerjährungzulaufen,sobalddiesemseinRecht
auf die Leistung des Versicherers bekannlgeworden istt ist dem Dritten dieses Rechl nicht bekanntgeurorden, so verjähren seine Ansprüche ersl nach zehn Jahren.

(2) lst ein Anspruch des Versicherungsnehmers beim Versicherer angemeldet wordan, so isl die Verjährung bis zum Einlangen einer in geschriebener Form übermittelten
Entscheidung des Versicherers gehemmt, die zumindest mit der Anführung einer der Ablehnung derzeit zugrunde geleglen Tatsache und gesetzlichen oder vertraglichen
Bestimmung begründet ist flach zehn Jahren tritt jedoch die Verjährung jedenfalls ern

(3) Der Versicherer ist von der Verpflichtung zur Leislung frei, wenn der Anspruch auf die Leistung nic;ht innerhalb eines Jahres gerichtlich geltend gemacht wird. Die Frist
beginnt erst, nachdem der Versicherer dem Versicherungsnehmer gegenüber den erhobenen Anspruch in einer dem Abs. 2 entsprechenden Weise sowie unter Angabe der
mit dem Ablar.rf der Frist verbundenen Rechtsfolge abgelehnt hat; sie ist für die Dauer von Vergleichsverhandlungen über den erhobenen Anspruch und für die Zeit, in der der
Versicherungsnehmer ohne sein Verschulden an der rechtzeitigen gerichtlichen Geltendmachung des Anspruchs gehindert ist, gehemmt.

§ 23 VersVG:

(1) Nach Abschluss des Vertrag;es darf der Versicherungsnehmer ohne Einwilligung des Versicherers weder eine Erhöhung der Gefahr vornehmen noch ihre Vornahme durch
einen Dritlen geslatten

(2) Erlangf der Versicherungsnehmer davon Kenntnis, dass durch eine von ihm ohne Einwilligung des Versicherers vorgenommene oder geslattele Anderung die Gefahr erhöht
ist, so hat er dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen

§ 24 VersVG:

(1) Verletä der Versicherungsnehmer die Vorschrift des § 23 Abs 1, so kann der Versicherer das Versicherungsverhältnis ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist kündigen.
Beruht die Verletzung nicht auf einem Verschulden des Versicherungsnehmers, so muss dieser die Kiindigung erst mit dem Ablauf eines Monales gegen sich gelten lassen,

(2) Das Kündigungsrecht erlischl, wenn es nicht innerhalb eines Monates von dem Zeitpunkt an ausgeübt wird, in welchem der Versicherer von der Erhöhung der Gefahr
Kenntnis erlangt, oder wenn der Zusland wiederhergestellt isl, der vor der Erhöhung beslanden hal,

§ 25 VersVG:

(1) Der Versicherer isl im Fall einer Verletzung der Vorschrift des § 23 Abs 1 von der Verpflichtung zur L.eistung frei, wenn der Versicherungsfall nach der Erhöhung der Gefahr
eintritt.

diesem Fall von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn die im § 23 Abs. 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüglich gemacht wird und der Versicherungslall später als
einen Monat nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen, es sei denn, dass ihm in diesem Zeitpunkt die Erhöhung der
Gefahr bekannt war

(3) Die Verpfichtung des Versicherers zur Leistung bleibt auch dann beslehen, wenn zur Zeit des Eintritts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers
abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die Erhöhung der Gefahr keinen Einfluss auf den Eintritt des Versicherungsfalls oder soweit sie keinen Einfluss auf
den Umfang rJer Leistung des Versicherers gehabt hat

§ 26 VersVG:

Die Vorschriften der §§ 23 bis i25 sind nicht anzuwenden, wenn der Versicherungsnehmer zu der Erhöhung der Gefahr durch das lnleresse des Versicherers oder durch ein
Ereignis, für das der Versicherer haftet, oder durch ein Gebot der Menschlichkeit veranlasst wird

§ 27 VersVG:

(1) Tritt nach dem Abschluss des Vertrages unabhängig vom Willen des Versicherungsnehmers eine Erhöhung der Gefahr ein, so ist der Versicherer berechtigl, das
Versicherungsverhältnis unler Einhaltung einer Kündigungsfrist von einem Monat zu kündigen Das Kündigungsrecht erlischt, wenn es nicht innerhalb eines Monats von dem
Zeitpunkt an ausgeübt wird, in dem der Versicherer von der Erhöhung der Gefahr Kenntnis erlangt rat, oder wenn der Zustand wiederhergestellt ist, der vor der Erhöhung
bestanden hat.

(2) Der Versicherrungsnehmer lrat, sobald er von der Erhöhung der Gefahr Kennlnis erlangt, dem Versicherer unverzüglich Anzeige zu machen

(3) lst die Erhöhung der Gefahr durch allgemein bekannte Umstände verursacht, die nicht nur auf die Risken bestimmler Versicherungsnehmer einwirken, etwa durch eine
Anderung von Rechlsvorschriften, so erlischt das Kündigungsrecht des Versicherers nach Abs. 1 ersl nach einem Jahr und ist Abs 2 nichl anzuwenden
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§ 28 VersVG:

(1) Wird die im § 27 Abs. 2 vorgesehene Anzeige nicht unverzüglich gemacht, so isl der Versicherer von der Verpflichtung zur Leistung frei, wenn der Versicherungsfall später
als einen Monal nach dem Zeitpunkt eintritt, in welchem die Anzeige dem Versicherer hätte zugehen müssen.

(2) Die Verpflichtung des Versicherers bleibt bestehen, wenn ihm die Erhöhung der Gefahr in dem Zeitpunkt bekannt war, in welchem ihm die Anzeige hätle zugehen müssen
Das gleiche gilt, wenn zur Zeit des Eintrilts des Versicherungsfalls die Frist für die Kündigung des Versicherers abgelaufen und eine Kündigung nicht erfolgt ist oder wenn die
Erhöhung der Gefahr keinen Einfluss auf den Einlritt des Versicherungsfalls oder soweil sie keinen Einfluss auf den Umfang der Leistung des Versicherers gehabt hat.

§ 29 VersVG:

Eine unerhebliche Erhöhung der Gefahr kommt nicht in Betracht. Eine Erhöhung der Gefahr kommt auch dann nicht in Betracht, wenn nach den Umständen als vereinbart
anzusehen ist, dass das Versicherungsverhältnis durch die Erhöhung der Gefahr nicht berührt werden soll

§ 30 VersVG:

Die Vorschriften der §§ 23 bis 29 sind auch auf eine in der Zeit zwischen Stellung und Annahme des Versicherungsantrages eingetretene Erhöhung der Gefahr anzuwenden, die
dem Versicherer bei der Annahme des Antrages nicht bekannt war

§ 33 VersVG:

(1) DerVersicherungsnehmerhatdenEintrittdesVersicherungsfalles,nachdemervonihmKenntniserlangthat,unverzüglichdemVersichereranzuzeigen.

kann sich der Versicherer nicht berufen, sofern er in anderer Weise von dem Elntritt des Versicherungsfalles rechtzeitig Kenntnis erlangt hat

§ 38 VersVG:

(1) lst die erste oder einmalige Prämie innerhalb von 14 Tagen nach dem Abschluß des Versicherungsverlrags und nach der Aufforderung zur Prämienzahlung nicht gezahlt, so
ist der Versicherer, solange die Zahlung nicht bewirkt ist, berechtigt, vom Vertrag zurückzutreten. Es gilt als Rücktritt, wenn der Anspruch auf die Prämie nicht innerhalb
dreier Monate vom Fälligkeitstag an gerichtlich geltend gemacht wird

(2) lst die erste oder einmalige Prämie zur Zeit des Eintritls des Versicherungsfalls und nach Ablauf der Frist des Abs. 1 noch nicht gezahlt, so isl der Versicherer von der
Verpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der rechtzeitigen Zahlung der Prämie ohne sein Verschulden verhindert war

(3) Die Aufiorderung zur Prämienzahlung hat die im Abs. 1 und 2 vorgesehenen Rechtsfolgen nur, wenn der Versicherer den Versicherungsnehmer dabei auf diese hingewiesen
hat.

(4) DieNichtzahlungvonZinsenoderKostenlöstdieRechtsfolgenderAbs, lund2nichtaus.

§ 39 VersVG:

(1) Wird eine Folgeprämie nicht rechtzeitig gezahlt, so kann der Versicherer dem Versicherungsnehmer auf dessen Kosten schriftlich eine Zahlungsfrist von mindestens zwei

Wochen bestihmen; zur Unterzeichnung genügt eine Nachbildung der eigenhändigen Unlerschrift. Dabei sind die Rechtsfolgen anzugeben, die nach Abs 2 und 3 mit dem

Ablauf der Frist verbunden sind. Eine Frislbestimmung, ohne Beachtung dieser Vorschriften, ist unwirksam.

(2) Tritt der Versicherungsfall nach dem Ablauf der Frist ein und ist der Versicherungsnehmer zur Zeit des Eintrittes mit der Zahlung der Folgeprämie im Vezug, so ist der

Versicherer von der Virpflichtung zur Leistung frei, es sei denn, daß der Versicherungsnehmer an der rechtzeiligen Zahlung ohne sein Verschulden verhindert war.

(3) Der Versicherer kann nach dem Ablauf der Frist das Kündigungsfrist künd der

Zahlung im Vezug ist. Die Kündigung kann bereits bunden werden, daß der

Versiclierungsnehrier in diesem Zeitpuntt mit der Zahl ehmer bei der Kündig Die

Wirkungen der Kündigung fallen fort, wonn der Versicherungsnehmer innerhalb e der Kündigung oder, ung

verbundTen worden ist,-innärhalb eines Monates nach dem Abläuf der Zahlungsfrist die Zahlung nachholt, sofern nicht der Versicherungsfall bereits eingelrelen ist.

(4) Die Nichlzahlung von Zinsen oder Koslen löst die Rechtsfolgen der Abs. 1 bis 3 nicht aus.

§ 39a VersVG:

lst der Versicherungsnehmer bloß mit nicht mehr als 10 vH der Jahresprämie, höchstens aber mit 60 Euro im Vezug, so tritt eine im § 38 oder § 39 vorgesehene

Leistungsfreiheit des Versicherers nicht ein.

§ 64 VersVG:

(1) Eine einzelne Voraussetzungen des Anspruchs aus der Versicherung oder die Höhe. des Schadens in einem Schiedsgulachterverfahren durch

Saoh ll werden sollen, ist nrr-*irksa., wenn vorgesehen ist, dass der Sächverständige oder die Sachverständigen von einem unbeteiligten Dritten oder

jewei om Versicherer und vom Versicherungsn.tim.r namhaft gemacht werden, wobei vorgesehen werden kann, dass diese Sachversländigen oder ein

unbeteiligter Dritter einen Vorsitzenden zu beslimmen haben.

(2) Die von dem oder den Sachverständigen getroffene Feststellung ist nicht verbindlich, wenn sie offenbar von der wirklichen Sachlage erheblich abweicht. Die Feststellung

erfolgt in diesem Fall durch Urteil. DaJgleiähe gilt, wenn die Sachversländigen die Feststellung nicht treffen können oder wollen oder sie verzögern.

(3) Sind nach dem Vertrag die Saohverständigen vom Gericht zu bestellen, so ist für die Bestellung das Bezirksgericht zuständig, in dessen Sprengel der Schaden enlstanden

ist. Durch eine ausdrückliche Vereinbarun! der Beteiligten kann die Zuständigkeit eines anderen Bezirksgerichtes begründet werden. Der Beschluss' durch den dem Antrag

auf Beslellung der Sachverständigen stattgegeben wird, ist nicht anfechtbar.

(4) EineVereinbarung,dievonderVorschriftdesAbs lSatzlabweicht,istnichtig.

§ 68 VersVG:

(j) Bestehl das versicherte lnleresse beim Beginn der Versicherung nichl oder gelangt, falls die Versicherung für ein künftiges Unlernehmen oder sonsl für ein künftiges

lnleresse genommen ist, das lnteresse nichizur Entstehung, so iit der Versichärungsnehmer von der Verpflichtung zur Zahlung der Prämle frei; der Versicherer kann eine

angemessene Geschäftsgebühr verlangen

(2) FälltdasversicherlelnteressenachdemBeginnderVersicherungweg,sogebührtdemVersichererdiePrämie,dieerhätteerhebenkönnen,wenndieVersicherungnurbis
zu dem Zeitpunkt beantragt worden wäre, in welchem der Versicherer vom Wegfall des lnteresses Kenntnis erlangt.

(3) Fällt das versicherte lnteresse nach dem Beginn der Versicherung durch ein Kriegsereignis oder durch eine behördliche Maßnahme aus Anlass eines Krieges weg oder ist

der Wegfall des lnteresses die unvermeidlichä Folge eines Kriegei, so gebührt dem Versicherer nur der Teil der Prämie, welcher der Dauer der Gefahrtragung enlspricht.
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(4) lndenFällenderAbs 2und3sinddiedemVersicherungsnehmerzurückzuerstattendenPrämienteileerrstnachKriegsendezuzahlen.

(5) (Anm : aufgehoben durch BGl3l. Nr.509/1994)

§ 48a Börsegesetz:

(1) 3 ,,Finanzinslrumente" sind

a) Wertpapiere im Sinne vorr § 1 Z 4 WAG 2007,

b) Anteile an Organismen für gemeinsame Anlagen in Wertpapieren'

c) Geldmarktinstrumente,

d) Finanzternrinkontralde (Futures) einschließlich gleichwertiger bar abgerechneter lnstrumente,

e) Zinsausgleichsvereinbarungen (Forward Rate Agreement),

f) Zins- und Devisenswaps sowie Swaps auf Aktien oder Aklienindexbasis (Equity-Swaps) 
'

g) Kauf- und Verkaufsoptionen auf alle unter lit a bis f fallenden lnstrumente einschließlich gleichwertiger bar abgerechneter lnstrumenle; dazu gehören insbesondere

Devisen- und Zinsoptionen,

h) Warenderivate,

i) Zwei-Tage-Spots im Sinne von Art. 3 Z 3 der Verordnung (EU) Nr. 1031/2010 (Zwei-Tage-Spots auf Emissionszertifikate),

j) alle sonstigen lnstrumente, die zum Handel auf einem geregelten Markt in einem Mitgliedstaat zugelassen sind oder für die ein Antrag auf Zulassung zum Handel auf
einem solchen Markt gestellt wurde; insbesondere auch Fünf-Tage-Fulures im Sinne von Art. 3 Z 4 der Verordnung (EU) Nr. 1O31I2O1O (Fünf-Tage-Fulures auf
Emissionszertifikate)

§ 3 KSchG:

Rücktrittsrecht

(1) HatderVerbraucherseineVertragserklärungwederindenvomUnlernehmerfürseinegeschäfflichenZweckedauerndbenüläenRäumennochbei einemvondiesemdafür
auf einer Messe oder einenn Markt benützten Sland abgegeben, so kann er von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten Dieser Rückritt kann bis zum
Zustandekommen des Verlrags oder danach binnen 14 Tagen erklärt werden. Der Lauf dieser Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, die zumindest den Namen und

die Anschrift des Unternehmers, die zur ldentifizierung des Vertrags notwendigen Angaben sowie eine Belehrung über das Rücktritlsrecht, die RÜcktrittsfrist und die
Vorgangsweise für die Ausiibung des Rüchrittsrechts enthält, an den Verbraucher, frühestens jedDch mit dem Zustandekommen des Vertrags, bei Kaufverträgen über
Waren mit dem Tag, an dem der Verbraucher den Besitz an der Ware erlangt. lst die Ausfolgung einer solchen Urkunde unterblieben, so steht dem Verbraucher das
Rücktrittsrecht für eine Frisl von zwölf Monalen und 14 Tagen ab Vertragsabschluss beziehungsweise Warenlieferung zu; wenn der Unlernehmer die Urkundenausfolgung
innerhalb von zwölf Monaten ab dem Fristbeginn nachholt, so endet die verlängerte Rücktrittsfrist 14 fage nach dem Zeitpunk, zu dem der Verbraucher die Urkunde erhält
Bei Versicherungsverträgen endet die Rücktrittsfrist spätestens einen Monat nach Zustandekommen des Vertrags.

(2) Das Rücktrittsrecht besteht auch dann, wenn der Unternehmer oder ein mil ihm zusammenwirkender Dritter den Verbraucher im Rahmen einer Werbefahrt, einer
Ausflugsfahrt oder einer ähnlichen Veranstaltung oder durch persönliches, individuelles Ansprechen auf der Stral3e in die vom Unlernehmer für seine geschäftlichen Zwecke
benützen Räume gebracht hat.

(3) Das Rüchrittsirecht steht dern Verbraucher nicht zu,

1 wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mil dem Unternehmer oder dessen Beauftragten zwer:ks Schließung dieses Vertrages angebahnt hat,

2 wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen zwischen den Beteiligten oder ihren Beauflragten vorangegangen sind oder

3 bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Unternehmern außerhalb ihrer Geschäftsräume geschlossen
werden und das vereinbarte Entgelt 25 Euro, oderwenn das Unternehmen nach seiner Natur nicht in sländigen Geschäftsräumen betrieben wird und das Entgell 50 Euro
nicht übersteigt

4. bei Verträgen, die dem Fern- und Auswärtsgeschäfte-Gesetz unterliegen, oder

5 bei Vertragserklärungen, die der Verbraucher in körperlicher Abwesenheit des Unternehmers abgegeben hal, es sei denn, dass er dazu vom Unternehmer gedrängt
worden ist.

(4) Die Erklärung des Rücktritts ist an keine bestimmte Form gebunden. Die Rücktrittsfrist ist gewahrt, wenn die Rücktrittserklärung innerhalb der Frist abgesendet wird,

(5) Der Verbraucher kann ferner von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurückreten, wenn dr)r Unternehmer gegen die gewerberechllichen Regelungen über das
Sammeln und die Entgegennahme von Beslellungen auf Dienstleislungen (§ 54 GewO 1994), über das Aufsuchen von Privatpersonen und Werbeveranstaltungen (§ 57
GewO1994)oderüberdieE:ntgegennahmevonBestellungenaufWarenvonPrivalpersonen(§59GewO1994)verstoßenhat DieBestimmungendesAbs. 1,Abs.3Z4und
5 und Abs. 4 sind auch auf dieses Rücktrittsrecht anzuwenden. Dieses stehl dem Verbraucher auch in den Fällen des Abs. 3 Z 1 bis 3 zu

§ 3a KSchG:

(1) Der Verbraucher kann von seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag weiters zurücktreten, wenn ohne seine Veranlassung für seine Einwilligung maßgebliche Umstände, die
der Unternehmer im Zuge d,er Vertragsverhandlungen als wahrscheinlich dargestellt hat, nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten

(2) Maßgebliche Umstände im Sinn des Abs 1 sind

1 die Erwartung der Mitwirkung oder Zustimmung eines Dritten, die erforderlich ist, damit die Leistung des Unternehmers erbrachl oder vom Verbraucher verwendet werden
kann,

2 die Aussicht auf steuerrechtliche Vorteile,

3 die Aussictrt auf eine öffentliche Förderung und

4 die Aussicht auf einen Kredit.

(3) Der Rücktritt kann binnen einer Woche erklärt werden. Die Frist beginnt zu laufen, sobald für den Vr;rbraucher erkennbar ist, dass die in Abs 1 genannten Umstände nicht

einen Monat nach der vollständigen Erfüllung des Verlrags durch beide Vertragspartner, bei Bank- und Versicherungsverträgen mit einer ein Jahr übersteigenden
Vertragsdauer spätestens einen Monat nach dem Zustandekommen des Vertrags.

(4) Das Rücktritlsrechl steht dem Verbraucher nichl zu, wenn

1 er bereits bei den Vertragsverhandlungen wussle oderwissen musste, dass die maßgeblichen Umr;tände nicht oder nur in erheblich geringerem Ausmaß eintreten werden,

2. derAusschlussdesRücktrittsrechtsimeinzelnenausgehandeltwordenistoder

3 der Unternehmer sich zu einer angemessenen Anpassung des Vertrags bereit erklärt

(5) Für die Rücktrittserklärung gilt § 3 Abs 4 sinngemäß
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f . ihre räumliche Nähe aufsucht,

2. im Wege einer Telekommunikation oder unter Vewvendung eines sonstigen

3 unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Waren oder Dienstleistungen [ür sie bestelll oder

4 unter Verwendung ihrer personenbezogenen Daten Dritte veranlassl, mit ihr Kontakl aufzunehmen

(3) (Anm : aufgehoben durch BGBI I Nr 93/2007)

oder über Dritte Kontakt zu ihr herslellt,

GNAZEß WEC'TSHSEMGE
Versicherung Aktlengesellschaft
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§ 51 ASGG:

Arbeitgeber. und Arbeitnehmerbegriff

Lehr- oder sonstigen Ausbildungsverhältnis slehen oder gestanden sind.

(2) Den Arbeitgebern stehen Personen gleich, für die von einem Arbeitnehmer auf Grund eines Arbeilsverhältnisses mit einem anderen wie von einem eigenen Arbeirnehmer
Arbeit geleistet wird.

(3) Den Arbeitnehmern stehen gleich

1. Personen, die den Entgeltschutz für Heimarbeit genießen, sowie

2. sonstige nioht mit gewerblicher-Heimarbeil beschäfligte Personen, die, ohne in einem Arbeitsverhältnis zu stehen, im Auftrag und für Rechnung bestimmter personen Ar
beit leisten und wegen wirtschaftlicher Unselbständigkeit als arbeitnehmerähnlich anzusehen sind.

§ 191 SIPO:

Einstellung wegen Geringfügigkeit
(1) Yon der Verfolgung einer Straftat, die nur mit Geldstrafe, mit einer Freiheitsslrafe bedroht ist, deren Höchstmaß drei Jahre nicht übersteigt, oder mit einer solchen

Freiheitsstrafe und Geldstrafe hal die Staatsanwaltschafl abzusehen und das Ermittlungsverfahren einzustellen, wenn

1 in Abwägung der Schuld, der Folgen der Tat und des_Ve-rhaltens des Beschuldigten nach der Tat, insbesondere im Hinblick auf eine allfällige Schadensgutmachung,
sowie weilerer Umstände, die auf die Strafbemessung Einfluss hätten, der Stö rert der Tat als gering anzusehen wäre und

2 eine Bestrafung oder ein Vorgehen nach dem 1 1. Hauptstück nicht geboten erscheint, um den Beschuldigten von der Begehung strafbarer Handlungen abzuhallen oder
der Begehung strafbarer Handlungen durch andere entgegen zu wirken.

(2) Nach Einbringen der Anklage, im Verfahren vor dem Landesgericht als Geschworenen- oder Schöffengericht nach Rechtswirksamkeit der Anklageschrift wegen Begehung
einer strafbaren Handlung, die von Amts wegen zu verfolgen ist, hat das Gercht unler denselben Voraussetzungen (Abs. 1) das Verfah-ren bis zum Schluss der
Hauptverhandlung mit Beschluss einzuslellen. § 209 Abs. 2 erster Satz gilt sinngemäß.

§ 198 SIPO

RücKritt von der Verfolgung (Diversion)
('1) Die Staatsanwallschaft hat nach diesem Hauptstück vozugehen und von Verfolgung einer Straftat zurilclzutreten, wenn auf Grund hinreichend geklärten Sachverhalts

feststeht, dass eine Einstellung des Verfahrens nach den §§ 190 bis 192 nicht in Betracht kommt, eine Bestrafung jedoch im Hinblick auf

1 . die Zahlung eines Geldbetrages (§ 200) oder

2. die Erbringung gemeinnütziger Leistungen (§ 201) oder

3. die Bestimmung einer Probezeit, in Verbindung mit Bewährungshilfe und der Erfüllung von Pflichten (§ 203), oder

4. einen Tatausgleich (§ 204)

nicht geboten erscheint, um den Beschuldigten von der Begehung stralbarer Handlungen abzuhalten oder der Begehung stralbarer Handlungen durch andere
entgegenzuwirken.

(2) Ein Vorgehen nach diesem Hauptstück ist jedoch nur zulässig, wenn

1 , die Straflat nichl in die Zuständigkeit des Landesgerichts als Schöffen- oder Geschworenengerichl fällt,

2. die Schuld des Beschuldigten nichl als schwer (§ 32 SIGB) anzusehen wäre und

3. die Tat nicht den Tod eines Menschen zur Folge gehabt hat.

(3) Abweichend von Abs. 2 Z 1 kann nach diesem Hauptstück auch im Fall des Missbrauchs der Amtsgewalt nach § 302 Abs. 1 SIGB vorgegangen werden, soweit der
Beschuldigte durch die Tal keine oder eine bloß geringfügige oder sonst unbedeutende Schädigung an Rechten herbeigeführt hat und die Tat nicht auch nach § 304 StcB
mit Strafe bedroht ist

§ 71 SIGB:

Schädliche Neigung

Auf der gleichen schädlichen Neigung beruhen mit Strafe bedrohle Handlungen, wenn sie gegen dasselbe Rechtsgut gerichtel oder auf gleichartige verwerfliche Beweggründe
oder auf den gleichen Charaktermangel zurückzuführen sind.

§ 72 SIGB:

Angehörige

(1) Unter Angehörigen einer Person sind ihre Venrandten und Verschwägerlen in gerader Linie, ihr Ehegatte oder eingelragener Parlner und die Geschwister des Ehegatten
oder eingetragenen Partners, ihre Geschwister und deren Ehegatten oder eingetragene Partner, Kinder und Enkel, die Geschwister ihrer Eltern und Großeltern, ihre Vettern
und Basen, der Vater oder die Mutter ihres Kindes, ihre Wahl- und Pflegeeltern, ihre Wahl- und Pflegekinder, sowie Personen, über die ihnen die Obsorge zustehl oder unter
deren Obsorge sie stehen, zu verstehen.

(2) Personen, die miteinander in Lebensgemeinschaft leben, werden wie Angehörige behandelt, Kinder und Enkel einer von ihnen werden wie Angehörige auch der anderen
behandelt.

§ 107a SIGB:

Beharrliche Verfolgung

(1) WereinePersonwiderrechtlichbeharrlichverfolgt(Abs.2),istmitFreiheitsslrafebiszueinemJahrzubestrafen

(2) BeharrlichverfolgteinePerson,werineinerWeise,diegeeignetist,sieinihrerLebensführungunzumutbarzubeeinträchtigen,einelängereZeithindurchfortgeset,
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§ 161 AußStrG:

Entscheidung tjber das Erbrecht

(1) Das Gericht hat im Rahmen des Vorbringens der Parteien und ihrer Beweisanbote das Erbrecht der Berechtigten festzuslellen und die Übrigen Etbantrittserklärungen

abzuweisen. Darüber kann mit gesondertei Beschluss (§ 36 Abs. 2) oder mit dem Einantwortungsbest;hluss entschieden werden

(2) AuchwährenddesVerfahrensüberdasErbrechtsindall jeneAbhandlungsmaßnahmenweiterzuführen,dievonderFeslstellungdesErbrechtsunabhängigsind

§ 26 DSG:

Oie Rechte des Betroffenen

Auskunftsrecht

(1) Ein Auftraggeber hat jeder Person oder Personengemeinschaft, die dies schriftlich verlangt und ihre ldentität in geeigneter Form nachweist, Auskunft über die zu dieser
person odäi personengemeinschaft verarbeileten baten zu geben. Mit Zustimmung des Auftraggebers kann das Auskunftsbegehren auch mündlich gestellt werden. Die

sowie die Rechtsgrundlagen hiefür in allgemein verständlicher Form anzuführen. Auf Verlangen eines Betroffenen sind auch Namen und Adressen von Dienstleistern

bekannl zu geben,-falls siä rrrit derVerarbeitung seiner Daten beauftragt sind, Wenn zur Person des Auskunftswerbers keine Daten vorhanden sind, genügt die Bekanntgabe

dieses Umslandes (Negativauskunft) Mit Zustimmung des Auskunftswerbers kann anstelle der schrifllichen Auskunft auch eine mündliche Auskunft mit der Möglichkeit der

Einsichtnahme und der Abschrift oder Ablichtung gegeben werden

(2) Die Auskunft ist nicht zu erteilen, soweit dies zum Schutz des Auskunflswerbers aus besonderen Gründen notwendig ist oder soweit überwiegende berechtigte lnteressen

können sich hiebei aus der Notwendigkeit

1 . des Schulzes der verfassungsmäßigen Einrichtungen der Republik Osterreich oder

2 der Sicherung der Einsat;zbereitschaft des Bundesheeres oder

3 der Sicherung der lnteressen der umfassenden Landesverteidigung oder

4, des Schutzes wichtiger außenpolitischer, wirtschafllicher oder llnanzieller lnteressen der Republik Osterreich oder der Europäischen Union oder

5, der Vorbeugung, Verhinderung oder Verfolgung von Straftaten

ergeben. Die Zulässigkeit dr:r Auskunftsverweigerung aus den Gründen der Z 1 bis 5 unterliegt der Kontrolle durch die Datenschutzbehörde nach § 30 Abs 3 und dem
besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde gemäß § 31 Abs. 4

(3) Der Auskunftswerber hat am Auskunftsverfahren über Befragung in dem ihm zumutbaren Ausmaß rnitzuwirken, um ungerechtfertigten und unverhältnismäßigen Aufr,vand

beim Auftraggeber zu vermeiden

(4) lnnerhalb von achl Wochen nach Einlangen des Begehrens ist die Auskunf zu erteilen oder schriflich zu begründen, warum sie nicht oder nicht vollständig erteilt wird, Von
der Erteilung rler Auskunft kernn auch deshalb abgesehen werden, weil der Auskunftswerber am Verfahren nicht gemäß Abs 3 mitgewirh oder weil er den Koslenersalz nicht
geleistel hat

(5) lnjenenBereichenderVoll,:iehung,diemitderWahrnehmungderinAbs.2Zl6is5bezeichnelenAufgabenbetrautsind,ist,soweitdieszumSchutzjeneröffentlichen
lnteressen notwendig ist, die eine Auskunftsvenrueigerung erfordert, folgendermaßen vorzugehen:

durch die Datenschutzbehörde nach § 30 Abs 3 und dem besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde nach § 31 Abs 4

(6) Die Auskunft ist unentgeltlich zu erteilen, wenn sie den aktuellen Datenbestand einer Dalenanwendung betriffi und wenn der Auskunftswerber im laufenden Jahr noch kein
Auskunftsersuchen an den Auftraggeber zum selben Aufgabengebiet gestellt hat. ln allen anderen Fällen kann ein pauschalierter Kostenersatz von 18,89 Euro verlangt
werden, von dem wegen tatsächlich eruvachsender höherer Kosten abgewichen werden darf. Ein etwa geleisleter Kostenersalz ist ungeachtet allfälliger
Schadenersatzansprüche zurückzuerstatten, wenn Dalen rechtswidrig verwendet wurden oder wenn die Auskunft sonst zu einer Richtigstellung geführt hat

(7) Ab dem Zeitpunh der Kenntnis von einem Auskunftsverlangen darf der Auftraggeber Daten über den Auskunftswerber innerhalb eines Zeitraums von vier Monaten und im
Falle der Erhebung einer Beschwerde gemäß § 31 an die Datenschutzbehörde bis zum rechtskräftigen Abschluss des Verfahrens nicht vernichten. Diese Frist gilt nicht,
wenn einem l.öschungsantrag des Auskunftswerbers nach § 27 Abs, 1 Z 2 oder § 28 zu entsprechen ist.

(8) lndemUmfang,indemeineDatenanwendungfüreinePersonoderPersonengemeinschafthinsichtlichderzuihrverarbeiletenDatenvonGesetzeswegeneinsehbarist,hat
diese das Recht auf Auskunft nach Maßgabe der das Einsichtsrecht vorsehenden Bestimmungen, Für das Verfahren der Einsichtnahme (einschließlich deren Vemreigerung)
gelten die näheren Regelungen des Gesetzes, das das Einsichtsrecht vorsieht. In Abs. 1 genannle [Sestandteile einer Auskunft, die vom Einsichtsrecht nicht umfasst sind,
können dennoch nach diesem Bundesgesetz geltend gemachl werden.

(9) FürAuskünfteausdemStraliregistergeltendiebesonderenBestinnmungendesStrafregistergesetzesl96SüberStrafregisterbescheinigungen

4 letzter Satz), kann der Auskunftswerber sein Auskunftsbegehren zunächst auch an denjenigen richten, der die Herstellung des Werkes aufgelragen hat, Dieser hat dem
Auskunftswerber, soweil ihm dies nicht ohnehin bekannl ist, binnen zwei Wochen unentgeltlich Namen und Adresse des tatsächlichen Auftraggebers mitzuteilen, damit der
Auskunflswerber sein Auskunflsrecht gemäß Abs 1 gegen diesen geltend machen kann. Wird eirr Auskunftsbegehren an einen Dienstleisler gerichtet und lässt dieses
erkennen, dass der Auskunftswerber ihn irrtümlich für den Auftraggeber der von ihm betriebenen Datenanwendung hält, hat der Dienslleister das Auskunftsbegehren
unverzüglich an den Auftraggeber weilerzuleiten und dem Auskunftswerber mitzuteilen, dass in s,einem Auftrag keine Daten venarendet werden Der Auftraggeber hat
innerhalb von acht Wochen ab Einlangen des Auskunffsbegehrens beim Dienstleisler dem Auskunflswerber Auskunfl zu erteilen oder schriftlich zu begründen, warum sie
nicht oder nicht vollständig erteilt wird. ln jenen Bereichen derVollziehung, die mil derWahrnehmungl der in Abs. 2Z1bis 5 bezeichnelen Aufgaben betraut sind, ist, soweit
dies zum Schutz jener öffentlichen lnteressen notwendig ist, von einer Auskunftserteilung abzusehen. Wird jedoch in weilerer Folge das Ersuchen direkt an den Auftraggeber
gestellt,sohatdiesernachAbs.5vozugehen.FürBelreibervonlnformationsverbundsystemengiltjedochausschließlich§50Abs 1

§ 27 DSG:

Reaht auf Richtigstellung oder Löschung

(1) JederAuftraggeberhatunrir:htigeoderentgegendenBestimmungendiesesBundesgesetzesverarbeiteteDatenrichtigzustellenoderzulöschen,undzwar

1. auseigenem,sobaldihrndieUnrichtigkeitvonDatenoderdieUnzulässigkeitihrerVerarbeitungbr-.kanntgewordenisl,oder

2 auf begründeten Antrag des Betroffenen.

Der Pflicht zur Richtigstellung nach Z 1 unterliegen nur solche Daten, deren Richtigkeit für den Zweck der Datenanwendung von Bedeutung ist, Die Unvollständigkeit
verwendeter Daten bewirkt nur dann einen Berichtigungsanspruch, wenn sich aus der Unvollständigkeit im Hinblick auf den Zweck der Datenanwendung die Unrichtigkeit der
Gesamtinformation ergibt Sobald Daten für den Zweck der Datenanwendung nicht mehr benötigt werden, gelten sie als unzulässig verarbeilete Daten und sind zu löschen,
es sei denn, dass ihre Archivierung rechtlich zulässig ist und dass der Zugang zu diesen Daten besonders geschützt ist, Die Weitervenruendung von Dalen fÜr einen anderen
Zweck ist nur zulässig, wenn eine Übermittlung der Daten für diesen Zweck zulässig ist; die Zuliissigkeil der Weiterverwendung für wissenschaftliche oder slatislische
Zwecke ergibt sich aus den §§ 46 und 47

(2) Der Beweis der Richtigkeit der Daten obliegt - sofern geselzlich nicht ausdrücklich anderes angeordnet ist - dem Auftraggeber, soweit die Daten nichl ausschließlich auf
Grund von Angaben des Betroffenen ermittell wurden
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(3)

(4)

(5)

(6)

(7)

(8)

(e)

Eine Riohligstellung oder Löschung, von Dalen ist ausgeschlossen, soweit der Dokumentationszweck einer Datenanwendung nachträgliche Anderungen nicht zuläßt Dieerforderlichen Richtigstellungen sind diesfalls durch ent-prechende zusätzliche Anmerkungen zu bewirken.
lnnerhalb von acht Wochen na_ch.Einlangen eines Ankags auf Richtigslellung oder Löschung isl dem Antrag zu enlsprechen und dem Betroffenen davon Mitteilung zu
machen oder schriftlich zu begründen, warum die verlangte Löschung oder Richligslellung nichivorgenommun riird.
ln jenen Bereichen der Vollziehu.ng, die mit der Wahrnehmung der in § 26 Abs. 2 Z 1 bis 5 bezeichneten Aufgaben belraut sind, ist, soweit dies zum Schulz jener öffenflichen
lnteressen notwendig ist, die eine Geheimhallung lungs- oder Löschungsintrag folgendermaßen zu verfahren: Die Ricirtigstellung oder
Löschung ist vorzunehmen, wenn das Begehren d des Auftraggebers berechtigt isl. Dle gemäß Abs. 4 erforderliche Mittäilung ä den
Belroffenen hal in allen Fällen dahingehend zu der Datenbäitände des Auftraggebers im Hinblick auf das Richtigslellunls- oder
Löschungsbegehren durchgeführt wurde Die Zulässigkeit dieser Vorgangsweise unterliegt der Kontrolle duroh die Datenschutzbehörde nach § 30 Abs 3 und dem
besonderen Beschwerdeverfahren vor der Datenschutzbehörde nach § 31 Abs. 4

Wenn die Löschung oder Richtigstellung von Dalen auf ausschließlich automationsunlerstützt lesbaren Datenträgern aus Gründen der Wirtschafilichkeit nur zu bestimmlen
Zeitpunkten vorgenommen werden kann, sind bis dahin die zu löschenden Daten für den Zugriff zu sperren 

-und 
die zu berichtigenden Daten mil einer berichtigenden

Anmerkung zu versehen.

Werden Daten venruendet, deren Richtigkeil der Betroffene bestreilet, und läßt sich weder ihre Richtigkeit noch ihre Unrichtigkeil feststellen, so ist auf Verlangen des
Betroffenen ein Vermerk über die Bestreitung beizufügen Der Bestreitungsvermerk darf nur mit Zustimmung des Betroffenen oder auf Grund einer Entscheiding des
zusländigen Gerichtes oder der Datenschutzbehörde gelöscht werden.

Wurden im Sinne des Abs 1 richtiggestellte oder gelöschte Daten vor der Richligstellung oder Löschung übermittelt, so hat der Auftraggeber die Empfänger dieser Dalen
hievon in geeigneter Weise zu verständigen, sofern dies keinen unverhältnismäßigen Aulkand, insbäsondere im Hinblick auf daJVorhandensein ei-nes berechtigten
lnteresses an der Verständigung, bedeutet und die Empfänger noch feststellbar sind,

Die Regelungen der Abs. 1 bis 8 gelten für das gemäß Strafregistergesetz 1968 geführte Strafregister sowie für öffentliche Bücher und Register, die von Aufrraggebern des
öffentlichen Bereichs geführt werden, nur insoweit als für

1 die Verpflichtung zur Richtigslellung und Löschung von Amts wegen oder

2 das Verfahren der Durchselzung und die Zuständigkeit zur Entscheidung über Berichtigungs- und Löschungsanträge von Betroffenen

durch Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist

§ 28 DsG:

Widerspruchsrecht
(1) Sofern die Verwendung von Daten nicht geselzlich vorgesehen ist, hat jeder Belroffene das Recht, gegen die Vemrendung seiner Daten wegen Verletzung überwiegender

schutzwürdiger Geheimhaltungsinteressen, die sich aus seiner besonderen Situation ergeben, beim Auftraggeber der Datenanwendung Widerspruch zu erheben Der
Auftraggeber hat bei Vorliegen dieser Voraussetzungen die Daten des Betroffenen binnen acht Wochen aus seiner Oatenanwendung zu löschen und allfällige
Ubermittlungen zu unlerlassen.

(2) Gegen eine nichl geselzlich angeordnele Aufnahme in eine öffentlich zugängliche Datenanwendung kann der Belroffene jederzeit auch ohne Begründung seines Begehrens
Widerspruch erheben Die Daten sind binnen acht Wochen zu löschen.

(3) § 27 Abs. 4 bis 6 gelten auch in den Fällen der Abs. 1 und 2

Artikel 1 33 Bundesverfassungsgesetz:

(1) Der Venrualtungsgerichlshof erkennt über

1 Revisionen gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichles wegen Rechtswidrigkeil;

2. Anträge auf Fristsetzung wegen Verlelzung der Entscheidungspflichl durch ein Venrualtungsgericht;

3, Kompetenzkonflikte zwischen Verwaltungsgerichten oderzwischen einem Verwaltungsgericht und dem Verwaltungsgerichtshof.

(2) Durch Bundes- oder Landesgesetz können sonstige Zuständigkeiten des Venrvallungsgerichtshofes zur Entscheidung über Anträge eines ordontlichen Gerichtes auf
Feststellung der Rechtswidrigkeit eines Bescheides oder eines Erkenntnisses eines Venaraltungsgerichtes vorgesehen werden

(3) Rechtswidrigkeit liegt nicht vor, soweit das Verwaltungsgericht Ermessen im Sinne des Gesetzes geübt hat.

(4) Gegen ein Erkenntnis des Veruvaltungsgerichtes ist die Revision zulässig, wenn sie von der Lösung einer Reohtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt,
insbesondere weil das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende Rechtsfrage in der
bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortel wird. Hat das Erkenntnis nur eine geringe Geldstrafe zum Gegenstand, kann durch
Bundesgesetz vorgesehen werden, dass die Revision unzulässig ist.

(5) VonderZusländigkeitdesVerwaltungsgerichtshofesausgeschlossensindRechtssachen,diezurZuständigkeitdesVerfassungsgerichlshofesgehören.

(6) Gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes kann wegen Rechtswidrigkeit Revision erheben:

't. wer durch das Erkenntnis in seinen Rechten verletl zu sein behauplet;

2 die belangte Behörde des Verfahrens vor dem Veryvaltungsgericht;

3 der zuständige Bundesminisler in den im Art. 132 Abs. 'l Z 2 genannten Rechtssachen;

4 der Landesschulrat aufGrund eines Beschlusses des Kollegiums in den im Art. 132 Abs. 4 genannten Rechtssachen.

(7) Wegen Verletzung der Entscheidungspflicht kann einen Antrag auf Fristsetzung stellen, wer im Verfahren vor dem Venrualtungsgericht als Partei zur Gellendmachung der
Entscheidungspflicht berechtigt zu sein behauptet.

(8) Wer in anderen als den in Abs. 6 genannten Fällen wegen Rechtswidrigkeit Revision erheben kann, beslimmen die Bundes- oder Landesgesetze.

(9) Auf die Beschlüsse der Vemaltungsgerichte sind die für ihre Erkenntnisse geltenden Bestimmungen dieses Artikels sinngemäß anzuwenden. lnwieweit gegen Beschlüsse
der Verwaltungsgerichte Revision erhoben werden kann, bestimmt das die Organisation und das Verfahren des Venrualtungsgerichlshofes regelnde besondere
Bundesgeselz.

Artikel 1 44 Bundesverfassungsgesetz:

(1) Der Verfassungsgerichlshof erkennt über Beschwerden gegen das Erkenntnis eines Verwaltungsgerichtes, soweit der Beschwerdeführer durch das Erkenntnis in einem
verfassungsgesetzlich gewährleisteten Recht oder wegen Anwendung einer gesetzwidrigen Verordnung, einer geselzwidrigen Kundmachung über die Wiederverlautbarung
eines Gesetzes (Staatsvertrages), eines verfassungswidrigen Gesetzes oder eines rechtswidrigen Staatsvertrages in seinen Rechten verletzt zu sein behauptet.

(2) Der Verfassungsgerichtshof kann die Behandlung einer Beschwerde bis zur Verhandlung durch Beschluss ablehnen, wenn sie keine hinreichende Aussichl auf Erfolg hal
oder von der Entscheidung die Klärung einer verfassungsrechtlichen Frage nicht zu eMarten isl,

des Beschwerdeführers die Beschwerde zur Enlscheidung darüber, ob der Beschwerdeführer durch das Erkenntnis in einem sonstigen Recht verletzt wurde, dem
Verwaltungsgerichtshof abzutreten. Auf Beschlüsse gemäß Abs. 2 ist der erste Satz sinngemäß anzuwenden.
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Auf die Beschlüsse der Venrualtungsgerichte sind die für ihre Erkennlnisse gellenden Bestimmungen Cieses Artikels sinngemäß anzuwenden lnwieweit gegen Beschlüsse
der Veruvaltungsgerichte Beschwerde erhoben werden kann, bestimmt das das die Organisation und das Verfahren des Verfassungsgerichtshofes regelnde besondere
Bundesgesetz.

Soweil das Erkenntnis oder d,lr Beschluss des Verurraltungsgerichles die Zulässigkeit der Revision zum lnhalt hat, ist eine Beschwerde gemäß Abs. 1 unzulässig

§ 25 FinStrG:

Absehen von der Strafe; Verwarnung

(1) Die Finanzstrafbehörde hat von der Einleitung oder von der weiteren Durchführung eines Finanzstrafverfahrens und von der Verhängung einer Strafe abzusehen, wenn das
Verschulden des Täters geringfügig ist und die Tat keine oder nur unbedeutende Folgen nach sich ge::ogen hat Sie hat jedoch dem Täter mit Bescheid eine Verwarnung zu
erteilen, wenn dies geboten ist, um ihn von weileren Finanzvergehen abzuhalten.

(2) Unter den im Abs. 1 angeführten Voraussetzungen können die Behörden und Amter der Bundesfinanzv,envaltung von der Erstattung einer Anzeige (§ 80) absehen

(3) (Anm.: aufgehoben durch BGBI I Nr,4412007)

§ 143 FinStrG:

E. Vereinfachtes Verf ahren.

(1) Die Finanzstrafbehörde kann ein Strafverfahren ohne mündliche Verhandlung und ohne Fällung eines Erkenntnisses durch Slrafverfügung beenden, wenn der Sachverhalt
nach Ansicht der Finanzstrafbehörde durch die Angaben des Eleschuldigten oder durch das Untersuchungsergebnis, zu dem der Beschuldigle Stellung zu nehmen
Gelegenheit hatte, ausreichend geklärt isti ist der Sachverhall schon durch das Ermittlungsergebnis des Abgabenverfahrens oder des Vorverfahrens (§ 82 Abs. 1), zu
welchem der -[äter Stellung zu nehmen Gelegenheit hatte, ausreichend geklärt, so kann das Finanzvergehen auch ohne Durchführung eines Unlersuchungsverfahrens durch
Strafverfügung geahndet werden (vereinfachtes Verfahren)

(2) Für dieZuziehung von Nebenbeleiligten gilt § 122

(3) Eine Strafverfiigung ist ausgeschlossen,

a) wenn die Durchführung der mündlichen Verhandlung und die Fällung des Erkenntnisses gemäß § lt8 Abs. 2 elnem Spruchsenat obliegt,

b) wenndieVorausselzungenfüreinVerfahrengegenPersonenunbekanntenAufenthaltes(§147)oderfüreinselbständigesVerfahren(§148)gegebensind,

RS 9oOO3 / 01.11 2017 H217 21 09.2017 3010



Polizze Nr.

Graz, am 06.08.2018

4,715.226

Allgemeine Bedingungen der Grazer Wechselseiti gen
Versicherung AG für die Leitungswasserversicherung

(AWB 2002 tStufe 2)

Allgemeiner Teil
Auf die Versicherung linden die Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen der
Grazer Wechselseitigen Versioherung AG für die Sachversicherung (ABS 2OO2)
Anwendung.

Besonderer Teil
lnhaltsverzeichnis

Artikel 1 Versicherte Gefahren und Schäden

Artikel 2 Nicht versicherte Schäden
Artikel 3 Versicherte Sachen und Kosten
Artikel 4 Örtliche Geltung der Versicherung

Artikel 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Schadenfall
Artikel 6 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall
Artikel 7 Versicherungswert
Artikel 8 Entschädigung

Artikel 9 Unlerversicherung; Bruchteilversicherung

Artikel 10 Zahlung der Entschädigung;Wiederherstellung, Wiederbeschaffung
Artikel 11 Sachverständigenverfahren

Artikel 12 Regreßi Versicherungssumme nach dem Schadenfall

Artikel 1

Versicherte Gefahren und Schäden
1. Versichert sind Sachschäden, die durch die unmittelbare Einwirkung von

Leitungswasser einlreten, das aus wasserführenden Rohrleitungen, Armaturen
oder angeschlossenen Einrichtungen austritt (Schadenereignis).

Versichert sind auch Sachschäden, die als unvermeidliche Folge dieses
Schadenereignisses eintrelen.

2. Nur bei der Versicherung von Gebäuden gellen zusätzlich als Schadenereignis:

2.1 Frostschäden an wasserführenden Rohrleitungen, Armaluren oder
angeschlossenen Einrichtungen;

2,2. Bruchschäden an wasserführenden Rohrleitungen

Artikel 2
Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind, auch nichl als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses:

1. Schäden, die vor Beginn des Versicherungsschutzes entslanden sind, auch wenn
sie erst nach Beginn des Versicherungsschutzes in Erscheinung treten;

2. Bruchschäden an wasserführenden Rohrleitungen durch Korrosion, Verschleiß
oder Abnützung;

3. Bruchschäden an wasserführenden Rohrleitungen außerhalb von Gebäudeni

4. Bruchschäden an Armaturen oder angeschlossenen Einrichtungen;

5. Schäden an Anlagen, die ausschließlich Witterungsniederschlägeableiten;

6. Schäden am oder durch dasWärmeabgabesystem einer Fußbodenheizung;

7. Schäden an oder durch wasserführende Solaranlagen;

I Schäden an oder durch wasserführende Klimaanlagen;

9 Schäden an oder durch Sprinkleranlagen;

10,Schäden durch Austreten von Wasser aus Schwimmbecken;

11.Schäden an unter Erdniveau belindlichen Waren, die nicht mindeslens 12 cm über
dem Fußboden lagern;

12 Behebung von Verstopfungen jeder Art;

13 Wasserverlust, Mietverlust oder andere mittelbare Schäden;

14.Schäden durch Grundwasser, Hochwasser, Uberschwemmung, Vermurung,
Wasser aus Witterungsniederschlägen und dadurch verursachten Rückstau;

15.Schäden durch Holräule, Vermorschung oder Schwammbildung;

15 Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion oder Flugzeugabsturz

'17 Schäden durch die unmittelbare oder mittelbare Wirkung von

lT.l.Kriegsereignissen jeder Art, mit oder ohne Kriegserklärung, einschließlich aller
Gewalthandlungen von Staaten und aller Gewalthandlungen politischer oder
terroristischer Organisationen i

17 2.inneren Unruhen, Bürgerkrieg, Revolution, Rebellion, Aufruhr, Aufstand;
'l7.3.allen mil den genannlen Ereignissen (Punkte 17.1. und 17.2.) verbundenen

militärischen oder behördlichen Maßnahmen;

19@"W
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1 7.4. Erdbeben oder anderen außergewöhnlichen Nalurereignissen;

1 7.5 Kernenergie, radioaktiven lsotopen oder ionisierender Strahlung

Zu Punkt 17 gilt: lst der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des Konsu-
mentenschutzgesetzes, so hal er nachzuweisen, daß der Schaden mit den in den
Punkten 17.1 bis 17.5 genannten Ereignissen oder deren Folgezusländen weder
unmittelbar noch mittelbar im Zusammenhang steht.

Artikel 3
Versicherte Sachen und Kosten

1. Versicherte Sachen
'1.'l Versichert sind die in der Polizze bezeichneten Sachen, die im Eigenlum des

Versicherungsnehmers stehen, ihm unler Eigentumsvorbehalt verkauft und
übergeben oder ihm verpfändet wurden.

1 2. Fremde Sachen sind nur aufgrund besonderer Vereinbarung, und nur soweit
nichl aus einem anderen Versicherungsvertrag Entschädigung erlangt werden
kann, versichert.

Bei der Versicherung fremder Sachen ist für den Versicherungswert das
lnteresse des Eigentümers maßgebend, soweit nichls anderes vereinbart ist.

2. Versicherte Kosten

2 1 Versichert sind Kosten für Maßnahmen, auch für erfolglose, die der
Versicherungsnehmer bei einem Schadenereignis zur Abwendung oder
Minderung des Schadens für notwendig hallen durfte.

Der Ersatz dieser Kosten und die Entschädigung für die versicherten Sachen
belragen zusammen höchstens die Versicherungssumme; dies gilt jedoch nicht,
soweit Maßnahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt sind.

2.2. Nur bei der Versicherung von Gebäuden sind versicherl:

2.2.1. Auftaukosten;

2.2.2. Suchkosten, das sind Kosten, die bei einem Schadenereignis für das Aufünden
der Schadenstelle einschließlich der Behebung der dabei verursachten
Schäden anfallen

2.3. Nur aufgrund besonderer Vereinbarung sind versichert:

2 3 1. Bewegungs- und Schutzkoslen, das sind Kosten, die dadurch entstehen, daß
zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaflung versicherter
Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt werden müssen;
insbesondere sind das Kosten für De- und Remontage von Maschinen oder
Einrichtungen sowie für Durchbruch, Abriß oder Wiederauibau von
Gebäudeteilen.

2.3.2. Abbruch- und Aufräumkosten, das sind Kosten für Tätigkeiten am
Versicherungsorl und soweit sie versicherte Sachen betreffen, und zwar für den
nötigen Abbruch stehengebliebener, vom Schaden betroffener Teile sowie für
das Aufräumen einschließlich Sortieren der Reste und Abfälle. Darunler fallen
nicht Entsorgungskosten nach Punkt 2 3 3.

2.3.3. Entsorgungskosten, das sind Kosten für Untersuchung, Abfuhr, Behandlung
und Deponierung vom Schaden betro{fener versicherter Sachen

2.4. Nicht versichert sind:

2.4.1.Kosten, die durch Gesundheitsschäden bei Erfüllung der Rettungspflichl
verursacht werden;

2.4.2. Kosten für Leistungen der im öffentlichen lnteresse oder auf behördliche
Anordnung tätig gewordenen Feuemrehren und anderen Verpflichteten

Artikel 4
Örtlicne Geltung der Versicherung

Bewegliche Sachen sind nur an dem in der Polizze bezeichneten Versicherungsort
versichert. Werden sie von dort entfernt, ruhl der Versicherungsschutz. Erfolgl die
Entfernung auf Dauer, so erlischt für diese Sachen der Versicherungsvertrag

Artikel 5
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Schadenfall

1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die versicherten Sachen, insbesondere
die wasserführenden Rohrleitungen, Armaturen und angeschlossenen
Einrichtungen, ordnungsgemäß instandzuhalten.

2 Werden Gebäude länger als 72 Stunden von allen Personen verlassen, sind alle
Wasserzuleitungen abzusperren und geeignete Maßnahmen gegen Frostschäden
zu lreffen.

Die Zuleitungen zu wasserführenden Schutzeinrichtungen (z.B Sprinkleranlagen,
Wasseranschlüsse für die Feuerwehr) müssen nicht abgesperrt werden; es sind
jedoch geeignete Maßnahmen gegen Frostschäden zu treffen.

3. Die vorstehenden Obliegenheilen gelten als vereinbarte Sicherheitsvorschriften
gemäß Arlikel 3 ABS. lhre Verletzung führt nach Maßgabe der gesetzlichen
Bestimmungen zur Leistungsfreiheit des Versicherers

ffi
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Artikel 5
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall

'1. Schadenminderungspflicht

Nach Möglichkeit ist bei einem unmittelbar drohenden oder eingelretenen Schaden

- für die Erhaltung und Rettungt der versicherten Sachen zu sorgen;

- dazu Weisung des Versicher,ers einzuholen und einzuhalten.

2. Schadenmeldungspflicht

Jeder Schaden ist unverzügliclt dem Versichererzu melden.

3. Schadenaufklärungspflicht

Dem Versicherer ist nach Möglichkeit jede Untersuchung über die Ursache und

Höhe des Schadens und iiber den Umfang seiner Entschädigungsleistung zu
gestatten

3.2 Bei der Schadenermittlung ilit unterstützend mitzuwirken und auf Verlangen sind
dem Versicherer entsprechende Unterlagen zur Verfügung zu slellen. Die Kosten
dafür trägt der Versicherungsnehmer

3 3 Bei Gebäudeschäden ist dem Versicherer auf Verlangen ein beglaubigter
Grundbuchauszug nach dem Stand vom Tag des Schadenereignisses
vozulegen. Die Kosten dafü[ trägt der Versicherungsnehmer.

3 4. Der durch den Schaden herbeigeführte Zustand darf, solange der Schaden nicht
ermittelt ist, ohne Zuslimmung des Versicherers nicht verändert werden, es sei
denn, daß eine solche Veränderung zumZweck der Schadenminderung oder im
öffentlichen Interesse notwendig ist.

4. Leistungsfreiheit

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, ist der
Versicherer nach Maßgabe des § 6 Versicherungsvertragsgesetz (VersVG) - im
Fall einer Verletzung der Sr:hadenminderungspflicht nach Maßgabe des § 62
VersVG - von der Verpflichtung zur Leistung frei

Artikel 7
Versicherungswert

1. Spezielle Bestimmungen zum Versicherungswert

1 1 Der Versicherungswert von Gebäuden ist der Neuwert

Als Neuwert eines Gebäudes gelten die ortsüblichen Kosten seiner
Neuherstellung einschließlich der Planungs- und Konstruktionskosten.

1 2 Der Versicherungswert von Gebrauchsgegenständen und Betriebseinrichtun-
gen ist der Neuwerl

Als Neuwert gelten die Kosten für die Wiederbeschaffung von neuen Sachen
gleicher Art und Güte,

1.3. Als Versicherungswerl von Waren und Vorräten gelten die Kosten für die
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung von Sachen gleicher Art und Güte.

lsl bei Waren und Vorräten der erzielbare Verkaufspreis niedriger als die Koslen
für die Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung, so gilt dieser als
Versicherungswert.

1,4 Als Versicherungswert gelten bei

- Geld und Geldeswerten der Nennwert,

- Sparbüchern ohne Losungswort der Belrag des Gulhabens,

- Sparbüchern mit Losungswort dle Kosten des Kraftloserklärungsverfahrens,

- Wertpapieren mit amtlicherm Kurs die jeweils letae amtliche Notierung,

- sonstigen Wertpapieren der Marhpreis

1.5, Als Versicherungswert von Datenträgern mit den darauf befindlichen
Programmen und Daterr, Reproduktionshilfsmitteln, Urkunden, Mustern,
Prototypen und dergleichen gelten die Kosten für die Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung

1,6, Als Versicherungswert behördlich zugelassener Straßen-, Wasser- und Luft-
fahrzeuge gill der Verkehrswert.

Der Verkehrswert ist der erz:ielbare Verkaufspreis für die Sache

1.7 Als Versicherungswert sonstiger, in den Punkten 1 2 bis 1 6 nicht genannter
beweglicher Sachen gilt derr Verkehrswert.

2. Allgemeine Bestimmungen zum Versicherungswert

2.1 Unabhängig von den Bestimmungen der Punkte 1.1. bis 1.7. gilt als
Versicherungswert jedenfalls der Verkehrswerl:

2 1 1 bei Sachen von hislorischem oder künstlerischem Wert, bei denen die Alterung
im allgemeinen zu keiner Enlwerlung führti

2.1 .1. bei Sachen von historischem oder kÜnstlerischem Wert, bei denen die Alterung
im allgemeinen zu keiner Entwertung führti

2 1 2. bei beweglichen Sachen, die gewerbsmäßig verliehen werden, z B. LeihbÜcher,
Leihvideobänder, Leihmaschinen und Leihgeräte;

22. Bei dq Ermittlung des Versicherungswertes wird ein persönlicher Liebhaberwert
nicht berücl(sichtigt.

Artikel I
Entschädigung

1 Für Gebäude, Gebrauchsgegenstände und Betriebseinrichtungen (Artikel 7,

Punkte 1 1 und 1.2.);

1 1. wird bei Zerstörung der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schaden-
ereignisses ersetztl

1.2.werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses (Neuwertschaden), höchslens iedoch der
Versicherungswert untnittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, erselzt

1 3. War der Zeritwert der vom Schaden belroffenen Sache unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses kleiner als 40% des Neuwertes, wird höchstens der Zeitwert
ersetzl

Der Zeitwert wird aus dem Neuwert durch Abzug eines dem Zustand der Sache,
insbesondere ihres AIters und ihrer Abnützung entsprechenden Betrages
ermittelt

1 4. Vt'lar die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses dauernd entwertet, wird höchsiens der Verkehrswert erselzt

Der Verkehrswerl ist rler ezielbare Verkaufspreis, wobei bei Gebäuden der Werl
des Grundstückes auf3er Ansatz bleibt.

Ein Gebäude ist insbesondere dann dauernd entwerlet, wenn es zum Abbruch
bestimmt oder allgemein oder für seinen Betriebsz\/eck nicht mehr venrvendbar
ist.

Gebrauchsgegenslände und Betriebseinrichtungen sind insbesondere dann
dauernd entwertet, uJenn sie dauernd aus dem Betrieb ausgeschieden oder
allgemein r:der für ihren Betriebszweck nicht mehr vemendbar sind

2 Für Waren und Vorräte (Artikel 7, Punkt 3 )

2 1. witd bei Zr;rstörung der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schaden-
ereignisses ersetzt;

2.2 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses, höchstens jedoch der Versicherungswert
unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt

2.3. War der etzielbare Verkaufspreis abzüglich der ersparten Kosterr unmittelbar vor
Eintritt des; Schadenereignisses niedriger als die Kosten der Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung, wird höchstens dieser niedrigere Wert erselzt.

3 Für Geld und Geldeswerte, Sparbücher und Wertpapiere (Artikel 7, Punk 1 4 )
werden die Koslen der Wiederbeschaffung, höchstens jedoch der Versicherungs-
wert unmiltelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt

4. Für Datenträger und dergleichen (Artikel 7, Punkt 1 5.) werden die Koslen der
Wiederherslellung oder Wiederbeschaffung erselzt, soweit die Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung notwendig ist und innerhalb von zwei Jahren ab dem
Eintritt des Schadenereignisses tatsächlich erfolgti andernfalls u,,ird nur der
Materialwert erselzl

5 Für Fahrzeuge und sonstige bewegliche Sachen (Artikel 7, Punkte 1.6., 1.7.
und 2.)

5.1. wird bei Zerstörung der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schaden-
ereignisses erselzt;

5 2 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparalurkoslen zur Zeit des
Eintritles des Schadenereignisses, höchstens jedoch der Versicherungswert
unmittelbar vor Eintrill des Schadenereignisses, erse2t.

6 Für versicherte Kosten (Artikel 3, Punkt 2.) werden die tatsächlich anfallenden
Kosten ersetzt,

7. Allgemeine Bestimmungen zur Entschädigung

7'1. Wird durch die Reparalur einer Sache ihr Versicherungswerl gegenüber ihrem
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses erhöht,
werden die Reparaturkosten um den Belrag der Werterhöhung gekürä

7.2. Det Wei. verbliebener Reste wird jedenfalls angerechnel; behördliche
Beschränl(ungen der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung werden bei der
Bewertung der Reste nicht berijcksichtigt

7.3. Bei zusammengehörigen Einzelsachen wird dle allfällige Entwertung, welche die
unbeschädigt gebliebenen Einzelsachen durch die Beschädigung oder
Zerstörung der anderen erleiden, nicht berücksichtigt.
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8. Besondere Bestimmungen zur Entschädigung

8.1 Bei Tapeten, Malereien sowie bei Wand- und Bodenbelägen aus textilen
Materialien oder Kunstsloff wird höchstens der Zeitwert ersetzt.

8.2. Bei der Behebung eines Bruchschadens an wasserführenden Rohrleitungen
(Artikel 1, Punh 2 2 ) werden die Kosten für den Austausch eines höchstens 2m
langen Rohrstückes einschließlich der dafür notwendigen Nebenarbeiten ersetzt.
Wird dieses Ausmaß überschritten, werden die Koslen (einschließlich der Kosten
für Nebenarbeiten) verhältnismäßig gekürä.

Artikel I
Unterversicherung ; Bruchteilversicherung

1. Gemäß Artikel I ermittelte Entschädigungen werden bei Vorliegen einer Unterver-
sicherung nach den Bestimmungen der ABS gekürä; dies gilt nicht, wenn
Versicherung auf Erstes Risiko vereinbart ist.

2 Wird ab Versicherungssumme nur ein Bruchteil der in der Polizze angeführlen
Vollwertsumme vereinbart (Bruchteilversicherung), gill:

2,1, die Bruchteilversicherungssumme ist die Grenze der Entschädigung;

2.2. als Versicherungssumme im Sinne des Artikel 10 Absatz (2) ABS gilt die der
Bruchteilversicherungssumme zugrundeliegende Vollwertsumme.

Artikel 10
Zahlung der Entschädigung; Wiederherstellung, Wiederbeschaffung

1. Der Versicherungsnehmer hat vorerst nurAnspruch:

1 1 Bei Gebäuden

1.1 l. bei Zerstörung auf Ersatz
Verkehrswertes;

1 1 2 bei Beschädigung auf Ersatz
Verkehrswerlschadens

1.2, Bei Gebrauchsgegenständen und Betrlebseinrichtungen

1.2 1 bei Zerstörung auf Ersatz des Zeitwertes;

1.2.2. bei Beschädigung auf Ersatz des Zeitwertschadens.

1 3 Der Zeitwertschaden verhält sich zum Neuwertschaden wie der Zeitwert zum
Neuwert

Der Verkehrswertschaden verhält sich zum Neuwertschaden wie der
Verkehrswed zum Neuwert

des Zeitwertes, höchstens jedoch des

des Zeitwertschadens, höchstens jedoch des

19@"1w,
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Versicherung Aktiengesel lschaft

2. Den Anspruch auf den dle Zahlung gemäß Punkt 1. übersteigenden Teil der
Entschädigung enarirbt der Versicherungsnehmer erst dann und nur insoweit, als
folgende Vorausselzungen erfüllt sind:

2.1 es ist gesichert, daß die Entschädigung zur Gänze zur Wiederherslellung bzw.
Wiederbeschaffung ven /endet wird

Sachen, die vor dem Eintritt des Sohadenereignisses bereits hergestelll,
angeschafft oder bestellt waren, oder sich in Herstellung befanden, gelten nicht
als wiederhergestellt bzw. wiederbeschafft;

2 2 die Wiederherstellung eines Gebäudes erfolgt an der bisherigen Stelle

lst die Wiederherstellung an dieser Stelle behördlich verboten, so genü91 die
Wiederherstellung an anderer Slelle innerhalb Österreichsi

2.3. die wiederhergestelllen bzw. wiederbeschafften Sachen dienen dem gleichen
Belriebs- bzw Verwendungszweck;

2 4. die Wiederherstellung bzw. Wiederbeschaffung erfolgt innerhalb von drei Jahren
ab dem Eintritt des Schadenereignisses

Artikel 11
Sachverständigenverfahren

Für das Sachverständigenverfahren wird ergänzend zu den Bestimmungen der ABS
vereinbart:

1 Die Feststellung der beiden Sachverständigen muß auch den Versicherungswert
der vom Schaden belroffenen Sachen unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses sowie den Wert der Resle enlhalten

2. Auf Verlangen eines Vertragspartners muß auch eine Feststellung des
Versicherungswertes der versicherten, vom Schaden nicht betroffenen Sachen
erfolgen.

Artikel 12
Regreß; Versicherungssumme nach dem Schadenfall

1. Soweit der Versicherer dem Versicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden
ersetzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Versicherungsnehmers oder
Versicherten gegen Dritte auf den Versicherer über.

2. Die Versicherungssumme wird nicht dadurch vermindert, daß eine Entschädigung
gezahlt wurde.

ffi
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Allgemeine Bedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung A{3 für die Sturmversicherung

(ASIB 2002lStufe 2)

Allgemeiner Teil

Auf die Versicherung finden die Bestimmungen der Allgemeinen Bedingungen der
Grazer Wechselseitigen Versicherung AG für die Sachversicherung (ABS 2002)
Anwendung.

Besonderer Teil

ln h a ltsverzeich n is

Artikel 1 Versicherte Gefahren und Schäden

Arlikel 2 Nicht versicherte Schäden

Artikel 3 Versicherte Sachen und Kosten

Artikel 4 Örtliche Geltung der \/ersicherung

Artikel 5 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Schadenfall

Artikel 6 Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall

Artikel 7 Versicherungswert
Artikel 8 Entschädigung

Artikel I Unterversicherung

Artikel 10 Zahlung der Entschädigung;Wiederherstellung,Wiederbeschaffung
Artikel 1 1 Sachverständigenverlähren

Artikel 12 Regreß; Versicherunl]ssUmme nach dem Schadenfall

Artikel 1

Versicherte Gefahren und Schäden

1. Versicherte Gefahren

1 1. Sturm; Sturnr ist eine wetterbedingte Luftbewegung, deren Geschwindigkeit am
Versicherungsort mehr als 60 Kilomelerje Stunde beträgt.

Für die Feslstellung der Geschwindigkeit ist im Einzelfall dire Auskunft der
Zentralanstalt für Meteorologie und Geodynamik maßgebend

1 2 Hagel; Hagel ist ein wetterbedingter Niederschlag in Form von Eiskörnern

1 3. Schneedruck; Schneedruck ist die Kraftwirkung durch nalürlich angesammelte
ruhende Schnee- oder Eismassen.

1.4. Felssturz/Steinschlag; Felssturz/Steinschlag ist das naturbedingte Ablösen und
Abstürzen von Gesleinsmassen im Gelände

1 5 Erdrutschi Erdrutsch ist eine naturbedingte Abwärtsbewegung von Boden- oder
Gesteinsmassen auf einer unter der Oberfläche liegenden Gleitbahn.

2. Versicherte Schäden

Versichert sind Sachschäden, die

2.1, durch die unmittelbare Einwirkung einer versicherten Gefahr (Schadenereignis)
eintreten

Eine unmittelbare Einwirkung liegt auch dann vor, wenn Gebäudeteile, Bäume,
Maste oder ähnliche Gegenstände gegen versicherte Sachen geworfen werden;

2.2 als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses einlreteni

2 3 durch Abhandenkommen trei einem Schadenereignis eintrelen

Artikel 2
Nicht versicherte Schäden

Nicht versichert sind, auch nicht als unvermeidliche Folge eines Schadenereignisses:

1 Schäden durch Brand, Blitzschlag, Explosion oder Flugzeugabsturz;

2. Schäden durch Lawinen oder Lawinenluftdruck, Sturmflut, Hochwasser, Uber-
schwemmung oder Vermurung;

3 Schäden durch Sog- oder Drurcl«virkungen von Luft oder Raumfahzeugen;

4, Schäden durch Wasser und dadurch verursachlen Rückstau

Schäden durclr Schmelz- oder Niederschlagswasser sind aber versichert, wenn
das Wasser dadurch in ein Gebäude eindringt, daß feste Baubestandleile oder
ordnungsgemäß verschlossene Fenster oder Außentüren durch ein
Schadenereigrris beschädigt oder zerstört wurden;

5, Schäden durch Bewegung von Boden- oder Gesteinsmassen, wenn diese
Bewegung durch Bautätigkeiten oder bergmännische Tätigkeiten verursacht wurde;

6 Schäden durch Bodensenkung;

7. Schäden durch dauernde Wilterungs- oder Umwelteinflüsse:

8. Beeinträchtigungen ohne Auswirkungen auf die Brauchbarkeil, Funktionsfähigkeit
oder Nutzungsdauer der Sachen;

9 Schäden, die dadurch entslanden sind,

- daß sich versicherte Bauwerke oder Teile davon in einem baufälligen Zustand
befunden h;rben,

- daß im Zuge von Neu-, Zu- oder Umbauten versicherter Bauwerke Baubestand-
teile nicht oder noch nicht entsprechend fest mit dem sonstigen Bauwerk
verbunden waren oder Baubestandleile aus der üblichen Verbindung mit dem
Bauwerk gelöst wurden;

10 Schäden durch die unmittelbare oder mittelbare Wirkung von

10 l.Kriegsereignissen jeder Art, mit oder ohne Kriegserklärung, einschließlich aller
Gewalthandlungen von Staaten und aller Gewalthandlungen politischer oder
terroristischer Organisationen ;

10.2 inneren Unruhen, Bürgerkrieg, Revolulion, Rebellion, Aufruhr, Aufstand;

103 allen mit ,len genannten Ereignissen (Punkte 101 und 10,2.) verbundenen
militärischen und behördlichen Maßnahmen;

1 0.4. Erdbeben rcder anderen außergewöhnlichen Naturereignissen ;

10 5.Kernenergie, radioaktiven lsotopen oder ionisierender Strahlung

106.lst der Versicherungsnehmer Unternehmer im Sinne des Konsumentenschutz-
gesetzes, so hal er nachzuweisen, daß der Schaden mil den in den Punkten
101. bis 10,5 genannten Ereignissen oder deren Foigezuständen weder
unmittelbar noch mittelbar im Zusammenhang steht

Artikel 3
Versicherte Sachen und Kosten

1. Versicherte Sachen

1 l.Versichert sind die in derPolizze bezeichneten Sachen, die im Eigentum des
Versicherungsnehmers stehen, ihm unter Eigentumsvorbehall verkauft und
übergeben oder ihm verpfändet wurden

1.2. Fremde Srachen sind nur aufgrund besonderer Vereinbarung, und nur soweit
nicht aus einem anderen Versicherungsvertrag Entschädigung erlangl werden
kann, versicherl

Bei der Versicherung fremder Sachen ist für den Versicherungswerl das
lnteresse des Eigentümers maßgebend, soweit nichts anderes vereinbart ist.

1 3 Nur aufgrund besondererVereinbarung versicherle Sachen:

1 3.1. Verglasungen und Kunststoffverglasungen aller Art, auch Lichtkuppeln;

1 3 2 Außenanlagen aller Art, z.B. Firmenschilder und Werbeanlagen, Außen-
beleuchtungen, Einfriedungen, Antennenanlagen, Solaranlagen, Markisen;

1 3.3. Bewegliche Sachen im Freien oder auf dem Transport

2. Versicherte Kosten

2 1 Versichert sind Kosten für Maßnahmen, auch für erfolglose, die der
Versicherungsnehmer bei einem Schadenereignis zur Abwendung oder
Minderung des Schadens für notwendig halten durfte

Der Ersatz dieser Kosten und die Entschädigung für die versicherlen Sachen
betragen zusammen höchstens die Versicherungssumme; dies gilt jedoch nicht,
soweit Mal3nahmen auf Weisung des Versicherers erfolgt sind

2.2. Nur aufgrund besonderer Vereinbarung sind versichert:

2.21. Bewegurrgs- und Schutzkosten, das sind Kosten, die dadurch entstehen, daß
zum Zweck der Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung versicherter
Sachen andere Sachen bewegt, verändert oder geschützt urerden müssen;
insbesondere sind das Kosten für De- und Remontage von Maschinen oder
Einrichtungen sowie für Durchbruch, Abriß oder Wiederaufbau von
Gebäudeteilen.

2.2.2. Abbtuch- und Aufräumkosten, das sind Kosten für Tätigkeiten am
Versicherungsort und soweil sie versicherte Sachen betreffen, und zwar für den
nötigen Abbruch stehengebliebener, vom Schaden betroffener Teile sowie für
das Aufräumen einschließlich Sortieren der Reste und Abfälle. Darunler fallen
nicht Entsorgungskosten nach Punkt 2 2.3.

2 2 3 Entsorgungskosten, das sind Kosten für Untersuchung, Abfuhr, Behandlung
und Depronierung vom Schaden betroffener versicherter Sachen

2.3. Nicht versichert sind:

2.3.1.Kosten, die durch Gesundheitsschäden bei Erfüllung der Rettungspflicht
verursar;hl werden;

2 3.2. Kosten für Leistungen der im öffenllichen lnleresse oder auf behördliche
Anordnung tätig gewordenen Feuerwehren und anderen Verpflichleten
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Artikel 4
Ortliche celtung der Versicherung

Bewegliche sachen sind nur an dem in der polizze bezeichneten versicherungsort
versichert. werden sie von dort entfernt, ruht der Versicherungsschutz. Erfolgi die
Entfernung auf Dauer, erlischt für diese Sachen der Versicherungsverlrag.

Artikel 5
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers vor dem Schadenfall

1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, die versicherten Sachen, bei versicherten
Gebäuden vor allem das Dachwerk, ordnungsgemäß instandzuhalten.

2 Diese Obliegenheil gilt als vereinbarte Sicherheitsvorschrifl gemäß Artikel 3 ABS.
lhre Verletzung führt nach Maßgabe der gesetzlichen- Beslimmungen zur
Leistungsfreiheit des Versicherers.

Artikel 6
Obliegenheiten des Versicherungsnehmers im Schadenfall

1. Schadenminderungspflicht

1 1. Nach Möglichkeit ist bei einem unmittelbar drohenden oder eingetretenen
Schaden

- für die Erhaltung, Rettung und Wiedererlangung der versicherten Sachen zu
sorgen;

- dazu Weisung des Versicherers einzuholen und einzuhalten.

1.2 Bei Verlust von Sparbüchern und Wertpapieren muß die Sperre von
Auszahlungen unverzüglich beantragt und, soweit möglich, das gerichfliche
Kraftloserklärungsverfahren eingeleitet werden.

2. Schadenmeldungspflicht

Jeder Schaden ist unvezüglich dem Versbherer zu melden. Wenn versicherte
Sachen abhandengekommen sind, ist der Schaden auch der Sicherheitsbehörde
anzuzeigen. ln der Anzeige sind insbesondere alle abhandengekommenen
Sachen anzugeben.

3. Schadenaufklärungspf licht

3.1 Dem Versicherer ist nach Möglichkeit jede Untersuchung über die Ursache und
Höhe des Schadens und über den Umfang seiner Entschädigungsleistung zu
geslalten.

3.2 Bei der Schadenermittlung ist unterstützend mitzuwirken und auf Verlangen sind
dem Versicherer entsprechende Unterlagen zur Verfügung zu stellen. Oie Kosten
dafür trägt der Versicherungsnehmer.

3.3. Bei Gebäudeschäden ist dem Versicherer auf Verlangen ein beglaubigter
Grundbuchauszug nach dem Stand vom Tag des Schadenereignisses
vozulegen Die Kosten dafür lrägt der Versicherungsnehmer

3.4. Der durch den Schaden herbeigeführte Zustand darf, solange der Schaden nicht
ermittelt ist, ohne Zustimmung des Versicherers nichl verändert werden, es sei
denn, daß eine solche Veränderung zum Zweck der Schadenminderung oder im
öffentlichen lnleresse notwendig ist

4. Leistungsf.eiheit

Verletzt der Versicherungsnehmer eine der vorstehenden Obliegenheiten, ist der
Versicherer nach Maßgabe des § 6 Versicherungsvertragsgeselz (VersVG) - im
Falle einer Verletzung der Schadenminderungspflichl nach Maßgabe des § 62
VersVG - von der Verpflichtung zur Leistung frei.

Artikel 7
Versicherungswert

1. Spezielle Bestimmungen zum Versichetungswert

1.1 Als Versicherungswert von Gebäuden kann vereinbart werden:

1.1 1 der Neuwert.

Als Neuwert eines Gebäudes gelten die ortsüblichen Kosten seiner
Neuherslellung einschließlich der Planungs- und Konstruktionskosten;

1.1 2. derZeitwert.

Der Zeitwert eines Gebäudes wird aus dem Neuwert durch Abzug eines dem
Zustand des Gebäudes, insbesondere seines Alters und seiner Abnützung
entsprechenden Betrages ermitteltl

'1 13 derVerkehrswert.

Der Verkehrswert eines Gebäudes ist der erzielbare Verkaufspreis, wobei der
Wert des Grundstückes außer Ansatz bleibt

t
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1.2. Als versicherungswert von Gebrauchsgegenständen und Betriebseinrichtun-
gen kann vereinbart werden:

1.2 1.dilNeuwerl.
Als Neuwert gelten die Koslen für die Wiederbeschaffung von neuen Sachen
gleicher Art und cüte;

1 2.2. der Zeilwed.

Der Zeitwert wird aus dem Neuwert durch Abzug eines dem Zustand der
Sache, insbesondere ihres Alters und ihrer Abnützung entsprechenden
Betrages ermittelt;

1 .2 3. der Verkehrswert

Der Verkehrswert ist der erzielbare Verkaufspreis ftir die Sache

1 3 Als Versicherungswert von Waren und Vorräten gelten die Kosten für die
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung von Sachen gleicher Art und Güte

lst bei Waren und Vorräten der erzielbare Verkaufspreis niedriger als die Kosten
für die Wiederherslellung oder Wiederbeschaffung, so gilt dieser als
Versicherungswert,

1 4 Als Versicherungswert gelten bei

- Geld und Geldeswerten der Nennwert,

- Sparbüchern ohne Losungswort der Betrag des Gulhabens,

- Sparbüchern mit Losungswort die Kosten des Kraftloserklärungsverfahrens,

- Wertpapieren mit amtlbhem Kurs die jeweils lelzte amtliche Notierung,

- sonstigen Wertpapieren der Marhpreis.

1.5. Als Versicherungswert von Datenträgern mil den darauf befindlichen
Programmen und Daten, Reproduktionshilfsmitteln, Urkunden, Mustern,
Prototypen und dergleichen gelten die Kosten für die Wiederherstellung oder
Wiederbeschaffung

1 6. Als Versicherungswert behördlich zugelassener Straßen-, Wasser- und Luft-
fahrzeuge gilt der Verkehrswert.

1 7. Als Versicherungswert sonstiger, in den Punkten 1.2. bis 1 6 nicht genannter
beweglicher Sachen gilt der Verkehrswert

2. Allgemeine Bestimmungen zum Versicherungswert

2 1 Unabhängig von den Bestimmungen der Punkte 1 1 bis 1 7. gilt als
Versicherungswert jedenfalls der Verkehrswerl:

2.1.1. bei Sachen von historischem oder künstlerischem Wert, bei denen die Alterung
im allgemeinen zu keiner Entwertung führt;

2.1.2. bei beweglichen Sachen, die gewerbsmäßig verliehen werden, z B. Leihbücher,
Leihvideobänder, Leihmaschinen und Leihgeräte

2.2 Bei der Ermittlung des Versicherungswertes wird ein persönlicher Liebhaberwert
nicht berücksichtigt

Artikel 8
Entschädigung

1 Für Gebäude, Gebrauchsgegenstände und Betriebseinrichtungen (Artikel 7,
Punkte 1 1. und 1.2.):

1.1. lst die Versicherung zum Neuwert gemäß Artikel 7 vereinbart,

1 1 1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses erselzl;

1.1.2.werden bei Beschädigung die notwendigen Reparalurkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses (Neuwertschaden), höchstens jedoch der
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt.

1 1 3. War der Zeitwert der vom Schaden belroffenen Sache unmittelbar vor Eintritt
des Schadenereignisses kleiner als 40% des Neuwertes, wird höchstens der
Zeitwert ersetzt.

1.1 4. War die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses dauernd entwerlet, wird höchslens der Verkehrswerl
ersetzl.

Ein Gebäude ist insbesondere dann dauernd entwertet, wenn es zum Abbruch
bestimml oder allgemein oder für seinen Betriebszweck nichl mehr verurrendbar
ist

Gebrauchsgegenstände und Betriebseinriohtungen sind insbesondere dann
dauernd entwertet, wenn sie dauernd aus dem Betrieb ausgeschieden oder
allgemein oderfür ihren Betriebszvleck nichl mehr verwendbar sind.
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1.2. lst die Versicherung zum Zeitwert gemäß Artikel 7 vereinbart,

1 2.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses ersetZ;

1.2.2 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses, geküzt im Verhältnis Zeitwert zu Neuwert,
höchstens jedoch der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des
Schadenereignisses, erselr:l,

1.2.3 War die vom Schaden betroffene Sache unmittelbar vor Einlritl des
Schadenereignisses dauernd entwertet (Punkt 1.1.4), wird höchstens der
Verkehrswert erselä,

1 3 lst die Versicherung zum Verkehrswert gemäß Artikel 7 vereinbart,

1 3.1 wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Eintritt des Schadenereignisses ersetzl i

1 3 2 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeil des
Eintrittes des Schadenereignisses, gekürzt im Verhältnis Verkehrswert zu
Neuwert, höchslens jedoch der Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des
Schadenerelgnisses, ersetzl.

2 Für Waren und Vorräte (Artikel 7, Punk 1.3.)

2 1. wid bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Einlritt des Schadenereignisses erselzt;

22 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses, höchstens jedoch der Versicherungswert
unmittelbar vc,r Eintritt des Schadenereignisses, erselzt

2 3 Warder erzielbare Verkaufspreis abzüglich der ersparten Koslen unmitlelbar vor
Eintritt des Schadenereignis;ses niedriger als die Kosten der Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung, wird höchstens dieser niedrigere Wert ersetzt

3 Für Geld und Geldeswerte, Sparbücher und Wertpapiere (Artikel 7, Punkt 1.4.)
werden die Kosten der Wiederbeschaffung, höchstens jedoch der
Versicherungswerl unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt

4. Für Datenträger und dergleichen (Artikel 7, Punkt 1 5.) werden die Kosten der
Wiederherstellung oder Wiederbeschaffung ersetä, soweil die Wiederherstellung
oder Wiederbeschaffung notwendig ist und innerhalb von zwei .Jahren ab dem
Eintritt des Schadenereignisses latsächlich erfolgt; andernfalls wird nur der
Materialwert ersetzt.

5, Für Fahrzeuge und sonstige bewegliche Sachen (Artikel 7, Punkte i.6 , 1 7 und
21.)

5.1. wird bei Zerstörung oder Abhandenkommen der Versicherungswert unmittelbar
vor Einlritt des Schadenereillnisses ersetzt;

5 2 werden bei Beschädigung die notwendigen Reparaturkosten zur Zeit des
Eintrittes des Schadenereignisses, höchstens .jedoch der Versjcherungswert
unmitlelbar vor Eintritt des Schadenereignisses, ersetzt

6 Für versicherte Kosten (Artikel 3, Punh 2 ) werden die tatsächlich anfallenden
Kosten ersetzt

7. Allgemeine Bestimmungen ;zur Entschädigung

7 1 Wird durch die Reparatur einer Sache ihr Versicherungswert gegenüber ihrem
Versicherungswert unmittelbar vor Eintritt des Schadenereignisses erhöht,
werden die Reparaturkoster um den Betrag der Werterhöhung gekürzt

7.2 Der Wert verbliebener Reste wird jedenfalls angerechneti behördliche
Beschränkungen der Wiederrherslellung oder Wiederbeschaffung werden bei der
Bewertung der Reste nichl berücksichtigt.

7.3 Für abhandengekommene und später wieder herbeigeschaffte Sachen gilt
vereinbart:

7.3.1.Der Versicherungsnehmer ist zur Zurücknahme dieser Sachen verpflichtet,
soweit dies zumutbar ist.

7 3 2, Werden Sachen nach Zahlung der Entschädigung wieder herbeigeschafft, hat
der Versicherungsnehmer die erhaltene Entschädigung, abzüglich der
Vergütung für einen allfälligen Mindeniert, zurückzugeben. Sachen, deren
Zurücknahme nicht zumulbar ist, sind dem Versicherer zu übereignen.

7.4. Bei zusammengehörigen Einzelsachen wird die allfällige Entwertung, welche die
unbeschädigt gebliebenen Einzelsachen durch die Beschädigung, Zerstörung
oder das Abhandenkommen der anderen erleiden, nicht berücksichtigt.

Artikel 9
U nte rversicher u ng

Gemäß Artikel 8 ermitlelte Entschädigungen werden bei Vorliegen einer
Unterversicherung nach den Bestimmungen der ABS gekürzt; dies gilt nicht, wenn
Versicherung auf Erstes Risiko vereinbart isl

Artikel l0
Zahlung der Entschädigung; Wiederherstellung, Wiederbeschaff ung

1. Der Versicherungsnehrner hat vorerst nur Anspruch:

1,1 Bei Gebäuden

1.1 1, bei Zersilörung auf Ersatz des Zeitwertes, höchstens jedoch des
Verkeh rslvertes;

1 1 2 bei Beschädigung auf Ersatz des Zeitwertschadens, höchstens jedoch des
Verkehrswertschadens.

1 2 Bei Gebrauchsgegenständen und Betriebseinrichtungen

1 .2.1. bei Zerslörung oder Abhandenkommen auf Ersatz des Zeitwertesi

1 2,2 bei Beschädigung auf Ersatz des Zeitwertschadens.

1.3 Der Zeitwertschaden verhä|l sich zum Neuwertschaden wie der Zeitwert zum
Neuwert

Der Verkr:hrswertschaden verhält sich zum Neuwertschaden wie der
Verkehrswert zum Neuwert,

2. Den Anspruch auf den die Zahlung gemäß Punkt 1. übersteigenden Teil der
Entschädigung erwirbl der Versicherungsnehmer ersl dann und nur insoweil, als
folgende Voraussetzungen erfüllt sind :

2.1. es ist gesichert, daß die Entschädigung zur Gänze zur Wiederherstellung bzul
Wiederbeschaffung verwendet wird.

Sachen, die vor dem Einlritt des Schadenereignisses bereits hergeslelll,
angeschafll oder bestellt waren, oder sich in Herstellung befanden, gelten nicht
als wiederhergestellt bzw. wiederbeschafft ;

2.2. die Wiederherslellung eines Gebäudes erfolgt an der bisherigen Stelle

lst die Wiederherstellung an dieser Stelle behördlich verboten, so genügt die
Wiederherstellung an anderer Stelle innerhalb Österreichs;

2.3. die wiederhergestellten bzw. wiederbeschafften Sachen drenen dem gleichen
Betriebs- hrzw. Verwendungszweck;

2,4. die Wiede.herstellung bzw. Wiederbeschaffung erfolgt innerhalb von drei Jahren
ab dem Eintritt des Schadenereignisses

Artikel 11
Sachverständigenverfahren

Für das Sachverständigenverfahren wird ergänzend zu den Bestimmungen der ABS
vereinbart:

1 Die Feststellung der beiden Sachverständrgen muß auch den Versicherungswert
der vom Schaden betroffenen Sachen unmittelbar vor Einlritt des
Schadeneretgnisses sowie den Wert der Reste enthalten

2. Auf Verlangen eines Vertragsperlners muß auch eine Feststellung des
Versicherungswerts der versicherten, vom Schaden nicht betroffenen Sachen
erfolgen.

Artikel 12
Regreß; Versicherungssumme nach dem Schadenfall

1. Soweit der \/ersicherer dem Versicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden
erselzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Versicherungsnehmers oder
Versicherlen gegen Dritte auf den Versicherer über.

2. Die Versicherungssumme wird nicht dadurch vermindert, daß eine Entschädigung
gezahlt wurde
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Allgemeine und Ergänzende Allgemeine Bedingungen
der Grazer Wechselseitigen Versicherung AG für die

Haftpflichtversicherung - FN
(AHVB/EHVB - FN 2012lStufe 1)

Die Allgemeinen Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (AHVB) finden insoweit
Anwendung, als in den Ergänzenden Allgemeinen Bedingungen für die
Haftpflichfuersicherung (EHVB) keine Sonderregelungen getroffen werden.

Allgemeine Bedingungen für die Haftpflichtversicherung
(AHVB)

Artikel 1

Versicherungsfall und Versicherungsschutz

1 Versicherungsfall

'l 1 Versicherungsfall ist ein Schadenereignis, das dem versicherten Risiko entspringt
und aus welchem dem Versicherungsnehmer Schadenersatzverpflichtungen
(Pkt.2) erwachsen oder erwachsen könnten

1.2 Serienschaden

Mehrere auf derselben Ursache beruhende Schadenereignisse gellen als ein
Versicherungsfall Ferner gelten als ein Versicherungsfall Schadenereignisse, die
auf gleicharligen, in zeitlichem Zusammenhang stehenden Ursachen beruhen,
wenn zwischen diesen Ursachen ein rechtlicher, wirtschaftlicher oder technischer
Zusammenhang besteht.

2 Versicherungsschulz

2 1 lm Versicherungsfall übernimmt der Versicherer

2.1 1 die Erfüllung von Schadenersatzverpflichtungen, die dem Versicherungsnehmer
wegen eines Personenschadens, eines Sachschadens oder eines
Vermögensschadens, der auf einen versicherten Personen- oder Sachschaden
zurückzuführen ist, aufgrund geselzlicher Haftpflichtbestimmungen
privatrechtlichen lnhalts eruvachsen (in der Folge kurz
"Schadenersatzverpflichtungen" genannt);

2.1.2 die Kosten der Feststellung und der Abwehr einer von einem Drillen
behauplelen Schadenersatzverpflichtung im Rahmen des Art.5, Pkt 5

2.2 Schadenersatzverpflichtungen aus Verlusl oder Abhandenkommen körperlicher
Sachen sind nur dann versichert, wenn eine in den Ergänzenden Allgemeinen
Bedingungen für die Haftpflichtversicherung (EHVB) vorgesehene besondere
Vereinbarung getroffen wurde. ln derarligen Fällen finden die Bestimmungen
über Sachschäden Anwendung.

2.3 Personenschäden sind die Tötung, Körperverletzung oder Gesundheits-
schädigung von Menschen. Sachschäden sind die Beschädigung oder die
Vernichtung von körperlichen Sachen.

Verlust, Veränderung oder Nichtverfügbarkeit von Daten auf elehronischen
Speichermedien gelten nicht als Sachschäden

Artikel 2

Vergrößerung des versicherten Risikos

1 Die Versicherung erstreckt sich auch auf Erhöhungen und betriebs- oder
berufsbedingte Erweiterungen des versicherten Risikos.

2 Wird eine Erhöhung des versicherten Risikos durch Anderung oder Neuschaffung
von Rechtsnormen bewirkl, so kann der Versicherer innerhalb eines Jahres ab
lnkrafttreten der Rechtsnormen mittels eingeschriebenen Briefes den
Versicherungsvertrag unter Einhaltung einer Frisl von einem Monat kündigen.

Artikel 3

örtlicher Geltungsbereich des Versicherungsschutzes

1 Der Versicherungsschulz bezieht sich auf in Osterreich eingelretene
Versicherungsfälle

2 Schadenersatzverpflichtungen (Regressverpflichtungen) gegenüber den
österreichischen Sozialversicherungsträgern fallen jedoch auch dann unter
Versicherungsschutz, wenn der Versicherungsfall im Ausland eingetreten ist

Artikel 4
Zeitlicher Geltungsbereich des Verslcherungsschutzes

1 Die Versicherung erstreckt sich auf Versicherungsfälle, die während der
Wirksamkeit des Versicherungsschulzes (Laufzeit des Versicherungsvertrages
unler Beachtung der §§ 38, 39 und 39 a Versioherungsvertragsgesetz (VersVG),
BGBI Nr 2/'1959, in der jeweilsgeltenden Fassung) eingetreten sind

19@"1w,
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Versicherungsfälle, die zwar während der Wirksamkeit des Versicherungsschutzes
eingetreten sind, deren Ursache jedoch in die Zeit vor Abschluss des
Versicherungsvertrages fällt, sind nur gedeckt, wenn dem Versicherungsnehmer
oder dem Versicherten bis zum Abschluss des Versicherungsvertrages von der
Ursache, die zu dem Versicherungsfall geführt hat, nichts bekannt war,

2 Ein Serienschaden gilt als in dem Zeitpunkt eingelrelen, in dem das ersle
Schadenereignis der Serie eingetreten isl, wobei der zum Zeitpunkt des ersten
Schadenereignisses vereinbarle Umfang des Versicherungsschutzes maßgebend
ist Wenn der Versicherer das Versicherungsverhältnis gemäß Art 12 kündigt oder
bei Risikowegfall (Art,12, Pkt.4), besteht nichl nur für die während der Wirksamkeit
des Versicherungsschutzes, sondern auch für die nach Beendigung des Verlrages
eintrelenden Schadenereignisse einer Serie Versicherungsschutz,

lst das erste Schadenereignis einer Serie vor Abschluss des
Versicherungsvertrages eingetreten und war dem Versicherungsnehmer oder
Versicherten vom Einlritt des Serienschadens nichls bekannt, dann gilt der
Serienschaden mit dem erslen in die Wirksamkeil des Versicherungsschulzes
fallenden Schadenereignis als eingetreten, sofern hierfür nicht anderweitig
Versicherungsschulz besteht

lst das erste Schadenereignis einer Serie während einer Unterbrechung des
Versicherungsschutzes eingetreten und war dem Versicherungsnehmer oder
Versicherten vom Eintritt des Serienschadens nichts bekannt, dann gilt der
Serienschaden mit dem ersten in den Wiederbeginn des Versicherungsschutzes
fallenden Schadenereignis als eingetreten.

3 Bei einem Personenschaden gilt im Zweifel der Versicherungsfall mit der ersten
nachprüfbaren Feststellung der Gesundheitsschädigung durch einen Arzt als
eingetreten

Artikel 5

Summenmäßiger Umfang des Versicherungsschutzes

1 Die Versicherungssumme stelll die Höchstleistung des Versicherers für einen
Versicherungsfall im Sinn des Art 1 , Pkt 1 dar, und zwar auch dann, wenn sich der
Versicherungsschulz auf mehrere schadenersatzpflichtige Personen erstreckt

lst eine Pauschalversicherungssumme vereinbart, so gilt diese für
Personenschäden, Sachschäden und Vermögensschäden, die auf einen
versicherten Personen- oder Sachschaden zurückzuführen sind, zusammen

2 Der Versicherer leistet für die innerhalb eines Versicherungsjahres eingetrelenen
Versicherungsfälle höchstens das Dreifache der jeweils maßgebenden
Versicherungssumme.

3 An einer Sicherheitsleistung oder Hinterlegung, die der Versicherungsnehmer kraft
Gesetzes oder gerichtlicher Anordnung zut Deckung einer
Schadenersatzverpflichtung vorzunehmen hat, beteiligl sich der Versicherer in
demselben Umfang wie an der Ersalzleislung.

4 Hat der Versicherungsnehmer Rentenzahlungen zu leisten und übersteigt der
Kapitalwert der Rente die Versicherungssumme oder den nach Abzug etwaiger
sonstiger Leistungen aus demselben Versicherungsfall noch verbleibenden
Restbetrag der Versicherungssumme, so wird die zu leistende Rente nur im
Verhältnis der Versicherungssumme bzw. ihres Restbetrages zum Kapilalwert der
Rente erstattet. Der Kapitalwert der Rente wird zu diesem Zweck aufgrund der
österreichischen Sterbetafel OEM 2000/2002 und eines Zinsfußes von jährlich 3 %
ermittelt (siehe Rententafel).

5 Rettungskosleni Kosten

5.1 Die Versicherung umfasst den Ersalz von Rettungskosten

5 2 Die Versicherung umfassl ferner die den Umständen nach gebotenen
gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten der Feststellung und Abwehr einer
von einem Dritten behaupteten Schadenersatzpflicht, und zwar auch dann, wenn
sich der Anspruch als unberechtigt erweist.

5 3 Die Versicherung umfasst weiters die Kosten der über Weisung des Versicherers
(siehe Art.8, Pkt.1 4) geführten Verteidigung in einem Straf- oder
Diszipl ina rverfahren.

Kosten gemäß den Punkten 5.1 bis 5 3 und Zinsen werden auf die
Versicherungssumme angerechnet

6 Falls die vom Versicherer verlangte Erledigung einer Schadenersatzverpflichtung
durch Anerkenntnis, Befriedigung oder Vergleich am Widerstand des
Versicherungsnehmers scheiterl und der Versicherer mittels eingeschriebenen
Briefes die Erklärung abgibt, seinen vertragsmäßigen Anteil an Entschädigung und

Kosten zur Befriedigung des Geschädigten zur VerfÜgung zu halten, hat der
Versicherer fi.ir den von der erwähnten Erklärung an entstehenden Mehraufwand
an Hauptsache, Zinsen und Kosten nicht aufzukommen

ffi
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Artikel 6

Versicherungsschutz für Sachschäden durch Umweltstörung

Für Schadenersalzverpfliohtungen aus Sachschäden durch Umwellstörung
- einschließlich des Schadens an Erdreich oder Gewässern - besteht
Versicherungsschulz nur aufgrund einer besonderen Vereinbarung nach Maßgabe der
nachslehend angeführten Bedingttngen:

1 Umweltstörung ist die Beeinträchtigung der Beschaffenheit von Luft, Erdreich oder
Gewässern durch lmmissionen.

2 Versicherungsschutz für Sachschäden durch Umweltstörung - einschließlich des
Schadens an Erdreich oder Gewässern - beslehl, wenn die Umweltstörung durch
einen einzelnen, plötzlich eingetretenen, unvorhergesehenen Vorfall ausgelöst
wird, welchervom ordnungsgemäßen, störungsfreien Belriebsgeschehen abweicht.

Somit besteht insbesondere kein Versicherungsschutz, wenn nur durch mehrere in
der Wlrkung gleichartige Vorfälle (wie Verkleckern, Verdunsten) eine
Umweltstörung, die bei einzelnen Vorfällen dieser Art nicht eingetreten wäre,
ausgelöst wird,

Art 7, Pkt 1 1 findet keine Anwendung.

3 Besondere Regelungen für den Versicherungsschutz gemäß Pkt 2

3.1 Versicherungsfall

3.1.'1 Versicherungsfall ist abweichend von Artl, Pktl die erste nachprüfbare
Feststellung einer Umweltstörung, aus welcher dem Versicherungsnehmer
Schadenersatzverpflichtungen en^Jachsen oder erwachsen könnten,

3.1 2 Serienschaclen

Abweichend von Art.1, Pkt 12 gilt die Feststellung mehrerer durch denselben
Vorfall ausgelöster Umweltstörungen als ein Versicherungsfall Ferner gelten
als ein Versicherungsfall Feststellungen von Umweltslörungen, die durch
gleichartige in zeitlichem Zlusammenhang stehende Vorfälle ausgelöst werden,
wenn zwischen diesen Vorfällen ein rechtlicher, wirtschaftlicher oder
technischer Zusammenhang besteht.

Art 4, Pkt.2 AHVB findet sinngemäßAnwendung

3.2 Ortlicher Geltungsbereich

Versicherungsschutz besteht abweichend von Art 3, wenn die schädigenden
Folgen der Umweltslörung in Osterreich eingetreten sind

3 3 Zeitlicher Geltungsbereich

Abweichend von Art 4 erstreckt sich der Versicherungsschutz auf eine
Umweltstörung, die während der Wirksamkeit des Versicherungsschutzes oder
späteslens zwei Jahre danach festgestellt wird (Pkt 3.1 1) Der Vorfall muss sich
während der Wirksamkeit ders Versicherungsschutzes ereignen

Eine Umweltstörung, die zwer während der Wirksamkeit des
Versicherungsschutzes festgestellt wird, die aber auf einen Vorfall vor Abschluss
des Versicherungsvertrages zurüclquführen isl, ist nur dann versichert, wenn
sich dieser Vorfall frühestens zwei Jahre vor Abschluss des
Versicherungsvertrages ereignet hat und dem Versicherungsnehmer oder dem
Versicherten bis zum Absclrluss des Versicherungsvertrages der Vorfall oder die
Umweltstörung nicht bekannt war und auch nicht bekannt sein konnte.

Art.4, Pkt 2 findet sinngemäß Anwendung

3.4 Obliegenheiten

Der Versicherungsnehmer ist - bei sonstiger Leistungsfreiheit des Versicherers
gemäß den Voraussetzungr>n und Begrenzungen des § 6 VersVG (vollständiger
Geselzeslext im Anhang 1 cler Polizze) - verpflichtet,

3.4.1 die für ihn maßgeblichen einschlägigen Gesetze, Verordnungen, behördlichen
Vorschriflen und Auflagen, die einschlägigen Ö-Normen und die Richtlinien des
Osterreichischen Wassenvirtschaftsverbandes einzuhallen ;

3.4 2 umweltgefährdende Anlagen und sonstige umweltgefährdende Einrichtungen
fachmännisch zu warten ,cder warten zu lassen Notwendige Reparaturen und
Wartungsarbeiten sind unverzüglich auszuführen.

Mindestensr alle fünf Jahre - sofern nicht gesetzlich oder behördlich eine kürzere
Frist vorgeschrieben ist - müssen diese Anlagen und Einrichtungen durch
Fachleute überprüft werd,-^n. Diese Frist beginnt ungeachtet des Beginnes des
Versicherungsschutzes mit lnbetriebnahme der Anlage oder deren letzter
Uberprüfung.

3.5 Selbstbehalt

Der Selbstbehalt des Versicherungsnehmers beträgt in jedem \y'ersrcherungsfall

10 % des Schadens, höchstens EUR 35 000,--

3 6 Ausschlüsse vom Versicherungsschutz

Kein Versicherungsschutz besteht für Abwasserreinigungsanlagen, Kläranlagen
und Abfallbehandlungsanlagen; weiters für die Zwischenlagerung von
gefährlichen Abfällen sowier für die Endlagerung (Deponierung) von Abfällen jeder
Art.

Artikel 7

Ausschlüsse vom Versicherungsschutz

1 Unter die Versicherung gemäß Art 1 fallen insbesondere nicht

'1.1 Ansprüche aus Gewährleislung für Mängel;

1 2 Ansprüche, soweil sie aufgrund eines Vertrages oder einer besonderen Zusage
über den Urnfang der gesetzlichen Schadenersatzpflicht hinausgehen;

1.3 die Erfüllung von Verträgen und die an die Stelle der Erfüllung tretende
Ersatzleistu ng,

2 Die Versichu'rung erstreckt sich nicht auf Schadenersalzverpflichlungen der
Personen, di-. den Schaden, für den sie von einem Dritten verantwortlich gemacht
werden, rechlswidrig und vorsätzlich herbeigeführt haben. Dem Vorsalz wird gleich
gehalten

2.1 eine Handlung oder Unterlassung, bei welcher der Schadenseinlrilt mit
Wahrscheinlichkeit erwartet werden musste, jedoch in Kauf genommen wurde
(2.B. im Hinblick auf die Wahl einer kosten- oder zeitsparenden Arbeitsweise);

2.2 die Kenntnis der Mangelhaftigkeit oder Schädlichkeit von hergestellten oder
gelieferten Waren oder geleisteten Arbeilen.

3 Die Versicherrung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzverpllichtungen aufgrund
des Amtshallungs- (BGBI Nr 2011949) und des Organhaftpflichtgesetzes (BGBI
Nr. 181/196i'), beide in derjeweilsgeltenden Fassung

4 Die Versicherung erslreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen aus
Schäden, rlie in unmittelbarem oder mittelbarem Zusammenhang mit
Auswirkunge,n der Alomenergie stehen, insbesondere mil

4.1 Reaktionen spallbarer oder verschmelzbarer Kernbrennstoffe;

4.2 der Strahlung radioaktiver Stoffe sowie der Einwirkung von Strahlen, die durch
Beschleunigung geladener Teilchen erzeugt werden;

4.3 der Verseuchung durch radioaktive Stoffe

5 Die Versictrerung erstreckt sich nicht auf Schadenersalzverpflichtungen aus
Schäden, die der Versicherungsnehmer oder die für ihn handelnden Personen
verursachen durch Hallung oder Verwendung von

5.1 Luftfahrzeugen,

5 2 Luftfahrtgeräten,

5 3 Kraflfahrzeugen oder Anhängern, die nach ihrer Bauart und Ausrüstung oder
ihrer Verwendung im Rahmen des versicherlen Risikos ein behördliches Kenn-
zeichen tragen müssen oder tatsächlich tragen. Dieser Ausschluss bezieht sich
jedoch nioht auf die Vemrendung von Kraftfahrzeugen als ortsgebundene
Kraftquelle

Die Begrifl'e Luftfahrzeug und Luflfahrtgerät sind im Sinn des Luftfahrtgesetzes
(BGBI Nr 25311957), die Begriffe Kraftfahrzeug, Anhänger und behördliche
Kennzeichen im Sinn des Kraftfahrgeselzes (BGBI Nr, 26711967), beide in der
jeweils geltenden Fassung, auszulegen,

6 Es besleht liein Versicherungsschutz aus Schäden, die zugefügt werden

6,1 dem Versir:herungsnehmer (den Versicherungsnehmern) selbst;

6.2 Angehörigen des Versicherungsnehmers (als Angehörige gelten der Ehegatle,
Vemrandte, in gerader auf- und absleigender Linie, Schwlegen-, Adoptiv- und
Stiefeltern im gemeinsamen Haushalt lebende Geschwister; eine außereheliche
Gemeinschaft isl in ihrer Auswirkung der ehelichen gleichgestellt);

6 3 Gesellschaffern des Versicherungsnehmers und deren Angehörigen (Pkt.6 2);

6.4 Gesellschrrften, an denen der Versicherungsnehmer oder seine Angehörigen
(Ph 6 2) beteiligt sind, und zwar im Ausmaß der prozentuellen Beteiligung des
Versicherungsnehmers und seiner Angehörigen (Pkt.6.2) an diesen
Gesellschaften.

Bei juristis;chen Personen, geschäftsunfähigen oder beschränkl geschäf1sfähigen
Personen werden deren gesetzliche Verlreter und Angehörige dem
Versicherungsnehmer und seinen Angehörigen gleich gehalten.

7 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichlungen aus
Schäden, die durch Veränderung des Erbguts von menschlichen Keimzellen oder
Embryonen enlstehen, gleichgültig ob die Veränderung auf die Übertragung oder
indireke liinwirkung lransgenen Erbguts oder auf direken gen- oder
fortpflanzurgstechnischen Eingriff zurückzuführen ist

Nicht versir:hert sind Schäden im Zusammenhang mil gentechnisch veränderten
Organismen,

8 Der Versir:herer leistet keinen Versicherungsschutz für Schäden, Verluste,
Schadenerrsatzverpflichtungen, Ansprüche und Kosten.ieglicher Art, die in direktem
oder indirektem Zusammenhang entstehen durch Gewalthandlungen von Staaten
oder gegen Staaten und ihre Organe, Gewalthandlungen von politischen und
terroristischen Organisationen, Gewalthandlungen anlässlich öffentlicher
Versamm[rngen, Kundgebungen und Aufmärschen sowie Gewalthandlungen
anlässlich von Streiks und Aussperrungen. Dies gilt auch für alle in irgendeinem
denkbaren Zusammenhang stehenden Ereignisse und Handlungen, auch wenn
diese der \/orbeugung, Unterdrückung oder Kontrolle derartiger Aktivitäten dienen.
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9 Die Versicherung erslreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichlungen wegen
Schäden, die an den vom Versicherungsnehmer (oder in seinem Auftrag oder für
seine Rechnung von Dritten) hergestellten oder gelieferten Arbeiten oder Sachen
infolge einer in der Herstellung oder Lieferung liegenden Ursache enlstehen.

10 Die Versicherung erstrech sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen wegen
Schäden an

10.1 Sachen, die der Versicherungsnehmer oder die für ihn handelnden personen
entliehen, gemietet, geleast, gepachtet oder in Verwahrung genommen haben,
sei es auch im Zuge der Venrvahrung als Nebenverpflichtung, sowie an Sachen,
deren Besitz dem Versicherungsnehmer oder den {ür ihn handelnden personen
im Rahmen von bloßen Gefälligkeitsverhältnissen überlassen wurdei

10.2 beweglichen Sachen, die bei oder infolge ihrer Benulzung, Beförderung,
Bearbeitung oder einer sonstigen Tätigkeit an oder mit ihnen entstehen;

103 jenen Teilen von unbeweglichen Sachen, die unmittelbar Gegenstand der
Bearbeitung, Benutzung oder einer sonstigen Täligkeit sind.

11 Die Versicherung erslreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen wegen
Schäden an Sachen durch allmähliche Emission oder allmähliche Einwirkung von
Temperatur, Gasen, Dämpfen, Flüssigkeiten, Feuchtigkeit oder nicht-
atmosphärischen Niederschlägen (wie Rauch, Ruß, Staub usw.).

12 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichlungen aus
Schäden an Sachen durch Überflutungen aus slehenden und flüßenden
Gewässern, die durch solche Anlagen, Maßnahmen und Einbringungen des
Versicherungsnehmers verursacht werden, für die eine Bewilligung nach dem
Wasserrechtsgesetz (BGBI. Nr. 215/1959) in der jeweils geltenden Fassung,
erforderlich ist. Ebenso wenig erstrech sich die Versicherung auf derartige
Schadenersatzverpflichtungen, die daraus entstehen, dass der
Versicherungsnehmer an der Herstellung, Lieferung, Wartung oder Reparatur
solcher Anlagen unmittelbar mitwirkt

13 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersa2verpflichtungen aus
Schäden, die in unmittelbarem oder mitlelbarem Zusammenhang mit
Auswirkungen elektromagnetischer Felder stehen.

14 Die Versicherung erstreckl sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen aus
Schäden, die direkt oder indirekt auf Asbest oder asbesthaltige Materialien
zurückzuführen sind oder mit diesen im Zusammenhang stehen.

15 Die Versicherung erslreckl sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen wegen
Sach- und/oder Vermögensschäden, die unter die Tatbestände des Abschnitt A,
2.2, Pkl4 EHVB (eruveiterte Deckung der Produkthaftpflicht) fallen.

16 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichlungen wegen
Schäden aus Persönlichkeits- oder Namensrechlsverletzungen

'17 Die Versicherung erstreck sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen wegen
Schäden aus Anfeindung, Schikane, Belästigung, Ungleichbehandlung oder
sonstigen Diskriminierungen

Artikel I
Obliegenheiten; Vollmacht des Versicherers

1 Als Obliegenheilen, deren Verle2ung die Leistungsfreiheit des Versicherers gemäß
den Voraussetzungen und Begrenzungen des § 5 VersVG (vollständiger
Gesetzestexl im Anhang 1 der Polizze) bewirh, werden bestimmt:

1.1 Der Versicherungsnehmer ist verpflichtet, besonders gefahrdrohende Umstände,
deren Beseiligung der Versicherer billigerweise verlangen konnte und verlangt
hatte, innerhalb einer angemessenen Frist zu beseitigen Ein Umsland, welcher
schon zu einem Schaden geführt hat, gilt im Zweifel als besonders
gefahrdrohend.

1.2 Der Versicherungsnehmer hat alles ihm Zumutbare zu lun, um Ursachen,
Hergang und Folgen des Versicherungsfalles aufzuklären und den enlstandenen
Schaden gering zu halten.

1.3 Er hat den Versicherer umfassend und unverzüglich, spälestens innerhalb einer
Woche ab Kenntnis, zu informieren, und zwar in geschriebener Form, sofern nicht
die Schriftform ausdrücklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart wurde, falls
erforderlich auch fernmündlich oder fernschrift lich

lnsbesondere sind anzuzeigen:

1.3.'l der Versicherungsfall;

1.3.2 die Geltendmachung einer Schadenersalzforderung;

1.3.3 die Zustellung einer Strafverfügung sowie die Einleitung eines Straf-,
Veruallungsstraf- oder Disziplinarverfahrens gegen den Versicherungsnehmer
oder den Versicherten;

1.3 4 alle Maßnahmen Dritter zut
Schadenersatzforderun gen.

gerichtlichen Durchsetzung von

19@"fw,
1.4 Der Versicherungsnehmer hat den Versicherer bei der Feststellung und

Erledigung oder Abwehr des Schadens zu unterstülzen.

1.4.1 Der Versicherungsnehmer hat den vom Versicherer beslellten Anwalt
(Verteidiger, Rechtsbeistend) zu bevollmächtigen, ihm alle von ihm benötigten
lnformalionen zu geben und ihm die Prozessführung zu überlassen.

142 lsl dem Versicherungsnehmer die rechtzeitige Einholung der Weisungen des
Versicherers nicht möglich, so hat der Versicherungsnehmer aus eigenem
innerhalb der vorgeschriebenen Frisl alle gebotenen Prozesshandlungen (auch
Einspruch gegen eine Strafuerfügung) vorzunehmen.

1 4.3 Der Versicherungsnehmer ist nicht berechtigl, ohne vorherige Zustimmung des
Versicherers eine Schadenersatzverpfliohtung ganz oder zum Teil
anzuerkennen - es sei denn, der Versicherungsnehmer konnte die
Anerkennung nicht ohne offenbare Unbilligkeil verureigern - oder zu
vergleichen.

1.5 Zum Zweck der Aufrechterhallung der Aquivalenz zwischen Risiko und prämie ist
der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer die Angaben gemäß
Art.11, Pkt.3.1 AHVB auf Anfrage wahrheitsgemäß mitzuteilen.

2 Der Versicherer ist bevollmächtigt, im Rahmen seiner Verpflichtung zur Leistung
alle ihm zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Namen des Versicherungs-
nehmers abzugeben.

Artikel 9

Abtretung oder Verpfändung des Versicherungsanspruches

Der Versicherungsanspruch darf vor seiner endgi.iltigen Feststellung ohne
ausdrückliche Zuslimmung des Versicherers weder abgetreten noch verpfändet
werden

Artikel 10

Versicherung für fremde Rechnung

Soweit die Versicherung neben Schadenersalzverpflichtungen des
Versicherungsnehmers selbst auch Schadenersatzverpflichtungen anderer Personen
umfassl, sind alle in dem Versicherungsverlrag bezüglich des Versicherungsnehmers
getroffenen Bestimmungen auch auf diese Personen sinngemäß anzuwenden; sie
sind neben dem Versicherungsnehmer im gleichen Umfang wie dieser fllr die
Erfüllung der Obliegenheiten verantwortlich Die Ausübung der Rechte aus dem
Versicherungsvertrag steht ausschließlichdem Versicherungsnehmer zu.

Artikel 11

Versicherungsperiode; Prämie, Beginn und Voraussetzungen des
Versicherungsschutzes; Prämienaufteilung; Kosten, Spesen, Verzugszinsen,

Geschäftsgebühr

1 AIs Versicherungsperiode gilt, wenn der Versicherungsvertrag nicht für eine kürzere
Zeit abgeschlossen ist, der Zeitraum eines Jahres, gerechnet vom Tag des
Hauptfälligkeitstermins an, und zwar auch dann, wenn die Jahresprämie
vertragsgemäß in Teilbeträgen zu entrichten ist,
Der Hauptfälligkeitstermin ist jeweils der Erste jenes Monats, in dem die in der
Polizze ausgewiesene Versicherungsdauer endet.

2 Die erste oder die einmalige Prämie einschließlich Steuern ist vom
Versicherungsnehmer gegen Übermittlung der Polizze sofort nach Abschluss des
Versicherungsvertrages (Zugang der Polizze oder einer gesonderten Antrags-
annahmeerklärung) und Aufforderung zur Prämienzahlung zu zahlen.

3 Der Versicherungsschutz beginnt mit dem vereinbarten Versicherungsbeginn,
jedoch nur unter der Voraussetzung, dass der Versicherungsnehmer die ersle oder
einmalige Prämieeinschließlich Steuern rechtzeitig, das heißt innerhalb von 14
Tagen, oder ohne schuldhaften Verzug zahlt
Die nähere Bestimmung des Beginns dieser Frist von 14 Tagen, die weiteren
Vorausselzungen für die Leistungsfreiheit bei Zahlungsverzug oder bei nur leil-
weiser Zahlung der ersten oder einmaligen Prämie, die Beslimmung des Beginns
des Versicherungsschutzes bei nicht rechtzeitiger Prämienzahlung sowie weitere
Rechtsfolgen des Zahlungsvezuges sind in den §§ 38 und 39a VersVG geregelt.

4 Die nicht rech2eitige Zahlung der ersten oder einmaligen Prämie einschließlich
Steuern berechligt den Versicherer gemäß den Voraussetzungen des § 38 VersVG
zum Rücklritl vom Verlrag.

5 Die Folgeprämien sind zu den jeweils vereinbarten Fälligkeitsterminen zu zahlen
Die Rechtsfolgen des Zahlungsverzugs mit Folgeprämien sind in den §§ 39, 39a
und 91 VersVG geregelt.

6 Wird der Versicherungsvertrag während der Versicherungsperiode oder sonst
vozeilig aufgelösl, so gebührt dem Versicherer die Prämie für die bis dahin
verstrichene Vertragslaufzeit, soweit nicht Sonderbestimmungen anderes vorsehen
(§ 40 Salz 1 VersVG).
Endel der Versicherungsvertrag vor AblauI der Vertragszeit wegen Wegfalls des
lnteresses, gebührt dem Versicherer die Prämie, die er hätte erheben können,
wenn die Vereicherung nur bis zu dem Zeitpunkt beanlragt worden wäre, in
welchem der Versicherer von dem Wegfall des lnteresses Kenntnis erlangt
(§ 68 Abs 2 VersVG)

7 Die einzelnen Sparten einer Bündelversicherung stellen rechtlich selbständige
Verträge dar lm Fall des Prämienzahlungsverzuges wird der aushaftende Betrag

ffi
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im Verhältnis der für die einzelnen Sparten vereinbarten Prämien auf die
einzelnen Verträge aufgeleilt.

8 lm Fall des Zahlungsvezuges wird der Versicherer die aushaflenden Beträge in

angemessene[ und branchenüblicher Weise zunächst außergerichtlich beim
Versicherungsnehmer einmahnen. Der Versicherungsnehmer hat die dadurch
verursachten Mehraufwendungen, die als Mahnspesen verrechnel werden, dem
Versicherer zu ersetzen

9 Die aushaflenden Beträge vlerden, unabhängig von den sonstigen Folgen der
Nichtzahlung, vom Fälligkeitstag an bis zur vollständigen Erfüllung der
Zahlungsverpflichtung mit einem Zinssatz von 0,8 Prozenl je Monat verzinst.

lm Fall von Zahlungsrücfi:ständen werden beim Versicherer einlangende
Zahlungen vorrangig auf aushaftende Zinsen und Kosten - unabhängig davon, ob
es sich um Zinsen und Kosten aus älteren oder jüngeren Prämienfälligkeiten
handelt- dann jeweils auf die ältesten, bereils fälligen Prämienforderungen
angerechnet

10 Wird der Vertrag aus Verschulden des Versicherungsnehmers oder sonst aus
Gründen, die n der Sphäre des Versicherungsnehmers liegen, vorzeitig beendet,
so isl der Versicherungsnehmer verpflichtet, dem Versicherer eine angemessene
Geschäftsgebühr zu bezahlern Diese beträgt 30 % der jeu'reiligen Jahresprämie,
mindestens EUR 35,--, höchstens EUR 350,--.

Artikel 12

Automatische Vertragsverlängerung, KÜndigung, Risikowegfall

1 Der Vertrag gilt zunächst für die in der Polizze festgesetzte Dauer. Beträgt die
vereinbarte Vedragsdauer mindestens ein Jahr, verlängert sich der Vertrag um
jeweils ein Jahr, wenn er nioht drei Monale vor Ablauf gekündigt wird Für die
Erklärung der Ablaufkündigung steht die gesamte Vertragslaufzeit, unter Beachtung
der zuvor beslirnmten Frist von drei Monaten, zur Verfügung

Für Versicherungsverträge, deren Abschluss nicht zum Betrieb eines
Unlernehmens des Versicherungsnehmers gehört (i/erbraucherverträge) ist
vereinbart, dass der Versicherer den Versicherungsnehmer auf die Rechtsfolge der
Vertragsverlängerung bei unterlassener Kündigung frühestens sechs Monate,
spätestens aber vier Monate vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit, besonders
hinweisen wird.

Beträgt die vereinbarte Vertragsdauer weniger als ein Jahr, endet der Vertrag ohne
Kündigung

2 Kündigung im \/ersicherungsfall

2 1 Hat nach Eintritt eines Versicherungsfalles der Versicherer die Verpflichtung zur
Leistung der Entschädigung anerkannt, so sind beide Vertragspartner dann
berechtigt, den Versicherungsvertrag zu kündigen, wenn die gesamten
Schadenszahlungen seit Berginn des Vertrages, längstens jedoch innerhalb des
lelzten Jahres, die für diesen Zeilraum verrechnete Prämie übersleigen

Beide Verlragsparlner verzichlen jedoch auf dieses Kündigungsrechl im
Versicherungsfall, wenn sich eine diese Grenze übersteigende
Schadensbelastung aus einem einzelnen Schadensereignis ergibl

2 2 Davon unab,hängig ist zur Kündigung berechtigt

- der Versicherer in allen Fällen des vollendelen oder auch bloß versuchten
Versicherungsmissbrauchs durch den Versicherungsnehmer bzw sonst aus
dem Verlrag Anspruchsberechtigten;

- der Versicherungsnehmer, wenn der Versicherer die Leistung der fälligen
Entschädigung zu Unrecht verweigerl

2 3 Die Kündigung ist jederzeit, jedoch nur bis zum Ablauf eines Monals seit dem
Abschluss der Verhandlungen über die Entschädigung zulässig.

2 4 Der Versicherer hat eine Kündigungsfrist von einem Monat einzuhalten Hat der
Versicherungsnehmer einen Entschädigungsanspruch arglistig erhoben, isl der
Versicheret jedoch berechtigt, den Versicherungsvertrag nach ,Ablehnung des
Entschädigungsanspruches mit sofortiger Wirkung zu kündigen

2 5 Der Versicherungsnehmer kann nicht für einen späteren Zeitpunkt als den
Schluss der laufenden Versicherungsperiode kündigen.

Artikel l3
Gerichtsstand ; anzuwendendes Recht

Für die aus diesem Versiicherungsverhältnis entstehenden Rechtsstreitigkeiten ist
ausschließlich das Gericht des inländischen Wohnsitzes (Sitzes) des
Versicherungsnehmers zuständig, soweit dies nach inlernalionalen Ubereinkommen
zulässig ist. Es ist österrei<;hisches Recht anzuwenden,

Artikel 14

Form der Erklärungen

Für sämtliche Anzeigen und Erklärungen des Versicherungsnehmers an den
Versicherer ist die geschriebene Form erforderlich, sofern nicht die Schrlftform
ausdrücklich und mit gesonderter Erklärung vereinbart wurde
Der geschriebenen Form wird durch Zugang eines Textes in Schriflzeichen ent-
sprochen, aus dem die Person des Erklärenden hervorgeht (z B Telelax oder E-Mail),
Schriftform bedeutet, dass dem Erklärungsempfänger das Original der Erklärung mi1
eigenhändiger lJnterschrifl des Erklärenden zugehen muss.

Artikel 15

Wohnortwechsel - Adressänderung

Der Versicherungsnehmer hat einen Wechsel seiner Anschrifl dem Versicherer
bekannt zu geben. Eine rechtlich bedeutsame Erklärung gill auch dann als
zugegangen, r /enn der Versicherungsnehmer seiner Verpflichtung zur Bekanntgabe
des Anschriftwechsels nioht nachkommt und der Versicherer die Erklärung an die
zuletzt bekannt gegebene Anschrift des Versicherungsnehmers sendet

Rententafel
auf Grund der österreichischen allgemeinen Sterbetafel OEI\4 2000/2002 und ernes Zinsfußes von jährlich 3 % (Art 5, Pkt 4)

Jahresbetrag der monatlich im Voraus zahlbaren lebenslänglichen Rente Iür eine kapitalsmäßige Bereclrnungsgrundlage von EUR 1.000,- (Bei zeitlich begrenzten Renten ist
dieHöhederaufeineVersicherungssummevonEURl000,-entfallendenJahresrenleausdenselbenRechnungsgrundlagenzuerslellen FürdieBerechnungderRenteistdas
Alter des

Alter Jahresrente A ter Jahresrente Alter Jahresrente Alter Jahresrente Alter Jahresrente A ter Jah resrente

0 33,50 17 36,56 34 42,30 51 55,53 68 90,75 85 222,12

1 33,62 18 36,79 42,81 52 56,72 94,41 86 237,09

2 33,75 19 37,03 36 43,34 53 57,97 70 98,36 87 253,55

33 89 20 37,28 37 43,91 54 59 30 71 102,63 88 tl I,lO

4 34,03 21 38 44,50 55 60,70 72 107,26 89 291,97

E 34,19 22 37,80 39 45,12 56 62,18 112,28 90 314,40

b 34,34 aa 38 08 40 45,77 57 63,76 74 117,76 91 339,20

7 34 51 24 38,38 41 46 45 58 65,45 75 123,72 92 366,54

a 34,68 25 38,69 42 47,16 AO 67,26 /b 130,24 YJ 396,71

o 34,86 2ö 39 01 43 47,92 60 69,20 77 137,36 94 430,39

10 35,05 27 39,35 44 48,71 51 71,28 78 145,15 95 469,14

11 35,24 28 39,71 45 49,54 62 73,51 79 153,67 96 516,41

12 35,44 40,09 46 50,41 63 75,90 80 162,96 o7 580,35

35,65 30 40,49 47 51 ,34 64 78,47 81 173,08 98 683,05

14 35,87 31 40,91 48 52,31 65 81,23 82 184,03 99 903,98

15 36,10 1a 41 ,35 49 53,33 66 84,1 8 ÖJ '195,79 100 1 845,02

16 36,33 41,81 50 54,40 67 87,34 84 208,42
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Ergänzende Allgemeine Bedingungen für die
Haftpfl ichtversicherung (EHVB)

Abschnitt B:
Ergänzende Regelungen für spezielle Betriebs- und Nichtbetriebsrisiken

Vorbemerkung: Deckung reiner Vermögensschäden

Falls in den nachstehenden Bestimmungen oder in einer Besonderen Bedingung die
Deckung reiner Vermögensschäden vorgesehen ist, gilt folgendes:

1 Reine Vermögensschäden sind solche Schäden, die weder Personen- noch
Sachschäden sind (Art,1, Pkt 2 AHVB), noch sich aus solchen Schäden herleiten

2 Abweichend von Art.1 AHVB ist Versicherungsfall ein Verstoß (Handlung oder
Unterlassung), der den versicherten Tätigkeiten entspringt und aus welchem dem
Versicherungsnehmer Söhadenersatzverpflichtungen erwachsen oder enrvachsen
könnten

2.1 Serienschaden: Als ein Versicherungsfall gelten auch die Folgen

2.1 1 einesVersloßes;

2 1 2 mehrerer auf derselben Ursache beruhender Verstößei

2 1 3 mehrerer im zeitlichen Zusammenhang slehender und auf gleichartigen
Ursachen beruhender Verslöße, wenn zwischen diesen Ursachen ein
rechtlicher, technischer oder wirtschaftlicherZusammenhang besteht

Art.4, Pkt 2 AHVB findet sinngemäß Anwendung

3 Abweichend von Art.3 AHVB besteht Versicherungsschulz, wenn der Verstoß in
dem in der Polizze vereinbarten örtlichen Geltungsbereich begangen wurde, sich in
diesem wirlschaftlich auswirkt und auch die Geltendmachung des Anspruches in
diesem örtlichen Geltungsbereich erfolgt

4 Abweichend von Art 4 AHVB besteht Versicherungsschulz, wenn der Verstoß
während der Wirksamkeit des Versicherungsschutzes begangen wurde und die
Anzeige des Versicherungsfalles beim Versicherer spätestens zwei Jahre nach
Beendigung des Versicherungsverlrages einlangt

4.1 Wurde ein Schaden durch Unterlassung verursachl, so gilt im Zweifel der Verstoß
mit dem Tag als begangen, an dem die versäumte Handlung spälestens hätte
vorgenommen werden müssen, um den Eintritt des Schadens abzuwenden.

5 Ausgeschlossen vom Versicherungsschulz sind Schäden durch Fehlbeträge bei
der Kassenführung, durch Verstöße beim Zahlungsakt, durch Veruntreuung seitens
des Personals des Versicherungsnehmers oder anderer fijr ihn handelnder
Personen, durch Verlust oder Abhandenkommen von Geld, Wertpapieren und
Wertsachen sowie durch Überschreitung von Kostenvoranschlägen und Krediten.

2, Baugewerbe und ähnliche Gewerbe
'l Darunter fallen im Sinn dieser Bedingungen:

Hoch- und Tielbauunternehmen (einschließlich Stahlbauunlernehmen), Baumeister
(Maurermeister), Zimmermeisler, Brunnenmeister, Abdichter gegen Feuchtigkeit
und Druckwasser, Asphaltierer und Schwarzdecker, Dachdecker, Fliesenleger,
Spengler, Gas- und Wasserleilungsinstallaleure, Elektroinstallaleure (Elektriker),
Heizungs- und Klimatechniker, Abbruchsunternehmer, Baggereien (Deichgräber),
Sand- und Schotlererzeuger, Sprengungsunternehmer und Sprengmeister,
Sleinbruchunternehmer und Tielbohrunternehmer.

2 Die Versicherung erstreckt sich nach Maßgabe des Deckungsumfanges der AHVB
und des Abschnittes A der EHVB insbesondere auch auf
Schadenersatzverpfl ichtungen aus

2.1 Personen- und Sachschäden, die aus vom Versicherungsnehmer
vorgenommenen Planungen entstehen;

2.2 Schäden an unlerirdischen Anlagen (wie Elektrizitäts-, Gas-, Wasserleitungen,
Fernmeldekabel, Kanäle und dgl.), wobei Art7, Punkte 10,2 und 103 AHVB
keine Anwendung finden;

2.3 Schäden infolge Unterfahrens oder Unterfangens von Bauwerken;

2,4 Schäden durch Senkung von Grundstücken, auch eines darauf errichteten
Bauwerkes oder eines Teiles eines solchen sowie durch Erdrutschungen;

2.5 Schäden an benachbarten Bauwerken infolge Unterlassung sachgemäßer
Pölzungen (auch Versteifungen und Verspreizungen);

2.6 Schäden durch Sprengungen nach Maßgabe folgender Bestimmungen:

2.6 1 VersicherungsschuL besteht nur dann, wenn die Sprengarbeiten von einem
Sprengbefugten im Sinn der Sprengarbeiten-Verordnung (BGBI Nr. 7711954),
in der jeweils geltenden Fassung, durchgeführt werden.

2 6 2 Sachschäden, die sich innerhalb eines Radius von 100 m von der Sprengstelle
ereignen, sind vom Versicherungsschutz ausgeschlossen

2,6.3 Darüber hinaus leistet der Versicherer keinen Versicherungsschulz für solche
Sachschäden, mit denen bei Sprengarbeiten trotz Anwendung der
vorgeschriebenen Sicherheitsmaßnahmen üblichenareise gerechnet werden
MUSS
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Versicherung Aktiengeseltschaft

3 Soweit keine abweichende Regelung vereinbart ist, beträgt der selbstbehalt in
jedem Versicherungsfall bei

3 1 Schäden an unterirdischen Anlagen:

20 % des Schadens, mindeslens EUR 175,--, höchslens EUR 1 750,-;
3.2 sonstigen Sachschäden:

10 % des Schadens, mindestens EUR 175,--, höchstens EUR 1.750,--

4 Die Versicherung erstreckt sich nicht auf Schadenersatzverpflichtungen aus der
Beteiligung an Arbeilsgemeinschaften. Das Tätigwerden eines partners der
Arbeitsgemeinschaft als Subunternehmer dieser Arbeitsgemeinschaft aufgrund
eines schrifilichen Auftrages gilt nicht als Beteiligung an der Arbeitsgemeinschaft.

5. Fremdenbeherbergung
1 Die Versicherung erstreckl sich abweichend von Art.7, Punkte 10.1 und 10 2 AHVB

auch auf die Hallung des Versicherungsnehmers als Verwahrer aus der
Beschädigung von eingebrachten Sachen der zur Beherbergung aufgenommenen
Gäste. Als eingebracht gelten Sachen, die dem Versicherungsnehmer oder einem
seiner Leute übergeben oder an einen von diesen angewiesenen oder hierzu
beslimmten Ort gebracht sind.

2 Nur bei besonderer Vereinbarung erstreckt sich der Versicherungsschutz auch auf
die gleichartige Haftung des Versicherungsnehmers aus dem Verlust und
Abhandenkommen der in Pkt.1 bezeichneten Sachen.

Bei Vorliegen einer solchen Vereinbarung ist der Versicherungsnehmer - bei
sonstiger Leistungsfreiheit des Versicherers gemäß den Voraussetzungen und
Begrenzungen des § 6 VersVG (vollständiger Gesetzeslext im Anhang 1 der
Polizze) - verpfl ichtet,

2.1 im Fall des Verlustes oder Abhandenkommens einer Sache unverzüglich bei der
zuständigen Sicherheitsbehörde Anzeige zu erstatten;

2.2 sofern der Betrieb einer behördlichen Gewerbeberechtigung bedarf, überdies
durch augenfälligen Anschlag bekannt zu geben, dass Geld, Werlpapiere
(Reisezahlungsmittel) und Kostbarkeiten gegen Bestätigung bei der hierfür
bezeichneten Stelle des versicherten Betriebes zu hinterlegen sind.

3 Ausschlüsse vom Versicherungsschutz

Die Ausdehnung des Versicherungsschulzes gemäß den Punkten 1 und 2 erstreckt
sich nicht auf Ansprüche aus Schäden

3 1 an den eingebrachten Sachen bei oder infolge einer über den Rahmen der
Beförderung hinausgehenden Tätigkeit an oder mil ihnen durch den
Versicherungsnehmer oder seine Leute;

3.2 an den von den Gästen eingebrachten Kraft- und Wasserfahrzeugen, deren
Zubehör und Beslandteilen und den auf oder in diesen Fahzeugen beflndlichen
Sachen, soweit der Schadenersalzanspruch auf den §§ 970 oder 970 a ABGB
beruht;

3 3 aus dem Verlust oder Abhandenkommen von Sachen aus allgemein
zugänglichen Räumen, in denen Speisen oder Getränke verabreicht werden.

4 Die Versicherung erstreckl sich abwoichend von Art.1, Pkt.2 AHVB auch auf
Schadenersatzverpflichtungen aus reinen Vermögensschäden bis zu einer
Versicherungssummevon EUR 7.500,--.

10. Haus- und Grundbesitz
1 Die Versicherung erstreckt sich nach Maßgabe des Deckungsumfanges der AHVB

auf Schadenersatzverpflichtungen

'I 1 aus der lnnehabung, Verwaltung, Beaufsichtigung, Versorgung, Reinhallung,
Beleuchtung und Pflege der versicherten Liegenschaft einschließlich der in oder
auf ihr befindlichen Bauwerke und Einrichtungen wie z.B. Aufzüge, Heizungs- und
Klimaanlagen, Schwimmbecken, Kinderspielplätze und Gartenanlagen.

Ein im unmittelbaren räumlichen Zusammenhang mit der versicherten
Liegenschaft vorhandener Privatbadestrand ist mitversichert.

1.2 aus der Durchführung von Abbruch-, Bau-, Reparatur- und Grabarbeiten an der
versicherten Liegenschafl, wenn die Gesamtkosten des Bauvorhabens unter
Einrechnung etwaiger Eigenleistungen EUR75.000,-- nicht ilberschreiten.
Abschnitt B, 2.2, Pn 2 EHVB findet Anwendung. Für solche Bauvorhaben sind
Schadenersatzverpflichtungen des Versicherungsnehmers als Bauherr
mitversichert.

1 3 aus der Fremdenbeherbergung auf der versicherlen Liegenschaft nach Maßgabe
von Abschnitt B, 2.6 EHVB, wenn keine behördliche Gewerbeberechligung
erforderlich ist;

1.4 aus Sachschäden durch Umwellstörung aus der Lagerung von
Mineralölprodukten bis zu einem Lagervolumen von 100 Liter nach Maßgabe des
Art.6 AHVB.

Die Versicherungssumme hierfür beträgt im Rahmen der
Pauschalversicherungssumme EUR 75.000,--,

Abweichend von Art.6, Ph.3.5 AHVB beträgt der Selbstbehalt des
Versicherungsnehmers in jedem Versicherungsfall EUR 350,--.
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2 Mitversichert nar:h Maßgabe ders Pkt,1 sind Schadenersatzverpflichtungen

2 1 des Hauseigentümers und -besitzers;

2 2 des Hausverwirllers und des l-lausbesorgers;

23 jenerPersonen,dieimAuftragdesVersicherungsnehmersfürihnhandeln,sofern
diese Tätigkeil nicht in Ausübung ihres Berufes oder Gewerbes erfolgti

2.4 jener Personen, die infolge Firuchtnießung, Konkurs- oder Zwangsverwaltung an
die Stelle des Versicherungsnehmers trelen

Ausgeschlossen sind Personenschäden, bei welchen es sich um Arbeitsunfälle im
Sinn der Sozialversicherungsgesetze unler gleichgestellten, beauflragten Personen
gemäß den Punklen 2 1 bis2 4 handelt

3 Bei Schäden durch Witterungsniederschläge an Tapeten, Zimmermalereien,
Zierstukkaturen, Wandverkleidungen, Fußböden, Strom-, Fernsprech- oder
anderen Leitung;en und an sonstigem Zubehör des Hauses in vernnieteten Wohn-
und Geschäftsräumlichkeiten - ausgenommen an Fenstern und Türen der
Außenseite des Gebäudes - leistel der Versicherer abweichend von Art 1 AHVB
Ersalz, auch wenn eine Haftpflicht des Vermieters gegenüber dem Mieter nicht
gegeben ist

Der Ersatz umfasst die Koslen der Wiederherstellungsarbeiten, soweil es sich nicht
um Erhaltungskosten handelt, die der Vermieter gesetzlich zu lragen hat.

Entstehen die genannterr Schäden durch Uberschwemmungen, Grundwasser oder
im Zusammerrhang mit Erdbeben, so leistet der Versicherer nur nach Maßgabe des
Art 1 AHVB

Schadenersalzansprüchr: von Miteigenlümern, Wohnungseigentümern,
Nutzungsberechtigten und deren Angehörigen (Art 7, Pkt.6 2 AHVB) sind
mitversichert, sofern diese Personen oder ihre gesetzlichen Vertreler nicht zufolge
persönlicher llandlungen oder Unlerlassung für den eingetrelenen Schaden selbst
verantwortlich sind,

Der Versicherungsschutz gemäß Pkt 3 gilt sinngemäß auch für die von diesen
Personen benutäen Wohn- und Geschäftsräumlichkeiten.

11. Tierhaltung
Die Versicherrung erstreckt sich auch auf die Schadenersatzverpflichtung des
jeweiligen Venarahrers, Belreuers oder Verfügungsberechtigten

Nur bei besonderer Vereinbarung besteht Versicherungsschutz für
Schadenersatzverpflichtungen aus Schäden an zum Belegen zugeführten Tieren

Der Versicherungsschutz erstreckt slch abweichend von Art 3 AHVB auf
Versicherungsfälle, die in Europa oder einem außereuropäischen Mittelmeer-
Anliegerstaat eingetreten sind
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Polizze Nr.

Graz, am 06.08.2018

4,715.226

Zusatzbedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für die Feuerversicherung

von Wohngebäuden
(ZB F WG 2002 tStufe 3)

1. Wohngebäude sind mit allen Baubestandteilen über und unter Erdniveau
versichert; dabei zählen zu den Baubeslandteilen auch:

- Blilzschutzanlagen

- Eleklro-, Gas- und Wasserinstallationen samt Zubehör, jedoch ohne
angeschlossene Einrichlungen und Verbrauchsgeräte

- Sanitäranlagen, das sind Klosetts, Bade- und Wascheinrichtungen

- Heizungs-, Warmwasserbereitungs-, Lüftungs- und Klimaanlagen

- Aufzüge

2. Soweit im Eigentum des Gebäudeeigenlümers befindlich, ist auch folgendes
Gebäudezubehör mitversichert:

- fest eingebaute Trennungswände, Zwischendecken, Wand- und Decken-
verkleidungen, nicht jedoch Einbaumöbel

- gemauerte Ofen

- Markisen, Jalousien und Rolläden samt Betätigungselementen

- Balkonverkleidungen

- Außenanlennen

- Torsprech- und Gegensprechanlagen, Torbetätigungsanlagen

- Brandmeldeanlagen, Alarmanlegen

bei Miet-, Wohnungseigentums- und Genossenschaftswohnhäusern auch
die

- Einrichtung von allgemein genulzlen Räumen,

- Reinigungs- und Gartengeräle,

- Außenbeleuchtungskörper.

- Geschäftsportale, sofern sie sich im Eigentum des Gebäudeeigentümers
befinden oder soweit der Gebäudeeigentümer für die Wiederherstellung
aufzukommen hat.

3. Soweit der Versicherer dem Versicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden
erselzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Versicherungsnehmers oder
Versicherten gegen Dritte auf den Versicherer über (Artikel 11 AFB)

Der Versicherer verzichtet jedoch auf diesen Regreßanspruch, wenn sich der
Ersatzanspruch gegen einen Wohnungsinhaber, dessen Hausangestellten oder
gegen einen im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehörigen (auch
Lebensgefährten) richtet.

Dieser Regreßverzicht gilt nur dann, wenn der Ersatzpflichtige den Schaden weder
grobfahrlässig noch vorsätzlich herbeigeführt hat.

ffi
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Polizze Nr. 4,715.226

Graz, am 06 08.2018

Zusatzbedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für die Sturmversicherung

von Wohngebäuden
(ZB St WG 2002 / Stufe 3)

1, Wohngebäude sind mit allen Baubestandteilen (ausgenommen Verglasungen und
Kunststoffverglasungen aller Art, auch Lichtkuppeln) über und unter Erdniveau
versichert; dabei zählen zu derr Baubestandteilen auch:

- Blitzschutzanlagen

- Elektro-, Gas- und Wasserinstallationen samt Zubehör, jedoch ohne
angeschlossene Einrichtungen, Verbrauchsgeräte und Solaranlagen zur
Stromerzeugung

- Sanitäranlagen, das sind Klosetts, Bade- und Wascheinrichtungen

- Heizungs-, Warmwasserbereitungs-, Lüflungs- und Klimaanlagen, ausgenommen
Solaranlagen

- Aufzüge

2 Soweit im Eigentum des Gebäudeeigenlümers beflndlich, ist auch folgendes
Gebäudezubehör mitversichert:

- fest eingebaute Trennungswände, Zwischendecken, Wand- und Decken-
verkleidungen, nichl jedoch Einbaumöbel

- gemauerte Ofen

- Jalousien und Rolläden samt Betätigungselemenlen

- Balkonverkleidungen

- Torsprech- urrd Gegensprechanlagen, Torbetätigungsanlagen

- Brandmeldeanlagen, Alarmanlagen

bei Miet-, Wohnungseigentums- und Genossenschaftswohnhäusern auch
die

- Einrichtung von allgemein genulzten Räumen,

- Reinigungs- und Gartengeräte in Gebäuden

- Geschäftsportale, sofern sie sich im Eigentum des Gebäudeeigentümers
befinden, oder soweit derr Gebäudeeigenlümer für die Wiederherstellung
aufzukommen hat.

3 Soweit der Versicherer dem V'ersicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden
ersetä, gehen allfällige Schadenersalzansprüche des Versicherungsnehmers oder
Versicherten gegen Dritte auf den Versicherer über (Artikel 12 ASIB).

Der Versicherer verzichtet jedoch auf diesen Regreßanspruch, wenn sich der
Ersalzansprucir gegen einen Wohnungsinhaber, dessen Hausangestellten oder
gegen einen im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehörigen (auch
Lebensgefährten) richlet.

Dieser Regreßverzicht gilt nut dann, wenn der Ersatzpflichtige den Schaden weder
grobfahrlässig noch vorsätzlich herbeigeführt hat.
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Polizze Nr.

Gtaz, am 06.08 2018

4,715.226

Zusatzbedingungen der Grazer Wechselseitigen
Versicherung AG für die Leitungswasserversicherung

von Wohngebäuden
(ZB W WG 2002 / Stufe 3)

1, Wohngebäude sind mit allen Baubestandteilen über und unter Erdniveau
versichert; dabei zählen zu den Baubestandteilen auch:

- Blitzschutzanlagen

- Elektro-, cas- und Wasserinstallationen samt Zubehör, jedoch ohne
angeschlossene Einrichtungen (ausgenommen bei Frostschäden) und
Verbrauchsgeräte

- Sanitäranlagen, das sind Kloselts, Bade- und Wascheinrichtungen

- Heizungs-, Warmwasserbereitungs- und Lüflungsanlagen, ausgenommen
Solaranlagen, Fußbodenheizungen und Klimaanlagen

- Aufzüge

2. Soweit im Eigentum des Gebäudeeigentümers befindlich, ist auch folgendes
Gebäudezubehör mitversichert:

- fest eingebaute Trennungswände, Zwischendecken, Wand- und Decken-
verkleidungen, nicht jedoch Einbaumöbel

- gemauerte Ofen

- Markisen, Jalousien und Rolläden saml Betätigungselemenlen

- Balkonverkleidungen

- Außenantennen

- Torsprech- und Gegensprechanlagen, Torbetätigungsanlagen

- Brandmeldeanlagen, Alarmanlagen

bei Miet-, Wohnungseigentums- und Genossenschaftswohnhäusern auch
die

- Einrichlung von allgemein genutzten Räumen,

- Reinigungs- und Gartengeräte in Gebäuden,

- Außenbeleuchtungskörper.

- Geschäftsportale sofern sie sich im Eigentum des Gebäudeeigentümers
befinden, oder soweit der Gebäudeeigentümer für die Wiederherstellung
aufzukommen hat

3. Soweil der Versicherer dem Versicherungsnehmer oder Versicherten den Schaden
ersetzt, gehen allfällige Schadenersatzansprüche des Versicherungsnehmers oder
Versicherten gegen Dritte auf den Versicherer über (Artikel 12 AWB)

Der Versicherer verzichtet jedoch auf diesen Regreßanspruch, wenn sich der
Ersatzanspruch gegen einen Wohnungsinhaber, dessen Hausangeslelllen oder
gegen einen im gemeinsamen Haushalt lebenden Familienangehörigen (auch
Lebensgefährten) richlet

Dieser Regreßverzicht gilt nur dann, wenn der Ersatzpflichtige den Schaden weder
grobfahrlässig noch vorsätzlich herbeigeführt hat
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